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209. Sitzung 

Bonn, den 16. April 1986 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, ich eröffne die Sitzung. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/5309 — 

Der  Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit braucht nicht auf-
gerufen zu werden, weil die Frage 1 der Abgeordne-
ten Frau Blunck und die Frage 2 des Abgeordneten 
Stiegler auf Wunsch der Fragesteller schriftlich be-
antwortet werden sollen. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Dr. Köhler zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 3 des Abgeordneten Toete-
meyer auf: 

Ist der Bundesregierung die Aussage von Herrn Hans-Erik 
Staby in der „Nationalversammlung" Namibias bekannt, wo-
nach die Bundesregierung bisher 80 Millionen DM für Na-
mibia zur Verfügung gestellt habe? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Kol-
lege Toetemeyer, ich beantworte Ihre Frage mit Ja. 
Die Bundesregierung ist durch die Botschaft Preto-
ria am 13. März 1986 über diesen Sachverhalt infor-
miert worden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Es kommt selten vor, daß die 
Bundesregierung mit Ja antwortet. Deswegen habe 
ich keine Zusatzfrage. 

Vizepräsident Westphal: Dann kommen wir zur 
Frage 4 des Abgeordneten Toetemeyer: 

Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, eine detail-
lierte Aufschlüsselung dieses Betrages getrennt nach Haus-
haltsjahren und Zweckbestimmung darzulegen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Toetemeyer, auch diesmal antworte ich mit Ja. Die 
Bundesregierung ist dazu bereit. 
Die Aufschlüsselung wird in der Antwort der 

Bundesregierung auf die Große Anfrage der GRÜ-
NEN zur Namibia-Politik -- Drucksache 10/3568 — 
enthalten sein. Ich bin aber selbstverständlich be-
reit, Ihnen diese Angaben gesondert schriftlich zu 
übermitteln. 
Sie werden bemerkt haben, daß die Bundesregie-

rung in diesem Fall von der üblichen Regelung ab-
weicht, die Tätigkeit der Nicht-Regierungsorganisa-
tionen wegen ihrer Unabhängigkeit und des nicht-
staatlichen Charakters ihrer Arbeit nicht detailliert 
in öffentlicher Sitzung darzustellen. Wir tun das, 
weil wir dem eigenen Parlament natürlich nicht In-
formationen vorenthalten wollen, die im Ausland 
bereits veröffentlicht worden sind. Grundsätzlich 
halten wir aber die Beibehaltung der erwähnten 
Regelung für richtig. Genauso halten wir es auch 
weiterhin für richtig, über die laufende Unterrich-
tung des Parlaments hinaus auf Wunsch auch ein-
zelnen Mitgliedern des Bundestages zusätzliche 
Auskünfte zu gewähren, um deren vertrauliche Be-
handlung wir dann bitten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Diesmal eine Zusatzfrage — 
das war ein ausführlicheres Ja —: Herr Staatsse-
kretär, stimmen Sie mir zu, daß Sie in dieser Frage 
eine gute Übung der vorhergehenden Bundesregie-
rung fortführen, daß es gute Gründe dafür gibt, ge-
wisse Dinge in der Öffentlichkeit nicht darzustellen, 
und sind Sie auch bereit, mir darin zuzustimmen, 
daß durch die mir vorab gegebene Antwort mein 
Informationsbedürfnis voll befriedigt wird? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Toetemeyer, ich bin wirklich betrübt, daß ich Ihre 
Erwartungshaltung nun zum dritten-  und vierten

-

mal enttäuschen muß: Ich habe wiederum mit Ja zu 
antworten. 

Vizepräsident Westphal: Das war ja ein guter 
Einstieg. Schönen Dank, Herr Staatssekretär Köh-
ler, für die Beantwortung der Fragen. 
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Vizepräsident Westphal 
Wir kommen zum nächsten Geschäftsbereich, 

dem Geschäftsbereich des Bundesministers der Ju-
stiz. Zur Beantwortung der Fragen ist der Parla-
mentarische Staatssekretär, Herr Erhard, anwe-
send. Ich rufe die Frage 7 des Abgeordneten Vogel 
(München) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, in wie vielen Fällen we-
gen Demonstrationen gegen den Bau der Wiederaufberei-
tungsanlage in Wackersdorf strafrechtliche Ermittlungsver-
fahren eingeleitet worden sind? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Erhard, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Darf ich die Fragen 7 und 8 zusammen 
beantworten? 

Vizepräsident Westphal: Sind Sie einverstanden? 

Vogel (München) (GRÜNE): Ja. 

Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich auch die 
Frage 8 des Abgeordneten Vogel (München) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, in wie vielen Fällen die 
Staatsanwaltschaft München im Zusammenhang mit der 
Demonstration gegen die Wiederaufbereitungsanlage am 
12. Oktober 1985 in München Ermittlungsverfahren eingelei-
tet hat und in wie vielen Fällen es zur Erhebung der Anklage 
oder zur Beantragung von Strafbefehlen gekommen ist? 

Bitte schön. 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Die Fragen 7 und 8 
betreffen Sachbereiche, die weder mittelbar noch 
unmittelbar in den Verantwortungsbereich der 
Bundesregierung gehören. Ich sehe deshalb davon 
ab, die Fragen sachlich zu beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Vogel. 

Vogel (München) (GRÜNE): Dann verzichte ich 
erst einmal. 

Vizepräsident Westphal: Damit sind wir am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers der Ju-
stiz. Ich danke dem Staatssekretär für die Beant-
wortung der Fragen. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Verkehr. Der Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Schulte steht uns zur Beantwor-
tung der Fragen zur Verfügung. 

Die Frage 9 des Abgeordneten Dr. Enders und die 
Frage 10 des Abgeordneten Eylmann sollen auf 
Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 
Die Frage 11 des Abgeordneten Pfuhl sowie die 

Fragen 12 und 13 des Abgeordneten Bindig werden 
auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 
Die Fragen 14 und 15 des Abgeordneten Dr. 

Schwenk (Stade) sind vom Fragesteller zurückgezo-
gen worden. 
Die Frage 16 des Abgeordneten Brück wird aufge-

rufen: 

Was will die Bundesregierung tun, um die Zusage des Bun-
desministers für Verkehr aus dem Jahr 1985 einzuhalten, das 
Ausbesserungswerk der Deutschen Bundesbahn in Saar-
brücken-Burbach werde nicht geschlossen, nachdem diese 
durch stetige Auftrags- und Personalreduzierung in diesem 
Werk selbst dafür sorgt, daß die Wirtschaftlichkeit gefährdet 
wird? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Verkehr: Herr Kollege, der Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn hat seinen Antrag vom 
18. Juli 1984 auf Stillegung des Güterwagenausbes-
serungswerks Saarbrücken-Burbach mit Schreiben 
vom 16. April 1985 zurückgezogen. Damit ist für 
diese Dienststelle kein Verfahren mehr anhängig, 
über das der Bundesminister für Verkehr nach § 14 
des Bundesbahngesetzes zu entscheiden hätte. 
Nachdem der Vorstand der Deutschen Bundes-

bahn den Personalbestand des Ausbesserungs-
werks Saarbrücken-Burbach mit rund 450 Werk-
stättenarbeitern bis heute unverändert auf dem 
Stand vom September 1984 gehalten hat, kann von 
einer stetigen Personalreduzierung und personellen 
Austrocknung der Dienststelle nicht gesprochen 
werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, ist es richtig, 
daß noch 1982 über 700 Beschäftigte im Ausbesse-
rungswerk Saarbrücken-Burbach vorhanden wa-
ren? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
gehe davon aus, daß diese Zahl richtig ist. Die Bun-
desregierung hat der Deutschen Bundesbahn emp-
fohlen, Saarbrücken-Burbach nicht stillzulegen, 
und hat gleichzeitig zum Ausdruck gebracht, daß 
ein kaltes Austrocknen nicht stattfinden soll. Dies 
wird von dem Zeitpunkt dieser Entscheidung des 
Bundeskabinetts an gerechnet. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, Sie befürchten 
also nicht, daß es ein kaltes Austrocknen durch die 
Deutsche Bundesbahn entgegen der politischen 
Willenserklärung der Bundesregierung gibt? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Das Bundeskabi-
nett hat eine eindeutige Empfehlung ausgespro-
chen, daß ein solches Austrocknen nicht stattfinden 
solle. Dies wurde auch der Deutschen Bundesbahn 
mitgeteilt. Die Entwicklung seit dieser Kabinetts-
entscheidung beweist, daß sich die Deutsche Bun-
desbahn daran hält. Im Augenblick untersucht die 
Deutsche Bundesbahn, wie es insgesamt mit den 
Ausbesserungswerken weitergehen soll, wie Arbei-
ten verteilt werden sollen. Mitte des Jahres 1987 ist 
mit Ergebnissen und Entscheidungen zu rechnen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Müller (Wadern). 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wie beurteilt die Bundesregierung die Meinung in 
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Müller (Wadern) 

der saarländischen Öffentlichkeit, die j a kein Ver-
ständnis dafür hätte, wenn die Deutsche Bundes-
bahn die Absicht hätte — sie hat sie ja nicht, wie 
Sie soeben in der Antwort gesagt haben —, durch 
administrative Maßnahmen eine Ausdünnung die-
ses Ausbesserungswerkes vorzunehmen, ange-
sichts der Millionenbeträge, die der Staat und der 
Bund dankenswerterweise in die Sanierung der 
Stahlindustrie gesteckt haben, um einen Sturzflug 
auf dem Arbeitsmarkt zu verhindern? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Die Bundesre-
gierung geht davon aus, daß sich die Deutsche Bun-
desbahn an die Beschlüsse des Bundeskabinetts 
und an die Schreiben, die Weisungen des Bundes-
ministers für Verkehr an die DB hält. Die Unter-
nehmensleitung und die Fachdienste der DB sind 
bemüht, für Saarbrücken eine Lösung zu finden, die 
den Bestand des Ausbesserungswerks auf Dauer, 
Herr Kollege, sichert. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Ranker. 

Ranker (SPD): Herr Staatssekretär, wie erklären 
Sie sich Sorgen, die die Belegschaft dieses Ausbes-
serungswerks immer wieder zur Frage der Schlie-

ßung äußert? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
weiß nicht, warum diese öffentlichen Äußerungen 
kommen. Ich weiß nicht, wer sie initiiert. Ich kenne 
die Mitarbeiter der Deutschen Bundesbahn als so 
qualifiziert, daß sie zählen können, wie viele in die-
sem Werk Saarbrücken-Burbach beschäftigt sind, 
und daß sie damit auch feststellen können, daß ein 
Personalabbau seit der Kabinettsentscheidung 
nicht stattgefunden hat. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Fischer (Homburg). 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß angesichts des Perso-
nalabbaus — 1982 waren 734 Personen beschäftigt, 
1985 waren 529 Personen beschäftigt — der Ver-
kehrsminister gesagt hat, daß die 450 Beschäftigte 
erhalten bleiben? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Also, Herr Kolle-
ge, die Arbeit in den Ausbesserungswerken hat ins-
gesamt abgenommen. Dies ist eine Entwicklung, die 
bereits in der Regierungszeit der SPD/FDP-Regie-
rung angefangen hat. Unser Reformkonzept für die 
Schließung von Ausbesserungswerken stammt aus 
einer Zeit, bevor Helmut Kohl das konstruktive 
Mißtrauensvotum in diesem Haus gestartet hat. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 
Als dann das Bundeskabinett beschlossen hat, 

dem Antrag der Deutschen Bundesbahn nicht zuzu-
stimmen, sind die Personalbestände eingefroren 
worden, die es zu jenem Zeitpunkt gegeben hat, und 
zwar in Fulda, in Weiden und in Saarbrücken-Bur-
bach. Ich glaube, dies ist eine erhebliche Leistung 
für Gebiete, auch Zonenrandgebiete, in denen es 
wirtschaftlich schwierig aussieht. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Abge-
ordneter. 

Berschkeit (SPD): Herr Staatssekretär, uns ist be-
kannt — das haben Sie zum Teil auch bestätigt —, 
daß die Bundesregierung davon ausgeht, daß die 
Arbeit in den Ausbesserungswerken zurückgeht. 
Welches Werk würde, falls Saarbrücken-Burbach 
aufrechterhalten würde, geschlossen werden? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Das kann heute 
kein Mensch sagen. Es kann kein Mensch sagen, ob 
bei allen Werken eine entsprechende Personalan-
passung stattfinden wird. Es kann niemand sagen, 
ob die Deutsche Bundesbahn dem Verwaltungsrat 
vorschlagen wird, bestimmte Werke zu schließen. 
Es gibt j a z. B. auch die Möglichkeit, daß man neue 
Arbeit findet, um Werke zu sichern und gegebenen-
falls bestimmte Werke noch personell aufzustocken. 
Da ist alles drin. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
sprachen davon, daß schon während der soziallibe-
ralen Koaliton Einschränkungen im Personalbe-
reich vorgenommen worden seien: Können Sie dem 
Hohen Haus einmal sagen, wie die Mitarbeiterzahl 
während der sozialliberalen Koalition und während 
Ihrer jetzigen dreijährigen Regierungstätigkeit ein-
geschränkt worden ist und welchen Stand die Bun-
desbahn für die nächsten Jahre in etwa ins Auge 
gefaßt hat? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Stahl, ich bin gerne bereit, Ihnen dies schriftlich 
mitzuteilen. Das ist eine ganz lange Entwicklung. In 
Ihrer Regierungszeit wurden zunächst 40 000 Eisen-
bahner zusätzlich eingestellt. Dann kam 1978 ein 
Einstellungsstopp, der bedeutete, daß über den na-
türlichen Personalabbau am Ende jeden Jahres 
meist zweistellige Tausender-Zahlen von Beschäf-
tigten weniger da waren. 
Was die Ausbesserungswerke anbetrifft, geht die 

Konzeption der Stillegung auf Ihre Regierungszeit 
zurück. Ich wiederhole das gerne noch einmal. 

Vizepräsident Westphal: Augenblick. — Wir müs-
sen enger bei der Fragestellung bleiben. Die bezieht 
sich auf ein bestimmtes Werk im Saarland. 
Ich rufe jetzt die Frage 17 des Abgeordneten 

Brück auf: 
Wie sind die tatsächlichen Pläne der Deutschen Bundes-

bahn für das Ausbesserungswerk in Saarbrücken-Burbach? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Brück, der Bundesminister für Verkehr hat den 
Vorstand der Deutschen Bundesbahn gebeten, neue 
Überlegungen hinsichtlich der zukünftigen Struk-
tur des Werkstättendienstes — insbesondere bei 
den Güterwagenwerken — anzustellen und im In-
teresse einer sinnvollen und wirtschaftlichen Auf-
gabenteilung im Verbund aller Werke eine ange-
messene Verteilung der Instandhaltungsarbeiten 
anzustreben. 
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Mit Untersuchungsergebnissen und Entscheidun-

gen des Vorstandes der DB ist voraussichtlich Mitte 
des nächsten Jahres zu rechnen. Erst dann werden 
definitive Aussagen über künftige Aufgaben des 
Ausbesserungswerkes Saarbrücken-Burbach mög-
lich sein. 
Ich hatte aber bereits vorher gesagt, daß die DB 

bemüht sei, das Werk aufrechtzuerhalten — ent-
sprechend den Vorgaben der Bundesregierung. Es 
gibt im Augenblick überhaupt keinen Anlaß, daran 
zu zweifeln, daß diese Aussage richtig ist. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, ist es richtig, 
daß in anderen Ausbesserungswerken der Deut-
schen Bundesbahn das Personal zur Zeit aufge-
stockt wird? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Sie müßten mir 
dann schon sagen, wo dies stattfindet. Es gibt im-
mer wieder Aufgeregtheiten, z. B. vor einem halben 
Jahr beim Ausbesserungswerk Fulda. Als wir dann 
der Sache nachgegangen sind, war dem nicht so. Ich 
möchte Sie also bitten, daß Sie mir die entsprechen-
den Zahlen geben oder die entsprechenden Behaup-
tungen hereinreichen. Ich werde dann gerne darauf 
antworten, falls Sie es wünschen, auch hier in die-
ser Fragestunde. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Fra-
ge, Herr Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben ge-
sagt, daß es der politische Wille der Bundesregie-
rung ist, das Ausbesserungswerk Saarbrücken-Bur-
bach zu erhalten, und Sie haben in der Antwort auf 
meine erste Frage von einem Personalbestand von 
450 gesprochen. Nun kann man ein Werk natürlich 
auch mit weniger Personal aufrechterhalten. Ob es 
dann noch wirtschaftlich ist, ist die Frage. Meine 
Frage an Sie: Welche Mindestgröße wird nach dem 
Willen der Bundesregierung in Saarbrücken beste-
henbleiben? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe vorhin gesagt, daß die Zahl 450 seit der Ent-
scheidung der Bundesregierung geblieben ist. Ich 
glaube, das ist ein wichtiger Markstein. 
Jetzt muß die Bundesbahn darüber befinden, wel-

che konkreten Aufgaben in der Zukunft in welchem 
Ausbesserungswerk wahrgenommen werden. Die 
Deutsche Bundesbahn hat dabei zu berücksichti-
gen, daß die Bundesregierung beschlossen hat, daß 
es ein kaltes Austrocknen nicht geben soll. Mehr 
heute abzufragen ist gar nicht möglich. Mehr heute 
zu beantworten ist nicht denkbar. Ich weiß über-
haupt nicht, ob irgend jemand dem Ausbesserungs-
werk Saarbrücken-Burbach oder den dort Beschäf-
tigten einen guten Dienst tut, wenn er ständig 
Dinge in Zweifel zieht, die nicht in Zweifel stehen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Müller (Wadern). 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): In Unterstreichung 
der Antwort, die Sie eben gegeben haben, darf ich  

fragen, ob der Auftrag seitens der Bundesregierung 
an die Deutsche Bundesbahn, sich Überlegungen zu 
machen, wie man eine Aufstockung der Aufgaben-
stellung der Werke vornehmen könnte, auch dazu 
führen könnte, daß das Werk, über das wir jetzt 
sprechen, mit einer Personalergänzung versehen 
wird. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Müller, es kommt darauf an, welche Aufgaben ei-
nem Werk zugewiesen werden. Je nach der Aufgabe 
gibt es sicherlich eine betriebswirtschaftlich opti-
male Größe. Im Falle der drei Werke, die ich vorhin 
angesprochen habe, ist aber trotzdem zu bedenken, 
daß die Bundesregierung der DB aufgegeben hat, 
ein kaltes Austrocknen sei zu verhindern. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Fischer (Homburg). 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß in diesem Ausbesse-
rungswerk letztmalig 1981 fünf Auszubildende als 
Nachwuchskräfte aufgenommen worden sind und 
seit dieser Zeit überhaupt keine mehr? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Das weiß ich 
nicht. Da hätten Sie mich extra fragen müssen; 
dann hätte ich mich darauf vorbereiten können. 

(Fischer [Homburg] [SPD]: Vielleicht kön
-

nen Sie es mir schriftlich mitteilen!) 
— Sehr gerne. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, spielt bei 
der Frage, ob bestimmte Ausbesserungswerke ge-
schlossen werden oder erhalten bleiben, die jewei-
lige Situation auf den regionalen Arbeitsmärkten 
eine Rolle, und, wenn ja, wie äußert sich das? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Die Deutsche 
Bundesbahn ist nach dem Bundesbahngesetz ge-
halten, nach kaufmännischen Gesichtspunkten zu 
operieren. Aber es gibt ganz bestimmte Fälle, wo 
für die Bundesregierung die Möglichkeit besteht, 
Entscheidungen der DB oder ihrer Gremien zu ge-
nehmigen oder nicht. Bei den Entscheidungen der 
Bundesregierung spielt der jeweilige Arbeitsmarkt 
— das ist ein Beispiel — eine gewichtige Rolle. Aus 
diesem Grund hat die Bundesregierung beschlos-
sen, einem Antrag der DB auf Schließung von Aus-
besserungswerken im Zonenrandgebiet oder in 
Saarbrücken-Burbach nicht zuzustimmen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Ranker. 

Ranker (SPD): Herr Staatssekretär, gibt es nach 
Ihrer Meinung ausreichend Investitionen, um die 
Wirtschaftlichkeit des Ausbesserungswerks Bur-
bach zu erhalten? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Diese Frage wird 
auf Dauer von der Aufgabenstellung abhängen. Es 
geht bei den Ausbesserungswerken nicht nur um 



Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode — 209. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 16. April 1986 	16007 

Parl. Staatssekretär Dr. Schulte 
Güterwagen, sondern auch um Pesonenwagen oder 
um Triebfahrzeuge. Ich glaube, hierüber heute eine 
Aussage zu machen, bevor die DB ihren Vorschlag 
für die Zukunft vorgelegt hat, wäre nicht seriös. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
des Fragenbereichs des Bundesministers für Ver-
kehr. Ich danke dem Staatssekretär für die Beant-
wortung der Fragen. 
Der nächste Geschäftsbereich ist der des Bundes-

ministers für das Post- und Fernmeldewesen. Zur 
Beantwortung der Fragen steht der Parlamentari-
sche Staatssekretär Rawe zur Verfügung. 
Die Fragen 18 des Abgeordneten Zierer und 19 

des Abgeordneten Lowack sollen auf Wunsch der 
Fragesteller schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 20 des Abgeordneten Liedtke 

auf: 
Nach welchen Kriterien werden die Öffnungszeiten der 

Poststellen I und II festgelegt, und inwieweit wird dabei örtli-
chen Besonderheiten im Nachfrageverhalten der Kunden 
Rechnung getragen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, 
wenn der Herr Kollege Liedtke einverstanden ist, 
würde ich gerne seine Frage 21 wegen des Sachzu-
sammenhangs mit beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Er ist einverstanden. Ich 
rufe die Frage 21 des Abgeordneten Liedtke auf: 

Trifft es zu, daß Regelkassen- und Regelwertzeichenbe-
stände bei den Poststellen erheblich reduziert worden sind, 
so daß Kunden die gewünschte Dienstleistung nicht in An-
spruch nehmen konnten, und wie hoch ist die Anzahl der 
Poststellen und Postämter, bei denen eine Entsorgung an 
einzelnen Tagen bereits vor Schalterschluß erfolgt? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Liedtke, 
der Umfang der Schalterstunden bei Poststellen I 
und der Kundendienstbereitschaftszeiten bei Post-
stellen II wird auf Grund eines auch die besonderen 
strukturellen und personellen Verhältnisse berück-
sichtigenden für diese Organisationseinheiten gel-
tenden Bemessungsverfahrens ermittelt. Grundlage 
für das zeitliche Angebot ist auch bei diesem Be-
messungsverfahren das Verkehrsaufkommen. 
Schalterstunden und Kundendienstbereitschafts-
zeiten richten sich deshalb nach der Inanspruch-
nahme durch die Postkunden. Nach dem über Ver-
kehrsmengen und Bemessungswerte ermittelten 
Arbeitszeitbedarf erhält jede Poststelle im Kunden-
interesse einen Zuschlag von zwei Stunden je Wo-
che zum Erreichen angemessener Schalterstunden 
bei Poststellen I bzw. Kundendienstbereitschafts-
zeiten bei Poststellen II. Des weiteren können die 
Schalterstunden bei Poststellen I noch dadurch er-
weitert werden, daß Zeitansätze für sonstige Tätig-
keiten, die ganz oder teilweise während der Schal-
terstunden vorgenommen werden können, als 
Schalterstunden ausgewiesen werden. Zusätzlich 
wird den Erfordernissen kleinerer Poststellen da-
durch Rechnung getragen, daß erforderlichenfalls 
durch einen weiteren Zuschlag mindestens 13 

Schalterstunden pro Woche bei Poststellen I bzw. 
mindestens 12 Kundendienstbereitschaftszeiten bei 
Poststellen II gewährleistet werden. 

Es trifft nicht zu, daß die Regelkassenbestände, 
d. h. die Regelbargeldbestände, die zur Abwicklung 
des Zahlungsverkehrs bei Poststellen erforderlich 
sind, durch eine zentrale Maßnahme eingeschränkt 
wurden. Es gibt auch keine zentrale Reduzierung 
der Wertzeichenbestände. Für Poststellen sind 
keine Regelwertzeichenbestände festgesetzt wor-
den. Statt dessen gilt als Rahmenregelung der 
Grundsatz — wie übrigens auch bei den Postäm-
tern —, daß die Bestände möglichst niedrig zu hal-
ten und auf diejenigen Arten und Werte zu be-
schränken sind, die erfahrungsgemäß regelmäßig 
verlangt oder zum Freimachen der Sendungen be-
nötigt werden. Sofern bei einzelnen Poststellen Be-
stände im Rahmen der laufenden Fachaufsicht der 
Postämter reduziert worden sein sollten, ist davon 
auszugehen, daß dies unter Beachtung dieser Vor-
gaben geschehen ist. 

Über die Zahl der Amtsstellen, bei denen eine 
Entsorgung vor Schalterschluß erfolgt, werden zen-
trale Aufzeichnungen nicht geführt. Grundsätzlich 
sind die Abholfahrten aber darauf ausgerichtet, daß 
die bei den Einlieferungsstellen aufkommenden 
Briefsendungen bundesweit die Zustellung am 
nächsten Werktag erreichen. Je nach der verkehrs-
geographischen Lage des Einlieferungsortes kann 
dies eine Schlußzeit schon im Laufe des Nachmit-
tags bedeuten. In diesen Fällen wäre es für die Kun-
den ein Nachteil, wenn auch der Schalterschluß auf 
diesen Zeitpunkt vorgezogen würde. Eine gewisse 
Einschränkung gilt lediglich für Poststellen mit 
sehr geringem Verkehrsaufkommen, die aus Grün-
den der Wirtschaftlichkeit nur einmal am Tage be-
dient werden. 

Vizepräsident Westphal: Lieber Herr Staatssekre-
tär, auch wenn ich anerkenne, daß das die Antwort 
auf zwei Fragen gleichzeitig war, muß ich sagen, 
daß es unseren Regeln entspricht, kürzer zu ant-
worten; das müssen Sie Ihren Mitarbeitern mal sa-
gen. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
tue das mit Vergnügen, aber es waren noch ein paar 
Fragen mehr darin. 

Vizepräsident Westphal: Ja, es kommt sogar noch 
eine ganze Menge mehr. Ich sehe schon, das hängt 
zusammen. Trotzdem wollte ich — das gilt natürlich 
auch für die Fragesteller — deutlich machen, daß 
bei dieser Menge von Fragen zu einem — wie ich 
den Eindruck habe — außerordentlich bürokratisch 
geregelten Bereich kurze Fragen gestellt werden 
sollten. 

Bitte schön, Herr Liedtke. 

Liedtke (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich Ihrer 
Antwort entnehmen, daß, besonders bei Poststellen, 
freitags zahlreiche Eingaben über das Wochenende 
liegenbleiben, weil eine Frühentleerung bei diesen 
Poststellen am Freitagnachmittag erfolgt? 
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Rawe, Parl. Staatssekretär: Das kann ich so allge-
mein nicht bestätigen, Herr Kollege; denn in den 
meisten Fällen wissen die Kunden das und richten 
ihr Verhalten darauf ein. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Liedtke (SPD): Darf ich spezifiziert dazu fragen: 
Sie haben vorhin gesagt, in Ihrem Ministerium 
gebe es keine zentrale Erfassung über Frühentlee-
rungen an Poststellen und deren Folgen. Würden 
Sie freundlicherweise die Anregung von mir mit-
nehmen, einmal zu prüfen, ob eine solche zentrale 
Erfassung nicht zweckmäßig wäre? 

Rawe (SPD): Herr Kollege Liedtke, Anregungen 
dieser Art — das wissen Sie — gehe ich immer sehr 
gern nach. Ich denke, ich kann Ihnen das Ergebnis 
demnächst schriftlich oder mündlich mitteilen. 

Vizepräsident Westphal: Sie können noch zwei 
weitere Zusatzfragen stellen. — Bitte schön, Herr 
Liedtke. 

Liedtke (SPD): Zumindest eine möchte ich noch 
stellen, Herr Präsident. 
Wohnstrukturen verändern sich. Wenn also aus 

einem Vorort mit einer Poststelle zunehmend eine 
Wohngemeinde wird, kann sich auch das Verhalten 
der Postkunden ändern, indem sie beispielsweise 
die Postdienste vornehmlich nach Dienstschluß, 
also in den frühen Abendstunden in Anspruch neh-
men möchten. Gibt es bei Ihnen eine Methode, Än-
derungen im Nachfrageverhalten der Postkunden 
zu ermitteln? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Wir versuchen in der 
Tat, die Veränderungen im Verhalten unserer Kun-
den aufzuspüren und dem auch nachzugehen. Im 
Verlaufe der weiteren Fragen wird das noch einmal 
deutlich. Da sind ja noch Fragen exakt zu diesem 
Sachverhalt gestellt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Pater-
na, bitte schön. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, auf welche 
Weise wird weitergemeldet, daß in einer Poststelle 
eine bestimmte von Kunden nachgefragte Dienst-
leistung nicht erbracht werden konnte, und wie 
wird sichergestellt, daß dann daraus für die Zukunft 
Konsequenzen gezogen werden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Soweit mir bekannt 
ist, Herr Kollege Paterna, geben die betroffenen 
Poststellen solche Tatbestände an die vorgesetzten 
Postämter weiter, und wir versuchen, dem dann ab-
zuhelfen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine wei-
tere Zusatzfrage, bitte schön, Herr Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, ich frage 
jetzt nicht — wie in Ihrer Antwort auf die Frage des 
Kollegen Liedtke — nach der Summe der Stunden, 
die eine Poststelle geöffnet hat, sondern zu welcher 
Tageszeit sie geöffnet ist. Spielt da in erster Linie  

betriebsinternes Abwicklungsverfahren eine Rolle 
oder spezielle Kundenbedürfnisse am Ort? Können 
Sie diesen Abwägungsprozeß erläutern? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich denke, ich habe 
deutlich gemacht, da spielen mehrere Faktoren eine 
Rolle, einmal das Kundeninteresse, zum anderen 
die Frage mit welchen Zeiten wir innerbetrieblich E 
plus 1 gewährleisten können, und zum dritten müs-
sen wir natürlich auch die Belange unserer Mitar-
beiter berücksichtigen. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr 
Berschkeit. 

Berschkeit (SPD): Herr Staatssekretär, Sie sagten 
. eben, daß Sie nach Möglichkeit auf die Wünsche der 
Postkunden und auf den Ablauf eingehen. Wie er-
klären Sie es sich dann, daß in einer Stadt, obwohl 
der Stadtrat, die Burger,  die Gewerkschaft und alle 
möglichen Vereinigungen gegen die Schließung ei-
ner Poststelle sind, die Bundespost diese doch 
schließt? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich sehe zwar nicht 
den unmittelbaren Zusammenhang, will aber trotz-
dem versuchen, eine Antwort darauf zu geben, weil 
wir diese Fälle ja viel zu häufig erleben. Ich ant-
worte dann immer sehr gerne: Wenn die Kunden 
und damit diejenigen, die die Anträge an uns heran-
bringen, auch den Beweis antreten würden, daß 
dann tatsächlich mehr Verkehrsaufkommen zu er-
reichen wäre, wären wir selbstverständlich auch 
gerne bereit, unsere Zeiten anzupassen. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommt die Frage 22 
des Herrn Abgeordneten Kretkowski: 

Ist sichergestellt, daß langfristigen Rationalisierungskon-
zepten im Postwesen entsprechend vorausschauend ange-
legte Strategien im Sozialbereich gegenüberstehen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, darf 
ich nochmals von Ihrer gütigen Erlaubnis Gebrauch 
machen, die nächste Frage gleich mit zu beantwor-
ten, wenn Herr Kollege Kretkowski damit einver-
standen ist? 

Vizepräsident Westphal: Er ist einverstanden. Ich 
rufe die Frage 23 des Herrn Abgeordneten Kret-
kowski auf: 

Ist davon auszugehen, daß im Bereich des Postwesens zu 
den derzeit geplanten und in ihren personellen Auswirkun-
gen bereits regionalisierten Rationalisierungsmaßnahmen 
der nächsten Jahre den jeweiligen Maßnahmen angepaßte 
Personalverwendungs- und Personalförderungskonzepte vor-
liegen? 

Bitte schön. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kret-
kowski, bei allen bei der Deutschen Bundespost von 
Rationalisierungsmaßnahmen betroffenen Kräften 
sind die seit 1972 eingeführten Rationalisierungs-
schutzregelungen anzuwenden. Sie berücksichtigen 
bei der anderweitigen Verwendung die persönli-
chen Verhältnisse der Betroffenen und dienen dazu, 
personelle und soziale Härten zu vermeiden. Für 
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diese Kräfte gelten uneingeschränkt alle den Sozi-
albereich betreffenden Regelungen der Deutschen 
Bundespost wie für andere Postkräfte auch. Beson-
derer vorausschauend angelegter Strategien für 
den Sozialbereich bedarf es deswegen nicht. 
Bei der Deutschen Bundespost gilt der Grund-

satz, daß von Rationalisierungsmaßnahmen betrof-
fene Kräfte nicht entlassen, sondern im Rahmen 
von Sozialplänen auf anderen, für sie zumutbaren 
Arbeitsplätzen weiterbeschäftigt werden. Dabei 
werden die im Postwesen nicht unerheblichen Per-
sonalabgänge durch Fluktuation, Ruhestand und 
ähnliche Dinge genutzt. 
Das Erarbeiten der Sozialpläne geschieht in der 

Regel auf Amtsebene. Sobald der Auftrag zur 
Durchführung von Rationalisierungsmaßnahmen 
erteilt wird, ist mit der Unterbringungs- und Weiter-
verwendungsplanung zu beginnen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Kret-
kowski. 

Kretkowski (SPD): Für welchen Zeitraum, Herr 
Staatssekretär, gelten denn Ihre Überlegungen zu 
Rationalisierungskonzepten, und in welcher Weise 
werden solche Konzepte ermittelt? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nun, die Anpassung 
des jeweiligen Personalbedarfs an die jeweilige Si-
tuation ist eigentlich, wenn Sie so wollen, eine stän-
dige Aufgabe. Aber Sie wissen, daß in diesem Ho-
hen Hause, vor allem im zuständigen Ausschuß, 
schon mehrfach und auch im Verwaltungsrat der 
Deutschen Bundespost darüber diskutiert worden 
ist, ob man ein langfristiges Konzept anlegen sollte. 
Sie kennen auch die Antwort meines Ministers 
hierzu, der in der Verwaltungsratssitzung ganz 
deutlich gesagt hat: Wir haben zwar eine Menge 
Gutachten vorliegen, aber wir müssen solche Pläne 
an die jeweilige Situation und insbesondere auch 
an die Situation des Arbeitsmarktes anpassen. Das 
will ich hier gern noch einmal bestätigen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kretkowski. 

Kretkowski (SPD): Ich komme noch einmal auf die 
sozialen Probleme zurück: Mit welchen Gruppen 
führen Sie die notwendigen Gespräche, wenn sol-
che Fragen anstehen, diskutiert und entschieden 
werden müssen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich sagte, das ge-
schieht auf der Dienststellenebene. Da wird mit den 
Betroffenen gesprochen, und da wird selbstver-
ständlich auch der Personalrat mit eingeschaltet. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, wenn Sie Ra-
tionalisierungsplanungen über einen längeren Zeit-
raum in die Zukunft machen — das tut Ihr Haus ja 
—, von welchem Bemessungssystem gehen Sie 
dann aus, von dem im Augenblick der Planung gül-
tigen oder von irgendwelchen Annahmen, die Sie  

treffen, auf Veränderung dieses Bemessungssy-
stems? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Zunächst müssen wir, 
wenn wir beginnen, wohl von den Annahmen aus-
gehen, die dann gelten. Aber ich denke, uns beiden 
ist klar, daß sich im Zuge fortschreitender Techni-
sierung auch andere Werte ergeben können. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Paterna. 

Paterna (SPD): Damit mir der Sinn Ihrer Antwort 
ganz klar wird, möchte ich noch einmal präzise 
nachfragen: Wenn Sie in die Zukunft planen, legen 
Sie dann das im Augenblick der Planung geltende 
Bemessungssystem zugrunde? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Sicherlich, es sei 
denn, es ist deutlich erkennbar, daß sich dieses in 
einer Überholungsphase befindet; aber ich denke, 
das ist auch vorher schon klargeworden. Das Ver-
fahren kennen Sie ja fast besser als ich. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 24 des 
Abgeordneten Berschkeit auf: 

Ist geplant, unter frühzeitiger Beteiligung der Personalver-
tretung Personaleinsparungen bei den Postämtern mit Um-
schulungsmaßnahmen für den künftigen Einsatz dieser 
Kräfte bei Fernmeldeämtern zu begleiten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bersch-
keit, es sind zur Zeit keine zentralen Unterbrin-
gungsmaßnahmen für Kräfte aus Postämtern bei 
Fernmeldeämtern geplant, weil im allgemeinen 
freiwerdende Kräfte im Postbereich, bedingt durch 
die bestehende Fluktuation, weiter bei Postämtern 
verwendet werden können. In Einzelfällen können 
Wechsel von Postämtern zu Fernmeldeämtern 
durchaus vorkommen. Für diese wären die beste-
henden Rationalisierungsschutzregelungen für die 
berufliche Umschulung, soweit erforderlich, anzu-
wenden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Berschkeit. 

Berschkeit (SPD): Herr Staatssekretär, es ist doch 
nicht zu bestreiten, daß es solche Einsparungen 
gibt. Meine Frage lautet daher: Inwieweit und wie 
früh wird das betroffene Personal in den Dienststel-
len über die vorgesehenen Einsparungen unterrich-
tet? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt. Die genauen Fristen kann ich Ih-
nen nicht im Detail sagen; das hängt vom Fall ab. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Berschkeit. 

Berschkeit (SPD): Von welchen Arbeitszeitverkür-
zungen geht die Deutsche Bundespost bei ihren Pla-
nungen bis 1990 aus, und welche Personalverände-
rungen werden dadurch gegebenenfalls erwartet? 
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Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bersch-
keit, ich bitte um Nachsicht, daß ich Ihnen die 
Frage nicht beantworten kann, da ich nicht voraus-
schauen kann, wie die Tarifvereinbarungen der 
nächsten Jahre auslaufen werden. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 25 des 
Abgeordneten Berschkeit auf: 

Inwieweit ist vorgesehen, mit der Festlegung des Rationa-
lisierungskonzepts auch langfristig verbindliche Vereinba-
rungen für eine sozialverträgliche Personaleinsatzplanung 
abzuschließen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Für einen sozialver-
träglichen anderweitigen Einsatz von Kräften, die 
von Rationalisierungsmaßnahmen betroffen wer-
den, ist mit den angesprochenen Rationalisierungs-
schutzregelungen, so meinen wir, ein wirksames In-
strumentarium bereitgestellt. Die Regelungen ge-
ben einen so großen Rahmen, daß darüber hinaus-
gehende Vereinbarungen nicht erforderlich sind. 
Im übrigen wird bei Überlegungen zu Neueinstel-
lungen und bei der Planung von Einstellungsquoten 
für Nachwuchskräfte berücksichtigt, daß von Ratio-
nalisierungsmaßnahmen betroffene Kräfte vorran-
gig wieder sozialverträglich unterzubringen sind. 
Somit fließen die personellen Auswirkungen von 
Rationalisierungsmaßnahmen auch längerfristig in 
diesbezügliche Planungen ein. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Berschkeit. 

Berschkeit (SPD): Herr Staatssekretär, Sie wer-
den mir doch zugeben, daß der Zeitraum bis 1990 
nicht sehr lang ist, so daß ich fragen muß: Nach wel-
chem Konzept will die Deutsche Bundespost ihre 
Personalplanung ausrichten, zumal die bisher vor-
gelegten Gutachten, insbesondere das Knight-
Wendling-Gutachten, sicher nicht geeignet sind, 
eine Planung vorzunehmen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nun, Herr Kollege 
Berschkeit, zum Knight-Wendling-Gutachten haben 
wir im Verwaltungsrat — ich deutete es vorhin 
schon an — eine eindeutige Stellungnahme abgege-
ben. Sie wissen, daß andere Gutachten auch noch in 
der Beratung sind, und Sie wissen vor allen Dingen, 
daß über die Frage, ob man ein langfristiges Post-
konzept vorlegen kann, nicht erst diese Regierung, 
sondern auch schon unsere Vorgängerregierung 
nachgedacht hat; nur hat die uns leider auch keine 
konkreten Vorschläge hinterlassen. Ich bitte Sie 
wirklich, mir abzunehmen, daß wir diese Frage vor 
dem jetzt geltenden Hintergrund klären möchten, 
und da meine ich, daß auch und insbesondere der 
Arbeitsmarkt eine Rolle spielen muß. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Berschkeit. 

Berschkeit (SPD): Herr Staatssekretär, ich muß 
darauf noch einmal eingehen: Ich nehme an, Sie 
sind mit mir darin einig, daß der Zeitraum bis 1990 
für ein so großes Unternehmen wie die Deutsche 
Bundespost doch sicher, was meine Frage angeht,  

nicht zu lang bemessen ist, und daher möchte ich 
Sie fragen, in welchem Umfang die Deutsche Bun-
despost in ihren mittel- bzw. langfristigen Rationali-
sierungsplanungen auch eine eventuelle Privatisie-
rung herkömmlicher Dienste unterstellt. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Über eine eventuelle 
Privatisierung herkömmlicher Dienste wird zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt bei der Deutschen Bun-
despost nicht nachgedacht. Ich stimme Ihnen in der 
Tat darin zu, daß ein Zeitraum von vier Jahren rela-
tiv kurz ist. Trotzdem können wir beide heute nicht 
übersehen, wie sich der Arbeitsmarkt in vier Jah-
ren darstellen wird. Deswegen bitte ich um Nach-
sicht, wenn ich bei meiner Stellungnahme bleibe. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 26 des Ab-
geordneten Paterna auf: 

Wie viele Poststellen sind seit dem Inkrafttreten des Kon-
zepts „Postversorgung auf dem Lande" aus dem Jahr 1982 
jährlich aufgehoben worden, und wie viele Poststellen sind 
mittelfristig noch in ihrem Bestand gefährdet? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, der 
Herr Kollege Paterna wird sicherlich einverstanden 
sein, wenn ich seine beiden Fragen im Zusammen-
hang beantworte. 

Vizepräsident Westphal: Er ist es. — Dann rufe ich 
zusätzlich Frage 27 des Abgeordneten Paterna auf: 

In welchem Umfang sind seit 1982 Schalteröffnungszeiten 
in Poststellen I und II gekürzt worden, und wie hat sich diese 
Kürzung auf die Zahl der Kundenvorgänge ausgewirkt? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
nach Einführung des Konzepts „Postversorgung 
auf dem Lande" im September 1982 entwickelten 
sich die jährlichen Aufhebungsraten wie folgt. Es 
wurden aufgehoben: 129 Poststellen im Jahre 1983, 
125 Poststellen im Jahre 1984 und 113 Poststellen 
im Jahre 1985. 
Da die Aufhebungen von Poststellen von ver-

schiedenen Faktoren abhängen, die jeweils nur 
nach Einzelfallprüfung zu unterschiedlichen Zeit-
punkten ermittelt werden können, sind die notwen-
digen Organisationsentscheidungen nicht im vor-
aus zu berechnen. Unterlagen über mittelfristig in 
ihrem Bestand gefährdete Poststellen gibt es daher 
bei der Deutschen Bundespost nicht. 
Vielleicht darf ich noch hinzufügen, daß Ihnen 

sicherlich bekannt ist, daß wir gegenwärtig Über-
prüfungen ja immer nur dann einleiten, wenn der 
Inhaber einer Poststelle in den Ruhestand geht. 
Von daher können wir wesentlich behutsamer vor-
gehen, als in den Jahren zuvor vorgegangen worden 
ist. 
Im Frühjahr 1982 sind die Bemessungsregeln für 

Poststellen I und II dem auch für andere Bereiche 
der Deutschen Bundespost üblichen Verfahren an-
geglichen worden. Die damalige Umstellung der 
Personalbemessung führte im Jahre 1982 zu einem 
durchschnittlichen Rückgang der Wochenarbeits-
zeit der Posthalter um rund ein Drittel. Dieser 
Rückgang hat sich nur abgeschwächt auf die Schal-
teröffnungszeiten ausgewirkt. Bei den Poststellen I 
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Parl. Staatssekretär Rawe 
beträgt der Rückgang ca. 30 %, bei den Poststellen II 
ca. 25 %. Eine Auswirkung der geänderten Schalter-
öffnungszeiten auf die Zahl der Kundenvorgänge 
konnte nicht festgestellt werden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, wenn Sie sa-
gen, daß bei der Deutschen Bundespost keine Un-
terlagen über mittelfristig noch von Schließung be-
drohte Poststellen I und II verfügbar sind, darf ich 
daraus schließen, daß Sie mit „Deutsche Bundes-
post" das Postministerium meinen, weil ich in Ober-
postdirektionen und Postämtern V sehr wohl im-
mer wieder auf solche Unterlagen stoße? Dort sind 
die nämlich vorhanden! 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
es ist zweifellos richtig, daß sich die nachgeordne-
ten Stellen mit der Frage, wie sie die Wirtschaftlich-
keit der einzelnen Dienststellen erhalten können, 
ständig befassen müssen, aber die Entscheidung 
darüber, was letztlich getan wird, liegt — das haben 
Sie richtig erkannt — bei uns. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Paterna. 

Paterna (SPD): Nachdem sich also das Ministe-
rium in diesem Punkt, wie ich Ihrer Antwort ent-
nehme, künstlich dumm hält, indem es die Unterla-
gen aus den Ämtern nicht abfragt, möchte ich gerne 
wissen, wie es mit dem Konzept „Postversorgung 
auf dem Lande", das Sie angesprochen haben, aus-
sieht. Dieses Haus hat j a — im Einvernehmen aller 
Fraktionen — den Wunsch geäußert, die Poststellen 
in Zukunft im wesentlichen zu erhalten. Würden 
Sie die Zahlen, die Sie genannt haben und für die 
Zukunft voraussehen können, so bewerten, daß da-
mit dem Wunsch entsprochen sei, die Poststellen im 
wesentlichen zu erhalten? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich würde, wenn Sie 
es gestatten, Herr Kollege Paterna, gern noch ein-
mal deutlich machen, wie sich das in den letzten 
zehn Jahren entwickelt hat, weil das vielleicht doch 
eine bessere Übersicht gibt. 1975 haben wir 982 
Poststellen schließen müssen, 1976 743, 1977 615. So 
geht die Latte langsam, aber beständig nach unten. 
Ich hatte Ihnen vorhin vorgetragen, 1985 113. 

(Berschkeit [SPD]: Es sind keine mehr 
da!) 

— Warten Sie doch bitte einmal ab. Während aber 
bis zu diesem Zeitpunkt überhaupt keine neuen ein-
gerichtet worden sind, haben wir in der Zwischen-
zeit an Stellen, wo das vom Nachfragestandpunkt 
her gerechtfertigt war, auch neue Poststellen einge-
richtet, so allein im letzten Jahr acht. 

(Lachen bei der SPD) 

— Wenn Sie mal berücksichtigen wollen, daß im-
merhin unsere Vorgänger fast 1000 in einem Jahr 
geschlossen haben und wir nun dabei sind, wieder 
neue zu eröffnen, würde ich das doch unbedingt 
schon als einen Fortschritt betrachten. Sie können 

da völlig anderer Meinung sein, aber wir sehen das 
so. Wir wollen gar nicht leugnen, daß wir uns dieser 
Aufgabe auch in Zukunft sehr, sehr sorgfältig wid-
men müssen, denken aber nicht, wie das häufig 
draußen so gern diskutiert wird, in erster Linie an 
ein Gesundschrumpfen, sondern richten uns schon 
nach der Kundennachfrage. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Paterna zu 
einer Zusatzfrage. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich noch 
einmal auf eine Ihrer Antworten zurückkommen, 
die ich so verstanden habe, daß das Ministerium 
sich die Entscheidung darüber vorbehält, ob eine 
Poststelle geschlossen wird oder nicht. Habe ich das 
richtig verstanden? Und sind damit die Hinweise, 
das liege im Ermessen der Oberpostdirektionen, 
falsch? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Das haben Sie inso-
weit richtig verstanden, als im Rahmen bestimmter 
zentraler Vorgaben, die Sie ja kennen, in der Tat die 
Direktionen entscheiden. Aber immer dann, wenn 
entsprechende Gegenvorstellungen — die gibt es 
sehr häufig auch aus der hier vorhandenen Kolle-
genschaft — sich bemerkbar machen, dann befaßt 
sich das Haus selber mit dieser Entscheidung. 

Vizepräsident Westphal: Eine letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, angesichts 
der strukturpolitischen Bedeutung der Präsenz der 
Post in der Fläche darf ich fragen, in welcher Form 
Sie die betroffenen Landesregierungen und insbe-
sondere die betroffenen Kommunen an Ihren Erwä-
gungen beteiligen. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Das geschieht regel-
mäßig in der Weise, daß die Kommunen, in deren 
Bereich solche Stellen liegen, rechtzeitig vorher da-
von unterrichtet werden und daß wir natürlich die 
Gegenvorstellungen der Kommunen sehr sorgfältig 
prüfen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ha-
ben Sie in diesem Verfahren, das nun wenige hun-
dert betrifft, seit es diese Regierung gibt, irgend 
etwas zum Nachteil der Kommunen gegenüber dem 
Verfahren verändert, das zu der Zeit Ihrer Vorgän-
gerregierung und unter SPD-Postministern galt, als 
nicht einige hundert, sondern als einige tausend 
Poststellen geschlossen wurden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer-
mann, vielleicht darf ich etwas ganz anderes sagen. 
Es ist schon verwunderlich, wie sehr die Länder bei 
ihren Gebietsneuordnungen darauf gedrängt ha-
ben, daß sich natürlich Bundesbehörden diesen Än-
derungen anpassen. Nur, wenn die Bundesbehörden 
das dann tun oder ein Unternehmen das tut, das 
dem Bund gehört, dann ist das Geschrei manchmal 
recht merkwürdig. 
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Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Liedtke. 

Liedtke (SPD): Herr Staatssekretär, sind wir uns 
annähernd einig, daß die Ausdünnung des Service-
netzes der Post qualitätsmindernd wirken muß und 
damit Freiräume für private Konkurrenten 
schafft? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Darin sind wir uns in 
dieser allgemeinen Aussage nicht einig. Denn wenn 
eine Poststelle nicht mehr in Anspruch genommen 
wird, kann ich beim besten Willen nicht einsehen, 
daß sie aufrechterhalten werden muß. Uns kommt 
es bei einem Postkonzept vielmehr darauf an — 
darin sind wir uns sicherlich einig, Herr Kollege 
Liedtke —, daß wir nicht aus der Fläche herausge-
hen dürfen, sondern daß wir die Fläche weiterhin 
mitbedienen müssen. Sie wissen j a, daß wir durch 
den Einsatz der Postzusteller, die gleichzeitig auch 
bestimmte Aufgaben, die man sonst bei einer Post-
stelle erledigen kann, mit erledigen dürfen, durch-
aus gute Erfolge zu verzeichnen haben. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 28 des 
Abgeordneten Stahl (Kempen) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, und hält sie es sozial-
und familienpolitisch für angemessen, daß Familien von Aus-
zubildenden bei der Deutschen Bundespost dadurch der An-
spruch auf Kindergeld für den Auszubildenden verlorengeht, 
daß der Auszubildende mit seinem Eintritt in das dritte Aus-
bildungsjahr die Einkommensgrenze für die Zahlung von 
Kindergeld um genau 5 DM überschreitet; von dieser Rege-
lung sind insbesondere Bezieher niedriger Einkommen mit 
mehreren Kindern finanziell stark betroffen, und wird die 
Bundesregierung diese Regelung ändern? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stahl, 
der Bundesregierung ist bekannt, daß nach § 2 
Abs. 2 Satz 2 des Bundeskindergeldgesetzes in Aus-
bildung stehende Kinder ab 16 Jahren bei der Kin-
dergeldzahlung nicht mehr berücksichtigt werden, 
wenn ihnen aus dem Ausbildungsverhältnis Brutto-
bezüge in Höhe von wenigstens 750 DM zustehen. 
Der Bundesregierung ist auch bekannt, daß im Rah-
men der Tarifrunde 1986 für den öffentlichen 
Dienst die Ausbildungsvergütung für Auszubilden-
de, die sich im dritten Ausbildungsjahr befinden 
und das 18. Lebensjahr vollendet haben, von 724,22 
DM auf 755 DM monatlich erhöht worden ist. Über 
die. Auswirkungen — das läßt sich aus verschie-
denen Veröffentlichungen und auch aus den Erklä-
rungen der an den Tarifverhandlungen Beteiligten 
klar erkennen — waren sich alle Tarifpartner im 
klaren. Eine Änderung dieser Regelung im Sinne 
einer Anhebung der 750-DM-Grenze ist daher nicht 
beabsichtigt. Die Bundesregierung hält die geltende 
Kindergeldregelung im Hinblick auf den Unter-
haltsbedarf der Auszubildenden dennoch für ange-
messen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß bei den letzten Tarif-
vertragsverhandlungen genau dieser Gesichtspunkt 
und das damit verbundene Problem — das darin 
besteht, daß viele Familien das Fünf- bis Zehnfache  

des Mehrbetrags aus der Tariferhöhung verlieren 
— angesprochen wurde, und könnten Sie uns viel-
leicht sagen, von welchem Tarifpartner es ange-
sprochen wurde? 

R awe,  Parl. Staatssekretär: Beide Tarifvertrags-
partner haben miteinander darüber verhandelt. Es 
hätte sich in Kenntnis dieser Lage angeboten, die 
Vergütung nicht gerade auf 755 DM, sondern — 
meinetwegen — auf 749 DM anzuheben. Dann hät-
ten wir alle uns heute nicht mit diesem Problem zu 
befassen brauchen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
sagten, daß die Bundesregierung an eine Änderung 
nicht denke. Hält die Bundesregierung denn eine 
derartige Regelung bei solchen Härtefällen, die es 
ja in großer Zahl gibt, für eine gerechte Lösung, und 
zwar auch unter dem Gesichtspunkt, daß sie der 
Bundespost gegenüber weisungsberechtigt ist? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich möchte dieses 
Problem nicht auf die Mitarbeiter der Bundespost 
verkürzt sehen, denn es ergibt sich für den gesam-
ten öffentlichen Bereich. Ich darf noch einmal sehr 
deutlich sagen, daß es beiden Tarifpartnern bei den 
Verhandlungen bekannt war und daß man sich auf 
die Regelung hätte einstellen können. Dazu, ob die 
Regelung gerecht ist oder nicht, will ich jetzt nicht 
Stellung nehmen. Diese Regelung gilt. Ob sie später 
einmal verändert werden kann, kann ich zu diesem 
Zeitpunkt nicht sagen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hät-
ten Sie auch angesichts der Kabinettsdisziplin, in 
der Sie stehen, Verständnis für mich, wenn ich Ih-
nen gegenüber zum Ausdruck brächte, daß ich ein 
solches Abkommen — auf Grund dessen ein solcher 
Grenzbetrag um wenige Mark überschritten wird, 
womit der Verlust des Kindergeldes verbunden 
ist —, für das von den Betroffenen mit Sicherheit 
wenig Verständnis erwartet werden kann, als — 
auch wenn es mir nicht erlaubt ist, an beiden Tarif-
parteien politisch Kritik zu äußern — äußerst tö-
richt bezeichnen würde? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer-
mann, gestatten Sie mir, daß ich mich der Wertung 
enthalte, aber lassen Sie mich dies dazu sagen: Es 
hätte ja einen Ausweg gegeben, nämlich in der 
Form, daß man die Möglichkeit des Verzichts auf 
einen Teil dieser Vergütung in die Tarifvereinba-
rungen aufgenommen hätte. Aber in Kenntnis all 
dieser Umstände hat der eine Tarifpartner das 
nicht gewollt. Dem muß man ja wohl Rechnung tra-
gen, denn Tarifvereinbarungen müssen gelten. 

Vizepräsident Westphal: Herr Paterna, Sie haben 
eine Zusatzfrage. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben ge-
sagt, daß die Tarifparteien in Kenntnis der Lage zu 
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Paterna 
dem jetzt vorliegenden Ergebnis gekommen sind. 
Darf ich die Formulierung „in Kenntnis der Lage" 
so verstehen, daß über den Fall, der hier jetzt Ge-
genstand der Frage ist, tatsächlich gesprochen wor-
den ist, oder haben sich diese Auswirkungen erst 
hinterher herausgestellt, und es gelingt jetzt nicht, 
nachträglich zu reparieren? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich will es Ihnen gern 
noch deutlicher sagen: Es ist zunächst bei den Tarif-
verhandlungen darüber gesprochen worden, dann 
sind erneut Gegenvorstellungen zumindest im Be-
reich der Deutschen Bundespost erhoben worden, 
und dann habe ich angeboten, gegebenenfalls ge-
rade über diese Frage erneut in Tarifverhandlun-
gen einzutreten. Aber das war nicht möglich. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 29 des 
Abgeordneten Stahl auf: 

Wie viele Auszubildende bei der Deutschen Bundespost 
und im öffentlichen Dienst insgesamt bzw. Familien sind von 
dieser Regelung betroffen, und auf welche Höhe schätzt die 
Bundesregierung den durch diese Regelung eingesparten Be-
trag an Kindergeldzahlungen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stahl, 
bei der Deutschen Bundespost befinden sich im 
dritten Ausbildungsjahr 9 014 Auszubildende, die 
das 18. Lebensjahr vollendet haben. Für die übrigen 
Bereiche des öffentlichen Dienstes können entspre-
chende Zahlen leider nicht kurzfristig festgestellt 
werden. Es ist nicht bekannt, wie viele Beschäftigte 
bei der Deutschen Bundespost oder im öffentlichen 
Dienst überhaupt dadurch betroffen sind, daß bei 
ihren Kindern die Ausbildungsvergütung die 750

-

DM-Grenze überschreitet und deshalb das Kinder-
geld wegfällt. Über die betragsmäßigen Auswirkun-
gen auf die Kindergeldzahlungen können daher 
keine Angaben gemacht werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, da 
das ja doch eine enorme Zahl ist — über 9 000 Aus-
zubildende bei der Deutschen Bundespost und 
wahrscheinlich das Zehn- bis Zwanzigfache im ge-
samten öffentlichen Dienst —, darf ich Sie fragen, 
ob die Bundesregierung künftig bei den Tarifver-
handlungen, wo sie sozusagen weisungsberechtigt 
ist, dieses Problem noch einmal ernsthaft im beson-
deren mit den Tarifvertragsparteien besprechen 
wird, so daß derartige Benachteiligungen — und da 
stimme ich dem Kollegen Pfeffermann ausdrück-
lich zu — künftig nicht mehr geschehen. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stahl, 
darf ich wiederholen, was ich vorhin gesagt habe: 
Beide Tarifpartner haben in Kenntnis dieser Ver-
hältnisse den Tarifabschluß getätigt. Ich nehme Ih-
ren Appell an die Bundesregierung sehr gern und 
mit dem notwendigen Ernst entgegen. Ich wäre Ih-
nen dankbar, wenn Sie ihn in der gleichen Form 
auch an die übrigen Tarifpartner richten würden. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie dahin gehend richtig verstanden, daß bei 
den künftigen, jetzt kommenden Tarifverhandlun-
gen gerade dieser besonders ungerechte Punkt im 
voraus zwischen der Bundesregierung und den Ta-
rifvertragsparteien einmal ernsthaft erörtert wird, 
damit derartige Ungerechtigkeiten bei einer großen 
Zahl von Familien nicht mehr vorkommen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, jetzt 
muß ich doch mit allem Ernst wiederholen, was ich 
sagte. Weil Sie j a nun ganz besonders auf den Be-
reich der Deutschen Bundespost abgehoben haben: 
Kann denn eigentlich ein im Eigentum des Bundes 
stehendes Unternehmen mehr tun, als was ich ge-
rade deutlich gemacht habe, nämlich daß wir ange-
boten haben, genau über diese Frage erneut in Ver-
handlungen einzutreten? Dann bitte ich doch, 
freundlicherweise den Vorwurf nicht an uns zu 
richten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Pa-
terna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, wenn ich 
mich recht erinnere, dann stammt die Einkom-
mensgrenze von 750 DM, die zu diesen Problemen 
führt, aus dem Jahre 1976. Gibt es Erwägungen in 
der Bundesregierung, diese Einkommensgrenze in 
absehbarer Zeit zu erhöhen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Im gegenwärtigen 
Zeitpunkt sind mir solche Erwägungen nicht be-
kannt. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen. Ich danke dem Staats-
sekretär für die Beantwortung der Fragen. 
Ich stehe hier im Augenblick vor dem Problem, 

daß der Staatssekretär Dr. Jahn vom Bundesmini-
sterium für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau noch nicht aufgefunden worden ist. 

(Lachen des Abg. Vogel [München] [GRÜ

-

NE]) 
Wir kennen die Gründe nicht. Wir stellen diesen 
Geschäftsbereich einen Moment zurück. Einer der 
Kollegen muß einen Moment warten; es tut mir leid. 
Wir beschäftigen uns gerade damit. 
Ich schlage dann vor — ich hoffe auf Ihr Einver-

ständnis —, daß ich den Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Forschung und Technologie aufru-
fe. Herr Staatssekretär Dr. Probst steht uns zur 
Beantwortung der Fragen zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 35 des Abgeordneten Fischer 

(Homburg) auf: 
Nach welchen Kriterien vergibt das Bundesministerium 

für Forschung und Technologie Förderungsaufträge aus dem 
Fachprogramm „Technische Kommunikation"? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Präsi-
dent, Herr Kollege Fischer, Ihre Frage 35 beant-
worte ich wie folgt: Das Fachprogramm „Techni-
sche Kommunikation" ist 1982 ausgelaufen. Grund-
lage der Fördermaßnahmen im Bereich „Techni- 
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sche Kommunikation" ist derzeit die „Konzeption 
der Bundesregierung zur Förderung der Entwick-
lung der Mikroelektronik, der Informations- und 
Kommunikationstechniken" oder der, wie er kurz 
heißt, Regierungsbericht Informationstechnik — 
Bundestagsdrucksache 10/1281 vom März 1984. 

Die Förderung des Bundesministers für For-
schung und Technologie in diesem Bereich konzen-
triert sich im wesentlichen auf die Gebiete Optische 
Nachrichtentechnik, Integrierte Optik, Hochauflö-
sendes Fernsehen und Datenkommunikation, z. B. 
im Deutschen Forschungsnetz. 

Kriterien für die Projektauswahl sind zum einen 
die voraussichtlichen Beiträge zu den im Re-
gierungsbericht Informationstechnik festgelegten 
Zielen sowie natürlich die fachliche Qualifikation 
der Vorhaben. Zur Bewertung der Förderungswür-
digkeit werden in der Regel externe Sachverstän-
dige herangezogen. Bei industriellen Vorhaben wird 
eine Eigenbeteiligung der Unternehmer von in der 
Regel 50% der Gesamtkosten des Vorhabens vor-
ausgesetzt. 

Ein weiteres wichtiges Kriterium für eine Förder-
entscheidung liegt darin, daß Vorhaben mit Ver-
bundcharakter besondere Priorität genießen. Das 
sind Vorhaben, bei denen Industrieunternehmen im 
Verbund mit Forschungseinrichtungen ein be-
stimmtes Problem bearbeiten. 

Die verfügbaren Haushaltsmittel stecken den fi-
nanziellen Gesamtrahmen für die Förderprojekte 
ab. Innerhalb dieses Rahmens wird — entspre-
chend den oben genannten Kriterien — eine fachli-
che Priorität festgesetzt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Fi-
scher. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär 
Probst, welche Sicherheiten haben denn überhaupt 
Antragsteller betreffend Forschungsförderung, daß 
ihre Forschungsergebnisse, die vom Projektträger 
beurteilt und bewertet werden, von eben diesem 
Projektträger nicht eigennützig beurteilt werden? 
Ich stelle die Frage deshalb, weil gerade kleine und 
mittlere Unternehmen, die in dem Bereich tätig 
sind, diese Bedenken immer wieder an uns heran-
tragen. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, da 
es im Bereich menschlicher Beurteilung und Ab-
schätzung natürlich keine Vollkommenheit gibt, 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Aha!) 

sind im Einzelfall auch subjektive Wertungen — 
sowohl vom Antragsteller als auch von dem, der 
bewertet — nicht auszuschließen. Nur, die Bundes-
regierung tut strukturell alles, was sie an Möglich-
keiten sieht, diese Bewertung so objektiv wie nur 
möglich durchführen zu lassen, eben dadurch, daß 
die Bewerter auch externe Gutachter sind. Es ist j a 
nicht so, daß in erster Linie die Projektträger die 
Begutachtung vornehmen. Die Projektträger lassen 
die Einzelprojekte durch spezielle Sachverständige 
begutachten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Fi-
scher. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wie beurteilen Sie denn die Äußerung aus Ihrem 
Haus, daß ein größeres Unternehmen — ein Unter-
nehmen mit vielen Beschäftigten, das einen Namen 
hat — eher in der Lage ist, irgendeine Forschungs-
maßnahme durchzuführen, als ein kleineres Unter-
nehmen, vor dem Hintergrund des Ziels, das Sie 
hier proklamiert haben, kleine und mittlere Unter-
nehmen zu unterstützen? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Mir ist eine der-
artige Äußerung nicht bekannt, Herr Kollege. Wenn 
sie vorliegt, dann würde ich Sie bitten, sich darüber 
mit mir noch einmal auseinanderzusetzen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
sagten, daß Forschungsvorhaben mit Verbundcha-
rakter eine hohe Priorität haben. Darf ich Sie fra-
gen, wie groß die Anzahl der vergebenen Projekte, 
also der genehmigten Projekte, bei kleinen und mit-
telständischen Betrieben im Verhältnis zu großen 
Betrieben ist? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Stahl, Sie dürfen die Frage stellen. Aber ich werde 
bei der Beantwortung der nächsten Frage auf die-
ses Problem eingehen. 

Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich die Fra-
ge 36 des Abgeordneten Fischer (Homburg) auf: 

Welche Firmen werden 1986 und 1987 aus dem Fachpro-
gramm „Technische Kommunikation" gefördert, und welche 
Firmen haben mit welcher Begründung einen ablehnenden 
Bescheid erhalten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Fi-
scher, ich kann Ihnen gern eine Liste über die ge-
förderten Projekte der Industrie 1986 und 1987 
überreichen. Aus dieser Liste geht auch das Ver-
hältnis hervor, das Herr Kollege Stahl gerade ange-
sprochen hat. 
Wegen des Anspruchs der Beteiligten auf Ge-

heimhaltung ihrer Angelegenheiten im persönli-
chen und im Betriebs- und Geschäftsbereich sind 
Angaben über abgelehnte Förderanträge und deren 
Antragsteller leider nicht zulässig. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Fischer. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie mir also bestätigen, daß mehrere Fir-
men, die in diesem angesprochenen Bereich For-
schungsförderungsanträge gestellt haben, aus Ih-
rem Haus im Februar dieses Jahres wortwörtlich 
folgende Antwort bekommen haben: 

Die mir für die Durchführung des Fachpro-
gramms „Technische Kommunikation" im 
Haushaltsjahr 1986 zur Verfügung stehenden 
Mittel sind bereits weitgehend vergeben. Die 
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noch zur Verfügung stehenden Mittel sind, ge-
messen an der Zahl der mir vorliegenden An-
träge, so knapp bemessen, daß ich fachliche 
Prioritätenentscheidungen nicht vornehmen 
kann. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Diese Formulie-
rung ist mir nicht bekannt, vor allem nicht mit dem 
Zusatz, den Sie zum Schluß noch genannt haben. 
Wohl sind die Mittel zu knapp, und es ergibt sich 
eine sehr, sehr schwierige Abwägung der Prioritä-
ten, wenn ein Mittelansatz zu knapp ist. Tatsächlich 
ist er nicht knapp; denn es stehen 95 Millionen DM 
zur Verfügung. Aber angesichts der Zahl der An-
tragsteller ist der Ansatz eben sehr schnell ausge-
schöpft. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
Ihr Herr Bundesminister laufend durch die Bundes-
republik fährt und überall verkündet, daß der Vor-
rang der Förderung von kleinen und mittleren Un-
ternehmen ein ausgesprochenes Ziel der Bundesre-
gierung sei, darf ich Sie, bezogen auf dieses Pro-
gramm, das Herr Fischer eben genannt hat, fragen: 
Nach welchen Kriterien wird bei der Beurteilung 
und Prüfung von Anträgen den kleinen und mittle-
ren Unternehmen eine höhere Priorität zuerkannt? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Stahl, ich habe Ihnen in der Antwort auf die erste 
Frage des Herrn Kollegen Fischer die Prioritäten-
findung eingehend dargelegt. Es handelt sich nicht 
um ein Spezialprogramm für kleine und mittlere 
Unternehmen. Das Entscheidende ist, daß die Qua-
lität des Vorgelegten Bedeutung hat und daß große 
wie kleine Unternehmen bei der Antragstellung 
und bei der Genehmigung gleiche Chancen haben. 
Voraussetzung ist immer, daß 50 % Eigenbeteili-
gung gegeben ist, wie ich Ihnen sagte. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Fischer. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie uns vielleicht einmal sagen, welche Fir-
men im Jahr 1985 in welcher Größenordnung aus 
diesem Programm gefördert worden sind und wie 
viele Unternehmen davon kleine und mittlere wa-
ren? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
gebe Ihnen die Liste. Es ist keine spezielle Aufli-
stung nach Betriebsgrößen erfolgt. Es ist auch ver-
gleichsweise schwierig, die Kriterien für die Aus-
wahl festzulegen, die Grenze zwischen einem klei-
nen und großen oder einem mittleren und großen 
Unternehmen zu ziehen. Aber Sie können diese 
Zahlen an Hand der Gesamtunterlage sehr schnell 
ermitteln. 

(Fischer [Homburg] [SPD]: Bekomme ich 
die?) 

— Ich habe sie für Sie da. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Da man manchmal zumindest 
versucht, Sonntagsreden und auch Alltagsreden 
von Ministern ernst zu nehmen, habe ich die Zu-
satzfrage, Herr Staatssekretär: Welche speziellen 
Maßnahmen hat die Bundesregierung anläßlich der 
Durchführung dieses Fachprogramms „Technische 
Kommunikation" ergriffen, um den kleinen und 
mittleren Unternehmen die Teilnahme an einem 
solchen Fachprogramm zu erleichtern? Sie wissen 
j a, es gibt immer viele Klagen über bürokratische 
Hemmnisse, zu großen Aufwand usw. Gibt es kon-
krete Initiativen Ihres Hauses, diesen kleinen und 
mittleren Unternehmen die Teilnahme an diesem 
Programm zu erleichtern? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Hier muß man 
unterscheiden, Herr Kollege, zwischen dem fachli-
chen Anspruch dessen, was im Antrag enthalten ist, 
der Bewertung und der technischen Abwicklung ei-
nes entsprechenden Förderprojektes. Nach meiner 
Information tun bei der technischen Abwicklung so-
wohl der Projektträger als auch die Stellen im Haus 
alles — das gilt auch hinsichtlich der externen Hil-
fen —, um einem Erstantragsteller, der von der Pro-
zedur sozusagen noch keine Ahnung hat, alle nur 
denkbare Hilfe zu geben. Wenn so etwas einmal 
geschehen ist, tut sich ein Antragsteller selbstver-
ständlich leichter, als wenn er zum erstenmal einen 
derartigen Antrag stellt. Bei den Erstantragstellern 
sind oft sehr viel Information und Rückkopplung 
und erneute Information für den Antragsteller ein-
fach deswegen notwendig, weil das Wissen fehlt, 
welche Unterlagen der Haushaltsausschuß mit 
Recht fordern muß, damit ein Antrag Rechtens be-
willigt werden kann. 

Vizepräsident Westphal: Herr Catenhusen, Sie 
können gleich stehenbleiben, denn Ihre Frage 37 
wird jetzt aufgerufen: 

Zu welchen Ergebnissen haben die von der Bundesregie-
rung und der Europäischen Weltraum-Agentur ESA geführ-
ten Verhandlungen mit der amerikanischen Regierung und 
der US-Weltraum-Behörde NASA zur europäischen Beteili-
gung an der geplanten Weltraumstation Columbus bisher ge-
führt, insbesondere auf den Gebieten der Nutzung kommer-
zieller technologischer Ergebnisse des geplanten Columbus-
Labors? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ca-
tenhusen, Ihre Frage 37 beantworte ich wie folgt: 
Die im November vergangenen Jahres eingeleiteten 
Verhandlungen der am Columbus-Projekt beteilig-
ten europäischen Regierungen — also nicht nur der 
Bundesregierung — mit der amerikanischen Regie-
rung über eine Regierungsvereinbarung zur Zu-
sammenarbeit bei der internationalen bemannten 
Raumstation haben noch nicht zu konkreten Text-
entwürfen geführt. Parallel dazu finden die techni-
schen und programmatischen Beratungen zwischen 
der Europäischen Weltraumorganisation ESA und 
der NASA im Rahmen der Projektdefinitionspha-
se B statt, die bis Anfang 1987 läuft. 
Was die Nutzung kommerzieller technologischer 

Ergebnisse des Columbus-Laboratoriums betrifft, so 
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streben die Bundesregierung und die übrigen euro-
päischen Regierungen klare und verbindliche Rege-
lungen darüber an, daß sie diese uneingeschränkt 
und ohne eventuelle Behinderung durch amerikani-
sches Recht nutzen können. 
Herr Präsident, wenn Sie gestatten, beantworte 

ist die Frage 38 gleich mit, weil sie j a in einem 
Zusammenhang mit der Frage 37 steht. 

Vizepräsident Westphal: Der Fragesteller ist ein-
verstanden, wie ich sehe. Ich rufe die Frage 38 auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die amerikani-
sche Seite bisher verlangt, daß das europäische Forschungs-
labor nur angekoppelt an das US-Raumschiff die Erde um-
kreisen darf und daß im europäischen Raumlabor US-Recht 
gelten soll? 

Bitte schön. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: In den voraufge-
henden Beratungen zwischen ESA und NASA im 
Rahmen der Projektdefinitionsphase hat die NASA 
in der Tat vor einigen Wochen deutlich gemacht, 
daß sie es vorziehen würde, wenn ein europäisches 
Labormodul — als Teil der internationalen Raum-
station — ständig angekoppelt und nicht auch zeit-
weilig frei fliegend die Erde umkreist. 
Die technische Konfiguration der Raumstation 

ist jedoch noch nicht abschließend festgelegt, wie 
auch über die beizustellenden Elemente der Part-
ner bisher noch nicht definitiv entschieden ist. Die 
amerikanische Seite hat zu erkennen gegeben, daß 
die zeitweise Abkoppelbarkeit gleichfalls als Option 
im Rahmen der Phase B von der europäischen Seite 
weiter untersucht werden wird. Entscheidungen 
werden erst auf der Grundlage der Ergebnisse der 
Projektdefinitionsphase B getroffen werden, die 
nicht nur das technisch-technologisch Machbare, 
sondern auch die finanziellen Auswirkungen der je-
weiligen Optionen aufzeigen. 
Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß 

die amerikanische Seite verlangt hätte, daß im „eu-
ropäischen Raumlabor", wie Sie formuliert haben, 
amerikanisches Recht gilt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Caten-
husen. 

Catenhusen (SPD): Welches Recht soll denn nach 
Auffassung der Bundesregierung in diesem euro-
päischen Forschungslabor gelten? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung und die europäischen Länder sind bestrebt, 
daß nach Möglichkeit ihr eigenes Recht im Raumla-
bor gilt. Das hängt aufs engste mit der Registrie-
rung der Einzelelemente zusammen. Wenn die Eu-
ropäer die eigene Registrierung beantragen wür-
den, wäre die Frage des eigenen Rechts damit ge-
löst. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Stimmen Sie mir zu, Herr 
Staatssekretär, daß diese Frage entscheidende Aus-
wirkungen auch auf die Frage der Nutzung der im 

Rahmen der Entwicklung dieses Raumlabors 
durchgeführten Experimente gewonnenen Ergeb-
nisse hat, daß also die Nutzung der Ergebnisse von 
Experimenten und technischen Neuentwicklungen 
in diesem Raumlabor entscheidend auch von der 
Frage des dort geltenden Rechts abhängt? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Sie können davon 
abhängen, wenn von dem Recht Gebrauch gemacht 
wird. Die Zusammenarbeit ist jedoch so gut, daß 
hier an eine Behinderung derzeit in keiner Weise zu 
denken ist. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere 
Zusatzfrage, Herr Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, ist schon 
erkennbar, daß es durch den Shuttle-Unfall zu einer 
Verzögerung der Verhandlungen bis zur Projektde-
finitionsphase B kommen könnte? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Der Challenger-
Unfall hat auf den Fortgang der Verhandlungen 
keinen Einfluß. 

Vizepräsident Westphal: Letzte Zusatzfrage, Herr 
Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, ist nach 
Ihrer Auffassung davon auszugehen, daß nach Be-
endigung dieser Definitionsphase eine neue Ge-
samtkostenschätzung für das europäische For-
schungslabor vorgenommen werden muß, und kön-
nen Sie zum heutigen Zeitpunkt erhebliche Kosten-
steigerungen gegenüber den bisherigen Annahmen 
ausschließen? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Eine Kosten-
schätzung muß dann, wenn definiert ist, vorgenom-
men werden. Aber da die Definition heute nicht vor-
liegt, möchte ich zu einer Kostenschätzung derzeit 
keine Aussagen machen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Fischer (Homburg). 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
Ihnen ist ja mit Sicherheit bekannt, daß die Länder, 
die in der ESA den Vertrag unterschrieben haben, 
einen Vertrag unterschrieben haben, der aus-
schließlich auf die zivile Weltraumforschung und 
ihre Nutzung ausgerichtet ist. Wie viele Gespräche 
hat es zwischen der ESA und der NASA bezüglich 
der Beteiligung an COLUMBUS gegeben und wel-
ches Ergebnis hatten diese Gespräche? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Ich sehe keinen 
Zusammenhang zwischen dem ersten und dem 
zweiten Teil Ihrer Frage. 

Ich kann Ihnen heute nicht sagen, wie viele Ge-
spräche es waren. Wenn Sie das interessiert, kann 
ich Ihnen das gerne auflisten und zukommen las-
sen. Es waren jedenfalls mehrere. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stahl. 
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Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, wel-
che Gründe haben nach Einschätzung der Bundes-
regierung die NASA zu der Forderung bewogen, 
daß das Forschungslabor ständig angekoppelt blei-
ben soll? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Stahl, das Anliegen ist schon verständlich; denn 
eine Raumstation soll in sich definiert sein, und die 
einzelnen Elemente sollen ganz bestimmte Aufga-
ben wahrnehmen. Daß es seitens der NASA das 
Interesse gibt, daß auch der europäische Teil ange-
koppelt bleibt, ist also, wie ich glaube, verständlich. 
Die Frage ist, ob man hier nicht einen vernünftigen 
Kompromiß finden kann, so daß das europäische 
und das amerikanische Anliegen in Einklang ge-
bracht werden können. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
habe noch eine Frage zu dem europäischen und 
amerikanischen Recht, das für den Betrieb dieser 
Raumstation gelten soll. Kann es denn sein, daß die 
amerikanische Seite sehr stark daran interessiert 
ist, vielleicht notwendige oder auch nicht notwen-
dige Geheimhaltungsgründe in den Vordergrund zu 
schieben, und kann sich daraus wieder ein derarti-
ger Geheimvertrag, der dem Parlament, der Offent-
lichkeit und auch der Wissenschaft nicht zugänglich 
gemacht wird, 

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Stimmt doch 
gar nicht!) 

wie etwa bei der SDI-Forschung ergeben? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Stahl, ich halte Ihre Befürchtung für eine Spekula-
tion, die derzeit durch nichts gerechtfertigt ist. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Selbst das Kabi

-

nett hat den letzten Vertrag nicht gesehen! 
— Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Der liegt bei 

der Geheimschutzstelle!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir sind am Ende der Fragen zu diesem Ge-
schäftsbereich. 

Bevor ich Fragen aus dem nächsten Geschäftsbe-
reich aufrufe, möchte ich eine Bemerkung machen. 
Es ist bis jetzt nicht festgestellt, aus welchen Grün-
den ein Vertreter des Bauministeriums nicht zur 
Verfügung steht. Daß wir uns als Parlament dazu zu 
äußern haben, dürfte klar sein. Ich weiß bloß noch 
nicht, ob wir es wirsch oder unwirsch tun werden, 
weil ich die Gründe nicht kenne, warum der Staats-
sekretär nicht gekommen ist. Dem Fragerecht des 
Abgeordneten Reimann, der als einziger Frager 
noch in Frage käme, wird natürlich Raum geschaf-
fen. Ich hoffe, daß das morgen der Fall sein kann. 
Wir werden Sie unterrichten. 

Die Fragen 39 bis 42, die zum Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
eingebracht worden sind, sollen auf Wunsch der 
Fragesteller, der Abgeordneten Boroffka und Dörf-

linger, schriftlich beantwortet werden. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich komme dann zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers des Innern. Zur Beantwortung der 
Fragen steht Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Spranger zur Verfügung. 

Die Fragen 50 und 51 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Wernitz sollen schriftlich beantwortet werden. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen dann zu der Frage 52 des Herrn Ab-
geordneten Schäfer (Offenburg). Ist der Abgeord-
nete im Saal? — Er ist nicht da. Dann werden die 
Frage 52 und die ebenfalls von ihm eingebrachte 
Frage 53 entsprechend der Geschäftsordnung be-
handelt. Offensichtlich sind wir so schnell, daß die 
Kollegen noch nicht da sein können. Vielleicht kön-
nen die Geschäftsführer ein wenig helfen. 

Die Frage 54 soll auf Wunsch des Fragestellers, 
des Herrn Abgeordneten Dr. Enders, schriftlich be-
antwortet werden. Die Antwort wir als Anlage abge-
druckt. 

Wir kommen zu den Fragen 55 und 56 des Abge-
ordneten Bernrath. — Der Herr Abgeordnete ist 
nicht im Saal. Es wird entsprechend der Geschäfts-
ordnung verfahren. 

Herr Neumann ist da. Sie machen uns fröhlich. 
Herr Staatssekretär, ich bitte um Beantwortung der 
Frage 57: 

Wie lange benötigt die Bundesregierung noch, die Anfrage 
des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen 
(UNHCR) vom 28. März 1984 zu überprüfen, wonach die Bun-
desrepublik Deutschland Aufnahmeplätze im Rahmen des 
RASRO-Programms zur Übernahme geretteter vietnamesi-
scher Bootsflüchtlinge bereitstellen möchte? 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Herr Kollege Neumann, die Bun-
desrepublik Deutschland bekennt sich als Flaggen-
staat zur Garantie einer zahlenmäßig unbegrenzten 
Aufnahme aller sogenannten Seenotflüchtlinge, die 
von deutschen Schiffen unter deutscher Flagge auf 
See angetroffen werden. Ausgenommen hiervon 
sind lediglich systematische Such- und Rettungsak-
tionen, für die Sonderregelungen gelten. Insoweit 
entspricht diese Garantie für Seenotflüchtlinge wei-
testgehend der Aufnahmeverheißung des Art. 16 
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes. 

Eine Reihe anderer Flaggenstaaten — insbeson-
dere solche mit großen Flotten — haben sich zu 
einem Aufnahmepool im RASRO-Programm zu-
sammengeschlossen, das im Gegensatz zur unein-
geschränkten Aufnahmegarantie der Bundesrepu-
blik Deutschland lediglich eine quotenmäßig be-
grenzte Aufnahme von Flüchtlingen vorsieht. Diese 
Quotenlösung ist naturgemäß nicht so weitreichend 
wie die uneingeschränkte Garantie, zu der sich die 
Bundesrepublik Deutschland bekennt. Angesichts 
dieser Lage erscheint es problematisch, dem RAS-
RO-Programm in seiner derzeitigen Ausgestaltung 
beizutreten. 

Unabhängig hiervon ist die Bundesrepublik 
Deutschland dem DISERO-Programm des UNHCR 
beigetreten. Dieses Programm sichert die Auf- 
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nahme von Seenotflüchtlingen, die von Schiffen un-
ter sogenannter Billigflagge gerettet werden. Auf 
diese Weise wird eventuellen Unwägbarkeiten, die 
bei sogenannten Billigflaggenländern auftreten mö-
gen, Rechnung getragen. 
Vor dem Hintergrund einer Neuordnung der See-

notflüchtlingsprogramme ist die Bundesregierung 
in Gespräche mit dem UNHCR eingetreten. Deren 
Ergebnisse bleiben abzuwarten. Sie werden auch 
Grundlage für Gespräche mit den Bundesländern 
sein. 

Vizepräsident Westphal: Herr Neumann, eine Zu-
satzfrage. 

Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Staatssekretär, 
hält das Innenministerium, also Ihr Ressort, daran 
fest, daß die Ablehnung des Beitritts zum RASRO-
Programm des UNHCR zur Aufnahme vietnamesi-
scher Bootsflüchtlinge deshalb erfolgt, weil diese 
Bootsflüchtlinge in der Ressortbesprechung vom 
20. September 1985 von Ihrem Ministerium als typi-
sche Wirtschaftsflüchtlinge bezeichnet werden, und 
daß man deshalb empfiehlt, eine hinhaltende Tak-
tik bei der Beantwortung der Forderungen des 
UNHCR an die Bundesregierung zu verfolgen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich habe an die-
sem Gespräch nicht teilgenommen. Ich weiß nicht, 
ob solche Äußerungen gefallen sind. Ich kann nur 
wiederholen, daß die Bundesregierung hier insge-
samt berät und sich bisher noch keine abschlie-
ßende Meinung gebildet hat. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Neumann. 

Neumann (Bramsche) (SPD): Dann darf ich die 
Frage anders stellen: Ist die Bundesregierung der 
Meinung, daß die durchschnittlich 2 000 bis 3 000 
Bootsflüchtlinge, die monatlich über das Südchine-
sische Meer kommen, typische Wirtschaftsflücht-
linge sind? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, daß 
man eine solche generelle Bewertung nicht vorneh-
men  kann. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommen wir zur 
Frage 58 des Abgeordneten Neumann (Bramsche): 

Bezugnehmend auf eine Antwort auf eine Anfrage des Ab-
geordneten von Waldburg-Zeil wird die Bundesregierung um 
Auskunft gebeten, ob sie die Bitte um Aufnahmeplätze im 
Rahmen des RASRO-Programms des UNHCR bereits an die 
Bundesländer herangetragen hat, und welche Antwort hat 
sie von dort erhalten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Wie in der Antwort 
auf die Vorfrage erwähnt, ist die Prüfung über 
den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum 
RASRO-Programm des UNHCR noch nicht abge-
schlossen. Aus diesem Grunde hat die Bundesregie-
rung bisher davon abgesehen, die Bundesländer 
von dem Ersuchen des UNHCR zu unterrichten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Neu-
mann. 

Neumann (Bramsche) (SPD): Bedeutet das, daß 
die Bundesregierung nicht in der Lage ist, vom Tag 
der Anfrage, nämlich vom 28. März 1984, bis zum 
heutigen Tage eine Stellungnahme zu der Forde-
rung des UNHCR, des Hohen Flüchtlingskommis-
sars abzugeben, ob man dem RASRO-Programm 
beitreten will? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: „Nicht in der 
Lage" ist meines Erachtens nicht der richtige Be-
schrieb. Es ist ein sehr schwieriges Problem. Auch 
angesichts der Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland am DISERO-Progrmm und der Tatsa-
che, daß eine Fülle von Flüchtlingen in der Bundes-
republik Deutschland aufgenommen werden, ist 
hier eine Vielzahl von Problemen abzuwägen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Neumann. 

Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie stichwortartig wenigstens zwei oder 
drei der Probleme nennen, derentwegen die Prü-
fung beim RASRO-Programm fast zwei Jahre in 
Anspruch nimmt? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Eines der Pro-
bleme ist, daß die Bundesrepublik Deutschland in 
Beteiligung an anderen Programmen und auch mit 
ihren nationalen Maßnahmen eine internationale 
Hilfeleistung erbracht hat, die ihr den Vorwurf er-
spart, sich nicht genügend um Flüchtlinge zu küm-
mern. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, ist bei 
dem Bemühen, Menschen, die in Not gekommen 
sind, in unserem Lande dann Aufnahme zu geben, 
wenn sie politisch verfolgt oder in Seenot sind, die 
Haltung, die die Bundesregierung einnimmt und 
die Sie in den Antworten auf die Fragen vorhin dar-
gestellt haben, überhaupt zu verantworten, auch 
z. B. im Verhältnis zu der Haltung der französischen 
Regierung? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
darf daran erinnern, daß Grundlage all dieser Maß-
nahmen die im Rahmen der Besprechung des Bun-
deskanzlers mit den Regierungschefs der Länder 
vom 5. März 1982 von der Bundesregierung getrof-
fene Vereinbarung ist. Danach richtet sich auch die 
jetzige Bundesregierung. 

Vizepräsident Westphal : Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Kalisch. 

Kalisch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, welchen 
Beitrag hat die Bundesregierung bislang zur Auf-
nahme von Bootsflüchtlingen geleistet? Können Sie 
darüber eine Auskunft geben? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich darf eine Zahl 
nennen. In der Bundesrepublik Deutschland sind 
über 41 000 Aufnahmeplätze zur Verfügung gestellt 
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worden, und davon wurden allein 37 700 für Indochi-
na-Flüchtlinge bereitgestellt. Mehr als 30 000 Perso-
nen sind auf diese Weise schon eingereist. Die noch 
freien Plätze stehen für die Familienzusammenfüh-
rung zur Verfügung. 

Vizepräsident Westphal: Herr Klejdzinski zu einer 
Zusatzfrage. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, wie ist 
es zu verstehen, daß die CDU-Sozialausschüsse in 
einer Mitteilung verlauten lassen, die Bundesregie-
rung ziehe mit den Kommunisten an einem Strang, 
weil sie dem Programm nicht beigetreten sei? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich kenne dieses 
Zitat nicht. Ich sehe auch keinen Zusammenhang 
mit der Frage. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 59 des 
Abgeordneten Schreiner auf: 

Strebt die Bundesregierung ähnlich wie die Regierung Lu-
xemburgs eine Rahmenvereinbarung mit der französischen 
Regierung bezüglich der vom Kernkraftwerk Cattenom aus-
gehenden Gefahrenpotentiale an, und welches sind gegebe-
nenfalls die wesentlichen Regelungskomplexe? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich beantworte 
Ihre Frage mit Nein. Luxemburg hat ein bilaterales 
Abkommen mit Frankreich vor allem deswegen ab-
geschlossen, weil es nicht der Pariser Haftungskon-
vention angehört. Frankreich stellt mit diesem Ab-
kommen Luxemburg so, als gehöre es dieser Kon-
vention an. Für die Bundesrepublik Deutschland als 
Vertragsstaat der Pariser Haftungskonvention ist 
dies nicht erforderlich. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Schrei-
ner. 

Schreiner (SPD): Wäre es nicht sinnvoll, eine ver-
gleichbare Regelung mit Luxemburg anzustreben, 
weil damit die mit Frankreich beispielsweise über 
die zu erwartenden Immissionen und damit über 
die zu erwartende Sicherheitsproblematik getroffe-
nen Abmachungen auf eine wesentlich sicherere 
völkerrechtliche Basis gestellt werden würden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das, was in der 
Vereinbarung zwischen Luxemburg und Frank-
reich geregelt ist, ist bereits in der Pariser Haf-
tungskonvention enthalten. Das gilt für Haftungs-
fragen und Absprachen über Regelung in bezug auf 
die Immissionen im Bereich der Mosel. 

Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Dann rufe ich die Frage 60 des Abgeordneten 

Schreiner auf: 
Inwieweit wichen nach Kenntnis der Bundesregierung die 

geplanten Werte für flüssige radioaktive Ableitungen des 
grenznahen französischen Kernkraftkomplexes Cattenom in 
die Mosel von der deutschen Genehmigungspraxis ab, und 
was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um die 
Belastung der deutschen Grenzbevölkerung so zu minimie-
ren, wie es nach dem Stand der Technik möglich wäre? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat in ihrer Antwort vom 9. April 1986 auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN betref-
fend radioaktive Emissionen des Atomkraftwerks 
Cattenom ausführlich zu diesem französischen 
Kraftwerk Stellung genommen. Die Bundesregie-
rung hat sich in intensiven Gesprächen mit der 
französischen Seite mit Erfolg bemüht, der deut-
schen Bevölkerung im grenznahen Raum einen 
Schutz zu gewährleisten, der vergleichbar ist mit 
dem Schutz in der Umgebung inländischer kern-
technischer Anlagen. Die Bundesregierung konnte 
insbesondere seitens der französischen Regierung 
die Zusage erreichen, daß die tatsächlichen Ablei-
tungen radioaktiver Stoffe in die Mosel einen Wert 
von 4 mal 3 Curie pro Jahr nicht überschreiten wer-
den. Aus einer solchen Ableitung resultiert eine 
Ganzkörperdosis von höchstens 15 Millirem pro 
Jahr. Damit würde der zulässige Grenzwert der 
deutschen Strahlenschutzverordnung allenfalls zur 
Hälfte erreicht. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß die Verbindlichkeit der Zusagen der französi-
schen Seite insofern höchst fraglich ist, als sich die 
Bundesregierung nach meinem Kenntnisstand aus-
schließlich auf ein entsprechendes Schreiben des 
Staatssekretärs im französischen Gesundheitsmini-
sterium an Ihren Kollegen Kroppenstedt berufen 
kann, in dem es schlicht und einfach heißt — ich 
darf zitieren —: 

Die Erfahrungen mit den anderen Kraftwerken 
in Frankreich bestätigen, daß die tatsächlich 
abgeleitete jährliche Aktivität weit unter der 
Genehmigungsgrenze bleibt. Tatsächlich sollte 
sie im Normalbetrieb 12 Curie pro Jahr für das 
gesamte Kraftwerk von Cattenom nicht errei-
chen. 

Ich meine, daß man aus dieser außerordentlich wei-
chen Formulierung alles Mögliche entnehmen 
kann, aber eines mit Sicherheit nicht, nämlich eine 
rechtsverbindliche Erklärung der französischen Re-
gierung. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Diese Bedenken 
sind nicht begründet; denn dieser Briefwechsel ist 
auch in eine Empfehlung der Internationalen Mo-
selschutzkommission aufgenommen worden, so daß 
sich Frankreich damit völkerrechtlich und politisch 
in einer Weise gebunden hat, die nicht daran zwei-
feln läßt, daß es die Einhaltung der zugesagten Er-
wartungswerte befolgen wird. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir denn zustimmen, daß, wenn schon die Formu-
lierung selbst so weich ist, daß sie für eine rechts-
verbindliche Position geradezu nichts hergibt, auch 
die Aufnahme einer nichtssagenden Formulierung 
in die Empfehlung einer Kommission die Qualität 
dieser Formulierung nicht steigern kann? 
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Bewertung nicht zustimmen. Wir meinen, daß hier 
politische und völkerrechtliche Festlegungen er-
folgt sind, die dieses Problem positiv lösen. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, da ich die Fragestunde gern auf ordentliche 
Weise zu Ende führen möchte, wäre ich dankbar, 
wenn diejenigen, die zu einer weiteren Debatte 
hierher gekommen sind, in der Zwischenzeit den 
Kollegen die Möglichkeit ließen, ihr Fragerecht aus-
zuüben. Ich wäre dankbar, wenn dem Präsidenten 
in dieser Hinsicht auch gefolgt würde. Das gilt nach 
allen Seiten. 

Eine Zusatzfrage des Herrn Kollegen Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, da sich der 
französische Gesundheitsminister auf die Erfah-
rungen bei Kraftwerken in Frankreich beruft: Wäre 
die Bundesregierung bereit, sich Informationen 
darüber zu beschaffen, wie die tatsächlichen radio-
aktiven Emissionen der bestehenden Kraftwerke in 
Frankreich sind und ob man dies dann mit den 
Emissionen der bestehenden deutschen Kraftwerke 
vergleichen kann? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Brück, ich stimme Ihnen zu, daß das notwendig ist, 
und ich meine darüber hinaus, es ist auch selbstver-
ständlich, daß ein solcher Informationsaustausch 
erfolgen muß. 

(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsident Westphal: Ich bitte noch einmal um 
ein bißchen mehr Ruhe für die Abwicklung der Fra-
gestunde. 

Die Frage 61 braucht nicht aufgerufen zu werden, 
weil der Fragesteller, der Abgeordnete Dr. Weng, 
um schriftliche Beantwortung gebeten hat. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 62 des Abgeordneten Dr. 
Hirsch auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Situation der medi-
zinischen Versorgung in den jeweiligen Bundesländern für 
Antragsteller auf Asyl in den Sammellagern, insbesondere 
im Hinblick darauf, daß die Kosten für Vorsorgeuntersu-
chungen und Impfungen von den Antragstellern auf Asyl 
teilweise selbst bezahlt werden müssen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Hirsch, für die medizinische Versorgung der Asyl-
bewerber sind die Bundesländer zuständig. Deshalb 
verfügt die Bundesregierung über keine eigenen 
Erkenntnisse in diesem Bereich. Nach ihr vorlie-
genden Informationen ist die medizinische Versor-
gung von Asylbewerbern in Gemeinschaftsunter-
künften — auch im Hinblick auf medizinisch indi-
zierte Vorsorgeuntersuchungen und Impfungen — 
sichergestellt. Der Bundesregierung ist nicht be-
kannt, daß Asylbewerber Kosten hierfür selbst zu 
tragen haben. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr 
Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, es liegen 
aber immer wieder Informationen darüber vor, daß 
selbst die für Deutsche vorgeschriebenen gesetzli-
chen Impfungen für die Kinder bei Asylbewerbern 
von diesen selber bezahlt werden müssen, obwohl 
ja die Regelungen in den meisten Bundesländern 
dahin gehen, daß sie die Sozialhilfeleistungen nicht 
in Geld, sondern in Naturalien bekommen. Ist die 
Bundesregierung denn mit mir der Meinung, daß 
ein solches Verfahren nicht hinnehmbar wäre, und 
würden Sie diesen Informationen noch einmal 
nachgehen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Hirsch, ich kann nur sagen, solche Informationen 
hat die Bundesregierung nicht. Ich wäre Ihnen 
dankbar, wenn Sie entsprechende Informationen 
weiterleiten würden. Bei einzelnen Ländern wie 
beispielsweise Bayern steht fest, daß Kosten der 
Vorsorgeuntersuchungen und Impfungen von den 
Sozialhilfeträgern übernommen werden. Ich bin 
aber gerne bereit, konkreten Informationen nach-
zugehen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, wenn sich 
die Informationen entgegen Ihrer jetzigen An-
nahme aber doch bewahrheiten sollten, wäre die 
Bundesregierung bereit, auf die Länder, die nicht in 
der Weise verfahren, wie Sie annehmen, entspre-
chenden Einfluß auszuüben? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Man wird seitens 
der Bundesregierung sicherlich eine Diskussion 
aufnehmen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 63 des 
Abgeordneten Dr. Hirsch auf: 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über den 
regelmäßigen Schulbesuch und Ausbildungsmöglichkeiten 
von Kindern von Antragstellern auf Asyl in den Sammella-
gern vor? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die Regelung des 
Schulbesuchs und der Ausbildungsmöglichkeiten 
von Kindern der Asylbewerber in Gemeinschafts-
unterkünften fällt ebenfalls in die Zuständigkeit 
der Bundesländer. Deshalb verfügt die Bundesre-
gierung auch hier nicht über eigene Erkenntnisse. 
Nach ihr vorliegenden Informationen sind Schulbe-
suche und Ausbildungsmöglichkeiten, z. B. in För-
derklassen von Kindern von Asylbewerbern, in 
Sammellagern grundsätzlich sichergestellt. Der 
Schulbesuch erfolgt entweder nach der in den je-
weiligen Ländern bestehenden Schulpflicht oder 
auf freiwilliger Basis, wonach die betreffenden Kin-
der die örtlichen Schulen als Gastschüler besuchen 
können. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, auch hier 
gibt es von den Organisationen, die sich mit der 
Betreuung der Asylbewerber und von deren Kin- 
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dern befassen, immer wieder Hinweise darauf, daß 
die schulpflichtigen Kinder in den Sammellagern, 
in die sie unter Umständen auf viele Jahre einge-
wiesen werden, nicht die Möglichkeit haben, Schu-
len zu besuchen. Das wäre ein katastrophaler Zu-
stand. Sind Sie bereit, auch in diesen Fällen den 
Informationen nachzugehen und gegebenenfalls 
auf die Länder einzuwirken, daß die schulische Bil-
dung dieser Kinder gesichert wird? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Vorausgesetzt, daß 
es sich nicht um Fälle handelt, daß die Eltern die 
Kinder nicht freiwillig zur Schule schicken und 
dann auch die Länder darauf verzichten, sie von der 
Polizei abholen zu lassen und zwangsweise in die 
Schule zu schicken, bin ich gern bereit, entspre-
chende Informationen einzuholen. 

Vizepräsident Westphal: Eine letzte Zusatzfrage, 
Herr Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, soll ich Ih-
rer Antwort entnehmen, daß die Bundesregierung 
der Auffassung sei, daß eine Schulpflicht für diese 
Kinder nicht bestehe? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die Schulpflicht 
ist eine Angelegenheit der Länder, die die Bundes-
regierung nicht zu bewerten hat. Es ist auch Sache 
der Länder, wie sie ausgefüllt, wahrgenommen und 
vollzogen wird. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, damit sind wir durch Zeitablauf am Ende der 
Fragestunde. Ich danke dem Staatssekretär für die 
Beantwortung der Fragen. Er muß allerdings mor-
gen wiederkommen. 
Ich bitte um Aufmerksamkeit dafür, daß wir auch 

den Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau morgen 
noch einmal als ersten Geschäftsbereich aufrufen, 
weil der Staatssekretär heute nicht zur Verfügung 
gestanden hat. Die Gründe dafür werden noch fest-
gestellt. 

Die Frage 64 des Abgeordneten Pfuhl soll schrift-
lich beantwortet werden. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. Somit werden wir den Geschäfts-
bereich des Bundesministers des Innern morgen 
mit der Frage 65 des Abgeordneten Dr. Müller be-
ginnen. 

Damit ist die Fragestunde beendet. 

(Vorsitz : Vizepräsident Stücklen) 

Vizepräsident Stücklen: Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Am 11. April dieses Jahres feierte 
der Abgeordnete Franke (Hannover) seinen 73. Ge-
burtstag. Ich spreche ihm die herzlichen Glückwün-
sche des Hauses aus. 

(Beifall) 

Ich rufe den Zusatztagesordnungspunkt 1 auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung 
„Internationaler Terrorismus" 

Hierzu liegen ein Entschließungsantrag der Frak-
tionen der SPD auf Drucksache 10/5320 sowie ein 
Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/5328 vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung sind für die Beratung drei 
Stunden vorgesehen. Ich frage, ob das Haus damit 
einverstanden ist. — Ich sehe und höre keinen Wi-
derspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich erteile dem Herrn Bundeskanzler das Wort. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Streitkräfte der 
Vereinigten Staaten haben in der Nacht vom 
14. zum 15. April einen militärischen Schlag gegen 
Libyen unternommen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Einen Terrorangriff! 
— Pfui-Ruf von den GRÜNEN) 

Erklärtes Ziel des Angriffs war die Zerstörung ter-
roristischer Infrastrukturen. Präsident Reagan 

(Ströbele [GRÜNE]: Der Oberterrorist!) 

hat den Angriff als einen Präventivschlag 

(Lange [GRÜNE]: Menschenleben!) 

gegen die weitere Eskalation der von Libyen ausge-
henden terroristischen Gewalt bewertet. Er hat ihn 
mit den zahlreichen Opfern gerechtfertigt, die die 
von Libyen ausgehende terroristische Gewaltan-
wendung in den letzten Jahren in aller Welt, insbe-
sondere aber unter amerikanischen Staatsangehö-
rigen, hinterlassen hat. 

In der Tat ist Libyen unter Oberst Ghaddafi in 
den letzten anderthalb Jahrzehnten zu einem Zen-
trum des internationalen Terrorismus geworden. 
Der nahöstliche Terrorismus hat in Libyen eine fe-
ste Basis und eine lebenswichtige Infrastruktur. 

Zahlreiche internationale Terrororganisationen 
unterhalten Ausbildungslager in Libyen — in 
Kenntnis und mit Förderung der dortigen Behör-
den. Für Libyens führende Rolle bei Ermutigung, 
Unterstützung und selbständiger Steuerung zahl-
reicher Akte des internationalen Terrorismus gibt 
es klare Beweise. 

Der von Libyen ausgehende Terrorismus, in den 
libysche Behörden verwickelt sind und für den sie 
selbst vielfach offen die Verantwortung übernom-
men haben, hat in den letzten Jahren in zahlreichen 
Ländern Europas, Afrikas und des Nahen Ostens 
eine blutige Spur hinterlassen. Ich will hier nur 
einige Beispiele anführen: 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden in 
den Jahren 1980 bis 1985 drei hier lebende Araber, 
davon zwei libysche Bürger, von libyschen Staats-
angehörigen ermordet. Zahlreiche Verdachtsmo-
mente sprechen für eine Verwicklung libyscher Be-
hörden in diese Anschläge. 

In London kam eine britische Polizeibeamtin ums 
Leben, als Angehörige des dortigen libyschen 
„Volksbüros" auf eine gewaltlose politische Protest-
aktion mit Schüssen in die Menge reagierten. 
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Gewichtige Hinweise sprechen für eine Verwick-

lung libyscher Stellen auch in die Anschläge auf die 
Flughäfen in Rom und in Wien. 

Die französische Regierung konnte vor zwei Wo-
chen in Paris ein Blutbad unter vor einem amerika-
nischen Botschaftsgebäude wartenden Sichtver-
merksbewerbern, die mit Handgranaten und 
Schnellfeuerwaffen angegriffen werden sollten, ver-
hindern. Die französische Regierung hat im Zusam-
menhang mit diesem geplanten Verbrechen zwei 
Libyer ausgewiesen. 

Schließlich, meine Damen und Herren, gibt es 
den jüngsten blutigen Anschlag auf die Diskothek 
in Berlin mit zwei Toten und 230 zum Teil schwer 
Verletzten. Auch hier sprechen nachrichtendienstli-
che Erkenntnisse eindeutig für die Steuerung durch 
offizielle libysche Stellen. 

Es liegen jetzt beweisfähige nachrichtendienstli-
che Quellen dafür vor, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Seit wann?) 

daß das libysche „Volksbüro" in Ost-Berlin für den 
blutigen Terroranschlag auf die West-Berliner Dis-
kothek „La Belle", bei dem es zwei Tote und mehr 
Verletzte als bei dem amerikanischen Angriff in 
Libyen gab, die Verantwortung trägt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Nach Meinung der Po -
lizei!) 

Am 4. April kündigte das Ost-Berliner libysche 
„Volksbüro" nach Tripolis eine Aktion für den näch-
sten Tag an. Am frühen Morgen des 6. April, um 1.30 
Uhr, unmittelbar nach dem Terroranschlag in West-
Berlin, meldete das gleiche libysche „Volksbüro" 
nach Tripolis die erfolgreiche Durchführung einer 
Aktion mit dem Hinweis, es seien keine Spuren hin-
terlassen worden. Ich betone noch einmal, daß diese 
Quellen nach meiner Überzeugung beweisfähig 
sind. 

Die führende Rolle Libyens in der internationa-
len Terrorszene findet ihre Ergänzung in seiner di-
rekten Aggression oder der subversiven Unterwan-
derung friedlicher Nachbarstaaten: Libyen hat sich 
seit Ghaddafis Machtübernahme im Maghreb und 
in Zentralafrika zu einem Herd der regionalen De-
stabilisierung und der Aggression entwickelt. Der 
seit Jahrzehnten andauernde Bürgerkriegszustand 
im Tschad, ein militärischer Überfall auf Tunesien 
sowie die wiederholte Bedrohung Ägyptens, des Su-
dan und einer Reihe anderer afrikanischer Staaten 
gingen oder gehen von Libyen aus. Die französische 
Regierung hat im Tschad wiederholt militärisch 
eingegriffen, um dieser Aggression zu begegnen. 

Mit dieser Politik der Aggression und des Terrors 
fordern Oberst Ghaddafi und die Führung Libyens 
die internationale Staatengemeinschaft heraus. 
Dies gilt in besonderem Maße für die Vereinigten 
Staaten, die in den letzten Jahren erklärtermaßen 
das besondere Ziel libyschen Terrors waren. Hun-
derte von amerikanischen Bürgern waren die Opfer 
internationaler Terroranschläge. Dies erklärt auch 
die Erregung der amerikanischen Bevölkerung, die 
sich eben nicht länger solchen ständigen Aggressio-
nen tatenlos ausgesetzt sehen will. Wer wie Oberst 

Ghaddafi ständig Gewalt predigt und praktiziert, 
muß — ohne daß dies meine Überzeugung ist — 
damit rechnen, daß sich die Betroffenen wehren. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, der 
internationale Terrorismus ist das Krebsgeschwür 
unserer Zeit. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Sein erklärtes Ziel ist es, andere Staaten zu erpres-
sen, ja, sie zu destabilisieren. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Er ist damit zu einer Bedrohung für alle demokrati-
schen Staaten geworden. 

Jede Art von Terrorismus stößt daher auf die ent-
schiedene Ablehnung der demokratischen Staaten-
gemeinschaft, die nicht bereit ist, solche Taten hin-
zunehmen, unabhängig, von wem sie ausgehen und 
gegen wen sie sich richten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von den GRÜNEN: Auch gegen 
Staatsterrorismus! — Weitere Zurufe von 

den GRÜNEN) 

Die Bundesregierung — und ich bekenne mich 
nachdrücklich zu diesem Satz — hat Gewalt stets 
abgelehnt. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Sie ist jedoch entschlossen, den Terrorismus mit 
allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln zu be-
kämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Und, meine Damen und Herren, wir werden auch 
nicht dulden, daß diese Bundesrepublik Deutsch-
land zu einem Austragungsort terroristischer Ge-
walt gemacht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Wir haben im Rahmen unserer Möglichkeiten die 
Vorkehrungen getroffen, um die Sicherheit der 
deutschen Bevölkerung und der bei uns lebenden 
Ausländer nach besten Kräften zu gewährleisten. 
In Berlin haben die alliierten Behörden die notwen-
digen Maßnahmen angeordnet, um die Sicherheit 
der Berliner Bevölkerung und der alliierten Streit-
kräfte zu gewährleisten. Wir werden auch und ins-
besondere alles tun, um weitere Terrorakte gegen 
bei uns lebende Bürger unserer Allierten zu verhin-
dern, die auf deutschem Boden auch unsere Frei-
heit verteidigen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU, der 
FDP und der SPD — Zurufe von den GRÜ

-

NEN) 
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Wir werden nicht dulden, daß unsere amerikani-
schen Freunde und Alliierten aus unserem Land 
hinausgebombt werden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU, der 
FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, wer jetzt glaubt, die 
amerikanische militärische Aktion als Vehikel be-
nutzen zu können, um einen primitiven Antiameri-
kanismus zu schüren, wird auf unseren entschiede-
nen Widerstand stoßen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Wir — ich denke, ich kann sagen: die demokrati-
schen Parteien in diesem Haus — haben bisher bei 
Bekämpfung des Terrorismus großen Einsatz be-
wiesen und auch vielfältige Erfahrungen sammeln 
können. Wir werden uns auch in Zukunft in unserer 
Wachsamkeit gegenüber dem Terrorismus, in wel-
chem Gewand auch immer, von niemand übertref-
fen lassen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Lassen Sie mich auch in aller Deutlichkeit sagen, 
daß unsere Beziehungen zu Staaten, die Terrori-
sten nachweislich Unterschlupf gewähren oder sie 
gar fördern, hier von nicht unbeeinflußt bleiben 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, was 
wir nicht wollen, ist eine Eskalation militärischer 
Gewalt und Gegengewalt. 

(Mann [GRÜNE]: Dann halten Sie andere 
Reden!) 

Die Gefahr der Eskalation ist deshalb so groß und 
die Lage deshalb so gefährlich, weil die Erfahrung 
gelehrt hat, daß sich Terroristen rationalen Argu-
menten verschließen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: So ist es!) 

— Der Zwischenruf von Ihrer Seite in diesem Zu-
sammenhang ist bemerkenswert. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn ich Sie so sitzen sehe, besonders einige von 
Ihnen, kommen mir in diesem Augenblick man-
cherlei Gedanken. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Zuruf von den GRÜNEN: Un

-

glaublich!) 

Mit militärischen Mitteln wird man die Hydra 
des Terrorismus auf die Dauer nicht beseitigen kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Auf sich allein gestellt kann kein Land — mit wel-
chen Mitteln auch immer — dieser Hydra begeg-
nen. Hier ist internationale Solidarität erforderlich. 
Die Staatengemeinschaft 

(Senfft [GRÜNE]: Welche?) 

muß gemeinsam das Sicherheitsnetz knüpfen, mit 
dem diese Bedrohung wirksam abgewehrt werden 
kann. 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, hierbei ist insbeson-
dere Europa gefordert. Das Europa der Zwölf kann 
— wenn es eng zusammenwirkt — einen wesentli-
chen Beitrag in der weltweiten Abwehrfront gegen 
den Terrorismus leisten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie sind ja nicht mal 
informiert worden! Sie haben ja keine Ah

-

nung gehabt!) 

Von dieser Möglichkeit hat Europa — dies müssen 
wir auch selbstkritisch sagen — in der Vergangen-

' heit  nicht immer überzeugend Gebrauch gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Abstimmungsprozeß in der Gemeinschaft war 
in diesen Fragen häufig zu langsam und zu müh-
sam. Er beschränkte sich zu oft auf gemeinsame 
Klagen über ungenügende Konsultation durch den 
Verbündeten oder auf bloße Erklärungen, die ohne 
Wirkung blieben. 

(Ströbele [GRÜNE]: Waren Sie nun infor

-
miert oder nicht?) 

Andererseits — dies füge ich genauso deutlich 
hinzu — können wir nicht akzeptieren, 

(Zurufe von den GRÜNEN: Aha!) 

wenn der amerikanische Regierungssprecher kurz 
und bündig erklärt, die Erklärung der EG-Außenmi-
nister in Den Haag habe bei den Entscheidungen 
der USA keine Rolle gespielt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zustimmung bei der SPD) 

Die jüngsten Ereignisse müssen uns alle aufrüt-
teln. Das freie Europa muß nicht nur mit einer 
Stimme reden, es muß auch gemeinsam verantwort-
lich handeln können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Vereinigten Staaten haben zu oft — und man-
ches Mal nicht ohne Grund — sagen können, sie 
hätten sich allein gefühlt in ihrem Kampf gegen 
den internationalen Terrorismus. 

(Senfft [GRÜNE]: Die werden sich in Zu

-

kunft noch mehr allein fühlen!) 

Es ist einfach, die Vereinigten Staaten dafür zu kri-
tisieren, wenn sie schließlich zu Mitteln greifen, die 
wir nicht gewählt hätten. 

Wenn wir Europäer den Amerikanern aus unse-
ren Gründen nicht folgen wollen, müssen wir selbst 
mehr politische Initiative entfalten, von der auch 
mehr Wirkung ausgeht. Mit bloßen Klageliedern 
werden wir dem internationalen Terrorismus nicht 
beikommen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Notwendig ist jetzt die gemeinsame politische Ak-
tion. 

(Lange [GRÜNE]: Sehr präzise!) 
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Um den Terrorismus einzudämmen, gilt es vor 

allem seinen Ursprung und seine Ursachen auszu-
trocknen. Viele Terroranschläge der letzten Monate 
— das ist jedermann bekannt — haben ihren Ur-
sprung im Nahost-Konflikt. Will man den Terroris-
mus eindämmen, gilt es vor allem, die Ursachen zu 
erkennen und zu überwinden. Hier ist eine europäi-
sche Initiative überfällig, die zu einem europäisch

-

arabischen Dialog führen muß, der einen Beitrag 
zur Lösung des Nahost-Konflikts leisten kann. Die 
Außenminister der EG haben in dieser Woche einen 
entsprechenden Appell an die arabischen Staaten 
und die Arabische Liga gerichtet. Wir sollten auf 
diesem Weg schnell die notwendigen Schritte ein-
leiten. 

Eine dauerhafte Friedenslösung im Nahen Osten 
ist nur im Wege des Kompromisses denkbar. Ein 
umfassender Konsens setzt eben ein Geben und 
Nehmen aller am Konflikt Beteiligten voraus. 

Alle bisherigen Versuche zu einer Friedenslösung 
sind an starren und kompromißlosen Haltungen ge-
scheitert. 

(Ströbele [GRÜNE]: Von wem?) 

Für den einen oder anderen Beteiligten ist der Ter-
rorismus ein wesentliches Vehikel, um seine Maxi-
malforderungen durchzusetzen. 

Es ist beweisbar, daß sich Terroranschläge im-
mer dann häuften, wenn sich im nahöstlichen Frie-
densprozeß konstruktive Lösungen abzeichneten. 
Auch der Versuch Präsident Reagans, mit seinem 
Friedensplan eine konstruktive Lösung im Nahen 
Osten zu ermöglichen, scheiterte vor allem an der 
mit Bomben unterstützten Blockadepolitik radika-
ler Führungen wie der Libyens und der Arabischen 
Liga. 

Dies muß sich jeder, der sich um den Friedens-
prozeß im Nahen Osten kümmert, immer wieder 
deutlich machen. Für uns alle stellt sich jetzt die 
unmittelbare Aufgabe, dem von Grund auf destruk-
tiven Geist des Terrorismus mit einer konstrukti-
ven Haltung zu begegnen, mit Mut und mit dem 
politischen Willen zum Handeln. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sagen Sie mal was zu 
Reagan und zu den Bomben und zu den 
Unschuldigen, die da umgekommen sind!) 

Dazu gehört aber auch und vor allem, daß wir uns 
nicht dazu verleiten lassen, aus tagespolitischem 
Opportunismus eine Krise der Allianz herbeireden 
zu wollen oder sogar — wie es in diesen Stunden ja 
auch geschieht — wieder besseres Wissen Angst 
vor einem Krieg in Europa zu schüren. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Der Friede in Europa steht nicht auf dem Spiel, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Jeder, der Angst schürt, handelt in höchstem Maße 
unverantwortlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Es geht einzig und allein darum, daß wir uns 
gemeinsam gegen diesen Terrorismus stellen, hier 
bei uns wie weltweit. 

Ich lasse mich auch hier nicht über die öffentli-
che Meinung im eigenen Land täuschen. Ich bin 
davon überzeugt: Unsere Bürger begreifen sehr 
wohl, daß der internationale Terrorismus potentiell 
jeden von uns bedrohen kann, vor allem dann, wenn 
er sich gegen den Lebensnerv unseres Staates rich-
tet. 

Alle demokratischen Kräfte in der Bundesrepu-
blik Deutschland und auch hier im Hohen Hause 
sind herausgefordert, ihm mit den Mitteln entge-
genzutreten, die unserer freiheitlichen und demo-
kratischen Ordnung entsprechen, 

(Lange [GRÜNE]: Kein Mitleid!) 

die uns die Zusammenarbeit mit freien Völkern bie-
tet, die, meine Damen und Herren, ja auch in einer 
Stunde schwerer Heimsuchung Ende der 70er 
Jahre die demokratischen Kräfte zusammengeführt 
haben. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Ich eröffne die Ausspra-
che. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Vogel. 

(Ströbele [GRÜNE]: Schämen Sie sich, 
Herr Bundeskanzler, für diese Rede! Kein 
Wort zu den Opfern in Libyen! — Lebhafte 

Gegenrufe von der CDU/CSU) 

Dr. Vogel (SPD): Meine Damen und Herren! Darf 
ich vielleicht die Rede mit der Einladung beginnen, 
daß wir gerade die heutigen Verhandlungen mit 
dem Ernst und der Besonnenheit führen, die dieses 
Thema dringend erforderlich macht. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung bei 
der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Die Ereignisse der beiden letzten Tage 
erfüllten Millionen von Menschen in aller Welt mit 
tiefer Sorge. Auch in unserem Land haben viele 
Mitbürgerinnen und Mitbürger den Atem angehal-
ten, als sie aus den Nachrichten erfuhren, daß kaum 
300 km von der Küste Italiens entfernt in einem der 
gefährlichsten Krisengebiete unserer Hemisphäre 
die Waffen sprechen. Das gilt nicht zuletzt für die 
ältere Generation in ganz Europa, die mit den Wor-
ten „Luftangriff" und „Bombenabwurf" bedrük-
kende Erinnerungen verbindet. 

Es ist die Pflicht des Deutschen Bundestages, 
sich dieser Sorgen und Ängste bewußt zu sein und 
alles zu tun, um diese Sorgen und Ängste zu min-
dern. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu — und ich stimme dem Bundeskanzler zu 
— gehört Besonnenheit. Dazu gehören Klarheit 
und Festigkeit gegenüber terroristischen Aktivitä-
ten und auch Deutlichkeit gegenüber Verbündeten, 
die bei der Abwehr solcher Aktivitäten den Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit außer acht lassen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Sie, Herr Bundeskanzler, haben in Ihrer Regie-

rungserklärung, die wir eben gehört haben, jede 
Form des Terrorismus, insbesondere auch des in-
ternationalen Terrorismus, verurteilt. Dieser Verur-
teilung stimmt die Sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion, stimmen wir Sozialdemokraten ohne 
jede Einschränkung zu. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben auch keinen Grund, Ihrer Einschät-
zung des gegenwärtigen libyschen Regimes und der 
Verantwortlichen dieses Regimes zu widerspre-
chen, und zwar unabhängig davon, Herr Bundes-
kanzler, ob die von Ihnen vermuteten, von den zu-
ständigen Berliner Sicherheitsbehörden bisher 
nicht bestätigten Beweise für die Urheberschaft Li-
byens an dem jüngsten Terroranschlag in Berlin 
tatsächlich gegeben sind oder nicht. Libyen und 
sein Regime haben sich diese Einschätzung auf 
Grund zahlreicher Äußerungen seiner Führung und 
auf Grund seines Verhaltens in der Vergangenheit 
selbst zuzuschreiben. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Schul

-

hoff [CDU/CSU]) 

Wir bedauern zutiefst die Opfer, die der Terroris-
mus gefordert hat. Wir verstehen die Empörung, die 
diese Gewalttaten unter den betroffenen Völkern, 
insbesondere aber in den letzten beiden Jahren im 
amerikanischen Volk hervorgerufen haben. Wir ha-
ben die Sorge und die Empörung nicht vergessen, 
die uns während der Terroranschläge der 70er 
Jahre bewegt haben. Wir können deshalb mit den 
Opfern und ihren Familien fühlen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Wir sind auch nicht der Meinung, daß die betrof-
fenen Völker, daß die Staatengemeinschaft Terror 
tatenlos hinnehmen sollte. Wir haben dem Terror 
zur Zeit unserer Regierungsverantwortung mit Be-
sonnenheit und Festigkeit ebenso widerstanden, 
wie andere das getan haben oder heute tun. Wir 
haben ihn dadurch in seine Schranken gewiesen. 

Zu diesen Erfolgen hat eine sich stetig verbes-
sernde internationale Zusammenarbeit, und zwar 
— das möchte ich aus der Erinnerung an die dama-
lige Zeit betonen — auch mit arabischen Ländern 
wesentlich beigetragen. Dieser Weg kann und muß 
weitergegangen werden. 

Deshalb begrüßen wir die einstimmige Erklärung 
der zwölf EG-Außenminister zum internationalen 
Terrorismus und zur Krise im Mittelmeerraum 
vom 14. April 1986. Diese Erklärung atmet den Geist 
der Festigkeit und der Besonnenheit. Sie empfiehlt 
Gegenmaßnahmen, die unzweifelhaft auf dem Bo-
den des Völkerrechts und des internationalen Rech-
tes stehen, so etwa die verstärkte internationale Zu-
sammenarbeit bei der Aufklärung von Anschlägen 
und der Bestrafung der daran Beteiligten, aber 
auch die Intensivierung des arabisch-europäischen 
Dialogs. 

Die Militäraktion der Vereinigten Staaten verläßt 
diesen Boden. Sie ist mit dem Völkerrecht nicht zu 
vereinbaren. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie widerspricht auch den Geboten der politischen 
Klugheit. 

(Ströbele [GRÜNE]: Terrorismus ist das!) 

Sie ist deshalb für uns Sozialdemokraten unan-
nehmbar. Diese Aktion — unsere Entschließung 
bringt das zum Ausdruck — ist zu verurteilen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir hätten es begrüßt, wenn die Bundesregierung 
dies ebenso deutlich ausgesprochen hätte, wie das 
gestern und heute unter anderen die italienische 
Regierung, die spanische Regierung, die belgische 
Regierung und die holländische Regierung — um 
nur einige zu nennen — getan haben; 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

mit derselben Deutlichkeit, wie dies jedenfalls ge-
stern von Sprechern des Auswärtigen Amtes und 
auch von führenden Repräsentanten der Freien De-
mokratischen Partei zu hören war. 

Sie selbst, Herr Bundeskanzler, haben in Ihrer 
Pressekonferenz vom vergangenen Freitag die 
amerikanische Administration vor militärischer 
Gewaltanwendung gewarnt. Es wäre gut gewesen, 
Sie hätten diesen Standpunkt heute mit der 
gleichen Deutlichkeit und der gleichen Klarheit be-
kräftigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bundesminister des Auswärtigen, Herr Kollege 
Genscher, weiß, warum er gestern in Washington 
gegenüber der amerikanischen Administration viel 
deutlicher gesprochen hat, als Sie das heute hier 
von diesem Podium aus getan haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Militäraktion ist mit dem geltenden Völker-
recht schon deshalb nicht in Einklang zu bringen, 
weil sie den Tod auch gänzlich unbeteiligter Men-
schen verursacht hat. 

(Ströbele [GRÜNE]: Dazu hat der Kanzler 
kein Wort gesagt! Das war ihm kein Wort 
wert! — Zuruf des Abg. Mann [GRÜNE]) 

— Meine Damen und Herren, ich darf die Bitte, die 
ich eingangs geäußert habe, jetzt vielleicht an Ihre 
Adresse wiederholen. 

Die Militäraktion — ich wiederhole das — ist 
schon deshalb mit dem Völkerrecht nicht vereinbar, 
weil sie den Tod auch gänzlich unbeteiligter Men-
schen verursacht hat. Sie ist aber auch politisch 
sinnlos, weil sie weitere terroristische Aktivitäten 
nicht verhindert, sondern eher zu solchen Aktivitä-
ten anstachelt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Die jüngsten Erklärungen aus dem Nahen Osten — 
Sie werden diese Äußerungen genauso gelesen ha-
ben, wie wir das getan haben — lassen insoweit 
Schlimmes befürchten. 
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Dr. Vogel 
Die Aktion ist auch deshalb sinnlos, weil sie das 

gegenwärtige libysche Regime nicht isoliert, son-
dern selbst solche Staaten zur Solidarisierung 
zwingt, die Sie heute — wahrscheinlich zu Recht — 
als Gegenstand früherer libyscher Drohungen er-
wähnt und aufgeführt haben. 

(Richtig! bei der SPD) 

Diese Aktion ist außerdem in hohem Maße ge-
fährlich, weil sie eine unkontrollierbare Eskalation 
von Gewalt und Gegengewalt auslösen und die Be-
ziehungen zwischen den Supermächten schwer be-
lasten kann. Wie die Absage des Treffens der Au-
ßenminister der Vereinigten Staaten und der So-
wjetunion zeigt, hat der Geist von Genf schon jetzt 
fühlbar Schaden gelitten. 

Ebenso gravierend ist die Beeinträchtigung des 
Verhältnisses zwischen der Europäischen Gemein-
schaft und den Vereinigten Staaten. Mit ihren mili-
tärischen Maßnahmen hat sich die Administration 
der Vereinigten Staaten über eine einstimmige und 
dringende Mahnung der EG, der Europäischen Ge-
meinschaft, geradezu brüsk hinweggesetzt. Das läßt 
erkennen, welch geringe Bedeutung die Admini-
stration der Vereinigten Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft und den europäischen Verbündeten 
in der Allianz beimißt. Zu Recht spricht der amtie-
rende niederländische Außenminister von einem 
Schlag ins Gesicht Europas. 

Der Schlag, Herr Bundeskanzler, wird auch nicht 
dadurch gemildert, daß es Washington den Nach-
richtenagenturen überließ, Sie und die anderen Re-
gierungschefs von der Aktion zu unterrichten. Das 
alles — um mich sehr vorsichtig und so auszudrük-
ken, wie es dem Ernst der Stunde angemessen ist 
— kann nicht zur Festigung des Bündnisses beitra-
gen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage: Wenn es noch eines Anstoßes zur stärke-
ren Selbstbehauptung Europas, zur Notwendigkeit 
einer stärkeren Einflußnahme Europas auf Ent-
scheidungen bedurft hätte, die für diesen Kontinent 
lebenswichtig sind, hier, in dieser Aktion ist dieser 
Anstoß gegeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Immerhin — das dürfen wir nicht aus den Augen 
verlieren — handelt es sich um kriegsähnliche Akti-
vitäten in einem Gebiet, das von den Vereinigten 
Staaten über 7 000 km, von Europa aber nur 300 km 
entfernt ist. Die Mahnung, die Helmut Schmidt in 
diesem Zusammenhang an die Europäer gerichtet 
hat, ist ernst zu nehmen. Helmut Schmidt hat recht, 
wenn er sagt: Wenn sich die Europäer jetzt nicht zu 
gemeinsamem Handeln entschließen, liefern sie 
sich zukünftigen Ereignissen aus, die sie nicht 
mehr beeinflussen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Es wird auch die Frage aufgegriffen werden müs-
sen, inwieweit NATO-Einrichtungen für militäri-
sche Operationen verwendet werden dürfen, die im 
Bündnisvertrag keine Stütze haben. Wir akzeptie-
ren Ihre Versicherung, Herr Bundeskanzler, daß 
solche Einrichtungen auf deutschem Boden und  

daß auch der deutsche Luftraum nicht zur Verfü-
gung gestellt wurden, daß sie auch künftig nicht zur 
Verfügung gestellt werden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Aber die Frage, die ich hier angesprochen habe, hat 
auch dann bündnispolitische Bedeutung, wenn 
NATO-Einrichtungen in einem anderen Land be-
nutzt werden. 

Jetzt geht es darum, alles zu tun, um den schon 
eingetretenen Schaden zu begrenzen und weiterer 
Gewaltanwendung und weiterer Eskalation entge-
genzuwirken. Es ist schon schlimm genug, daß der 
Rüstungswettlauf unentwegt weitergeht. Jetzt darf 
nicht auch noch ein Wettlauf der Gewaltanwendung 
hinzukommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb muß die Bundesregierung innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft dahin wirken, daß die 
Europäische Gemeinschaft mit den bereits be-
schlossenen Maßnahmen zur Bekämpfung des Ter-
rorismus Ernst macht. Sie haben unsere Unterstüt-
zung, wenn Sie das tun. Die Bundesregierung muß 
dafür eintreten, daß die Europäische Gemeinschaft 
mit eigenen Anstrengungen zur Lösung der Nah-
ost-Krisen, insbesondere zur Lösung der Palästi-
nenser-Frage, beiträgt. Ohne die Lösung dieser 
Fragen wird der Terrorismus, und zwar nicht nur 
der aus dem Staat, mit dem wir uns heute beschäfti-
gen, immer von neuem einen Nährboden finden. 
Dieser Nährboden muß beseitigt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ebenso muß die Bundesregierung dahin wirken, 
daß die Europäische Gemeinschaft der amerikani-
schen Administration unmißverständlich klar-
macht: Die Anwendung militärischer Gewalt ge-
schieht gegen den Willen der Europäer. Sie darf 
sich nicht wiederholen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ich möchte fast meinen, wir könnten in der Fest-
stellung übereinstimmen: Auch der beste Zweck 
heiligt nicht jedes Mittel. Auch die Absicht, Un-
schuldige zu retten, erlaubt es nicht, Unschuldige zu 
töten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Es muß vielmehr alles geschehen, was eine weitere 
Zuspitzung der Lage verhindert. Dazu ist auch eine 
Fortsetzung der Gespräche zwischen den beiden 
Supermächten erforderlich. 

Eine Politik, Herr Bundeskanzler, die diesen 
Prinzipien folgt, kann mit unserer Zustimmung und 
unserer Unterstützung rechnen. Auf dieser Grund-
lage wäre in einer Frage von substantieller Bedeu-
tung ein Konsens möglich, ein Konsens über eine 
Politik, der den Interessen unseres Volkes, der den 
Interessen Europas, der dem Frieden dient. 

Ich hoffe, diese Möglichkeit ist durch die heutige 
Regierungserklärung nicht vermindert worden und 
wird auch durch die Aussprache nicht vermindert. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 209. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 16. April 1986 	16027 

Dr. Vogel 
Die Sorge um den Frieden und der Kampf gegen 
den Terrorismus machen eine solche gemeinsame 
Anstrengung erforderlich. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Klein (München). 

Klein (München) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Kollege Vogel, ich hoffe, der 
Fall tritt nie ein, in dem wir dankbar dafür sein 
müssen, daß die Amerikaner über 7 000 km Entfer-
nung hinweg auch mit militärischer Kraft uns zu 
Hilfe kämen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir debattieren über den internationalen Terro-
rismus, die Heimsuchung unserer Zeit. Wir debat-
tieren die Frage, wie ihm zu wehren sei. 1984 gab es 
600 terroristische Gewaltakte. Im vorigen Jahr wa-
ren es bereits 800. Und hinter jedem dieser An-
schläge verbergen sich Tod, Schmerz, Trauer der 
Betroffenen. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika haben jetzt 
an einem Punkt, bekanntermaßen einem Ausgangs-
punkt jener aller Zivilisation hohnsprechenden 
Pest, hart zurückgeschlagen. Und wir Europäer, wir 
Deutschen, wie verhalten wir uns? 

Bundeskanzler Kohl hat schon in seiner gestri-
gen Erklärung das Nötige gesagt, was in den ersten 
Stunden nach dem militärischen Einsatz der Ame-
rikaner gegen Libyen zu sagen war. Aber ein Teil 
der veröffentlichten Meinung und eine Reihe von 
Politikern in der Bundesrepublik Deutschland nut-
zen diesen Vorgang, um mit Kritik, Unterstellungen 
und Beleidigungen auf die USA und damit auf unse-
ren wichtigsten Verbündeten loszugehen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist ein Terrorist 
und bleibt einer, der Reagan! — Gegenruf 
von der CDU/CSU: Sprach der Terrorist 

Ströbele!) 

Und für den Schaden, den sie damit unserem Ver-
hältnis zu den USA zufügen, machen sie auch noch 
die Amerikaner verantwortlich — mit Formulierun-
gen der Art, wie sie eben von den GRÜNEN gekom-
men sind. 

Wieviel Selbstgerechtigkeit gehört dazu, der über-
wiegenden Mehrheit des amerikanischen Volkes, 
der überwiegenden Mehrheit der Abgeordneten im 
Repräsentantenhaus und der Senatoren, die alle 
hinter der Entscheidung von Präsident Reagan ste-
hen, Belehrungen in Sachen Demokratie erteilen zu 
wollen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lange  [GRÜNE]: Völkerrecht, Herr Kolle

-

ge! Ganz einfach Völkerrecht!) 

Meine Damen und Herren, die subjektiven Über-
zeugungen und die Gefühle der mit uns verbünde-
ten Amerikaner als unangemessene Emotionalität 
abzuwerten, ihnen mangelndes Augenmaß vorzu

-

werfen, zeugt von einem fragwürdigen Demokratie-
verständnis. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Es ist allemal die Summe subjektiver Überzeugun-
gen, die in einer Demokratie zu politischen Ent-
scheidungen führt. 

(Mann [GRÜNE]: Aber auch wir haben 
subjektive Überzeugungen, Herr Klein!) 

Oberst Muammar Al Ghaddafi hat seit Jahren mit 
seiner unverantwortlichen Gewaltpolitik die ge-
samte zivilisierte Welt herausgefordert. 

(Lange [GRÜNE]: Das bestreitet ja nie

-

mand!) 

Er bekriegte und bedrohte Nachbarstaaten auf dem 
afrikanischen Kontinent, unterstützte den interna-
tionalen Terrorismus und entsandte Todeskom-
mandos gegen libysche Regimegegner in fremden 
Staaten. Sein eigenes Land verwandelte er mit 
Hilfe der Ölmilliarden, die er der libyschen Bevöl-
kerung vorenthielt, in ein Arsenal sowjetischer 
Waffen. All dessen rühmte er sich auch noch öffent-
lich. Und bei seiner gewalttätigen Infragestellung 
des Völkerrechts versuchte er jeweils, die Solidari-
tät der Araber-Staaten oder der Länder der Dritten 
Welt zu erzwingen. In besonders unerträglich feind-
seliger Weise verhielt er sich gegenüber den USA. 

(Ströbele [GRÜNE]: Hat er ja auch allen 
Grund!) 

Der Art. 51 der UN-Charta legitimiert die indivi-
duelle und kollektive Selbstverteidigung gegen eine 
Aggression. 

(Lange [GRÜNE]: „Militärische", Herr Kol

-

lege!) 

Über den Aggressionsbegriff streiten sich freilich 
die Rechtsgelehrten noch. Uneinig sind sie sich 
über die Einstufung des Terrorismus, einig sind sie 
sich darüber, daß ein direkter Angriff auf das Hei-
matterritorium 

(Zurufe von den GRÜNEN: Aha!) 

oder auf die Streitkräfte vorliegen muß. Beides 
trifft bei den libysch gesteuerten Terroraktionen zu. 
Denn die Ermordnung von Angehörigen der Streit-
kräfte scheint mir diesen Tatbestand zu erfüllen. 

(Lange [GRÜNE]: „bewaffnete Streitkräf

-

te", den Text genau lesen!) 

Wesentlich wichtiger aber ist meiner Meinung 
nach, daß Libyen als Staat, wie der Bundeskanzler 
erklärte, eine führende Rolle bei Ermutigung, Un-
terstützung und selbständiger Ausführung zahlrei-
cher Akte des internationalen Terrorismus ein-
nehme und seine friedlichen Nachbarstaaten Ziel 
direkter libyscher Aggressionen seien. 

Vor diesem Hintergrund muß der von der Bun-
desrepublik Deutschland stets beachtete politische 
Grundsatz der Ablehnung von Gewalt zur Durch-
setzung politischer Ziele oder rechtlicher Stand-
punkte betrachtet werden. Niemand darf ihn auf 
den Kopf stellen. Denn selbstverständlich sind Ab-
wehr und Unterbindung von Gewalt legitim. Im 
Blick auf Sicherheit und Freiheit unseres eigenen 
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Klein (München) 
Staates, ja, der gesamten westlichen Verteidigungs-
gemeinschaft hat — bislang jedenfalls — völlige 
Übereinstimmung unter den Demokraten darüber 
geherrscht: Wendet jemand gegen uns Gewalt an, 
wird ihm die abwehrende Gegengewalt begegnen. 
Unser Gewaltverzicht darf doch nicht als Einladung 
an Gewalttäter mißdeutet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir ein 
sehr persönliches Wort. Herr Kollege Vogel weiß 
sehr genau, wovon ich jetzt spreche. Der schwerste 
Tag in meinem Leben war die Konfrontation mit 
der terroristischen Gewalt bei den Olympischen 
Spielen in München: der blutige Morgen des 5. Sep-
tember 1972, das Gespräch mit der Mutter von 
Moshe Weinberg, dem ersten namentlich bekannt 
gewordenen Todesopfer der israelischen Olympia-
Mannschaft, die einander jagenden Schreckens-
nachrichten, die Pressekonferenz mit dem vor 
Angst zitternden jüdisch-amerikanischen Goldme-
daillenschwimmer Mark Spitz und die schließliche 
Bekanntgabe des Todes aller Mitglieder des israeli-
schen Teams. Es war das erste Mal, daß auf deut-
schem Boden ein Terroranschlag dieses Ausmaßes 
stattfand. Er traf uns unvorbereitet. 

Die Welt beginnt sich in gefährlicher Weise, ge-
fördert durch die Blut-und-Mord-Unterhaltung in 
den modernen Medien, allmählich an das grausige 
Phänomen des Terrorismus zu gewöhnen. Lassen 
wir dies aber zu, ringt sich die Gemeinschaft der 
zivilisierten Staaten nicht zu geschlossener Abwehr 
durch, so werden die Prinzipien der Menschen-
rechte und das Regelwerk des Völkerrechts von im-
mer frecher auftretenden und immer wirkungsvol-
ler zusammenarbeitenden Terroristenorganisatio-
nen außer Kraft gesetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Festigkeit tut Not. Der amerikanische Schlag ge-
gen Libyen kann, wenn alle den Terrorismus ableh-
nenden Staaten zusammenstehen, Muammar 
Ghaddafi den Schneid abkaufen und anderen Ter-
rorismusfreunden zur Abschreckung dienen. Eine 
langfristige Wendung zum Guten erfordert aller-
dings auch alle nur denkbaren Anstrengungen zur 
Beseitigung der Ursachen des Terrorismus, womit 
ich insbesondere die zahlreichen tödlichen Kon-
flikte im Nahen Osten meine. Wir Deutsche, wir 
Europäer haben keinen Logenplatz in der Weltge-
schichte, von dem aus wir altklug nörgelnd die Han-
delnden und Leidenden rezensieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir sind gefordert, gemeinsam mit unserem ameri-
kanischen Verbündeten unsere politische, wirt-
schaftliche und moralische Kraft überall dort einzu-
setzen, wo der Frieden gefährdet ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Borgmann. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Meine Damen und Her-
ren! Herr Präsident! Die Maßnahmen der USA ge-

gen Libyen werden von uns auf das schärfste verur-
teilt, und zwar aus verschiedenen Gründen. 

Erstens handelt es sich um die Anwendung von 
militärischer Gewalt zur Lösung zwischenstaatli-
cher Differenzen. Ein solches Verhalten lehnen wir 
nachdrücklich ab. Gewalt kann kein Mittel sein, po-
litische Meinungsverschiedenheiten auszutragen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir werfen der Reagan-Administration vor, sich um 
friedliche und politische Konfliktlösungen nicht be-
müht zu haben. 

Zweitens. Die offizielle Begründung des militäri-
schen Überfalls ist ein reiner Vorwand, der jeder 
Substanz entbehrt. Ernsthafte Beweise für eine li-
bysche Verantwortung für den Bombenanschlag 
sind bis heute nicht vorgelegt worden. Es ist immer 
nur von „Hinweisen" die Rede. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Drittens. Selbst wenn entsprechende Beweise 
existierten, wäre das noch lange kein Grund, daß 
die US-Regierung militärische Überfälle unter-
nimmt. Internationales Faustrecht und das Gesetz 
des Dschungels sind das allerletzte, was wir ange-
sichts der destabilen Weltlage und der Situation im 
Mittleren Osten gebrauchen können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Viertens. Die militärischen Überfälle der USA auf 
Libyen stellen einen eindeutigen Bruch des interna-
tionalen Rechts dar. Wir erwarten von dieser Bun-
desregierung, die Law and Order auf ihre Fahnen 
geschrieben zu haben ständig vorgibt, daß sie dies 
öffentlich feststellt. Die ständige Mißachtung des 
Völkerrechts durch die US-Regierung — ich erin-
nere hier nur an die Geringschätzung des Interna-
tionalen Gerichtshofs in Den Haag in Sachen Nica-
ragua — ist nur ein Nebenaspekt dieser Krise, aber 
auch er sollte hier angesprochen werden. 

Fünftens. Die Bundesregierung hat es bisher 
nicht für nötig gehalten, sich zu der Tatsache zu 
äußern, daß offensichtlich 70 bis 100 Menschen 
durch amerikanische Bomben getötet worden sind, 
viele von ihnen Frauen und Kinder. Arabische Men-
schenleben zählen bei Ihnen wohl nicht so viel wie 
nordamerikanische oder europäische. Das muß ich 
daraus wohl schließen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Menschen zwei

-

ter Klasse!) 

Sechstens. US-Militärangriffe im Mittelmeer sind 
von der NATO nicht zu trennen. Das NATO-Land 
Großbritannien diente als Ausgangspunkt des 
nächtlichen Überfalls. US/NATO-Bomber und -Pilo-
ten zerstörten mit NATO-Bomben die Wohnge-
bäude und militärischen Einrichtungen in Libyen. 
Wenn der Oberkommandierende der US-Truppen in 
Europa zugleich der Oberkommandierende der 
NATO ist und US-Basen in Westeuropa in die Vor-
bereitung und Durchführung der Angriffe einbezo-
gen waren, dann kann man politisch nicht so tun, 
als wäre es keine NATO-Operation gewesen, auch 
wenn dies formal zutrifft. 
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Frau Borgmann 
Siebentens. Wir ziehen daraus den Schluß, daß 

die Integration der Bundesrepublik in die NATO 
das Risiko erhöht, in militärische Abenteuer der 
USA hineingezogen zu werden. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Der 1982 abgeschlossene Wartime Host Nation 
Support-Vertrag mit den USA verstärkt diese Ge-
fahr ganz beträchtlich. Er sieht vor, daß die Bundes-
republik im Falle eines Krieges oder einer Krise 
militärische Hilfsdienste für die US-Truppen durch-
zuführen hat. Wir fordern aus diesem Grund erneut, 
diesen Vertrag zu kündigen und einen Prozeß zu 
beginnen, der die Bundesrepublik von der NATO 
distanziert. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Achtens. Die US-Aggression gegen Libyen ist 
eine offene Gefährdung des Weltfriedens. Sie ent-
hält die Gefahr einer horizontalen oder vertikalen 
Eskalation und öffnet die Tür für eine direkte Kon-
frontation der Supermächte im Mittelmeer und auf 
der ganzen Welt. Welches Risiko das für den Welt-
frieden darstellt, insbesondere welche Gefahren da-
mit für die europäische Sicherheit heraufbeschwo-
ren werden, sollte selbst den Stahlhelm-Kriegern in 
der Union zu denken geben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na, na!) 

Es handelt sich um ein Spiel mit dem Feuer der 
Großmächtekonfrontation durch die USA, und dies 
ist von geradezu gigantischer Verantwortungslosig-
keit. Und es handelt sich um einen Fall politischer 
Verantwortungslosigkeit seitens der Bundesregie-
rung, da sie dieser Gefahr nicht eindeutiger im In-
teresse der Bürger entgegentritt. 

Neuntens. Der militärische Schlag der USA wird 
als ein angeblicher Vergeltungsschlag bezeichnet. 
Es handelt sich aber in Wirklichkeit selbst um eine 
terroristische Aktion, um einen Akt blanken Staats-
terrorismus'. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN) 

Es handelt sich um die Tötung unbeteiligter und 
unschuldiger Zivilisten aus politischen Gründen. 
Nichts unterscheidet die US-Luftangriffe auf Li-
byen von terroristischen Anschlägen auf Flughäfen, 
Flugzeuge oder Diskotheken, außer daß sie umfas-
sender, blutiger und von einer NATO-Armee durch-
geführt wurden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir erwarten von der Bundesregierung, daß sie Ter-
ror auch dann verurteilt, wenn er von ihren Verbün-
deten ausgeht. 

(Erneuter Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir lehnen Terrorismus prinzipiell ab. 

(Na, na! bei der CDU/CSU) 

Das haben wir an sehr vielen Stellen immer wieder 
deutlich gemacht. Jede Erscheinungsform von Ter-
rorismus ist für uns verbrecherisch. Irgendwelche 
politischen Begründungen ändern daran nichts. Da-
bei ist es allerdings von Bedeutung, daß Wider-
standshandlungen nicht automatisch zu terroristi-
schen Aktionen abgestempelt werden dürfen. Der 

Widerstand gegen die Diktatur des Nazifaschismus 
wäre von den Nazis selber sicherlich als terrori-
stisch verteufelt worden. Für uns handelte es sich 
um notwendige und legitime Widerstandshandlun-
gen. Das im Grundgesetz verbriefte Widerstands-
recht trägt diesem Umstand Rechnung. Jeder blu-
tige Diktator in einem Land der Dritten Welt findet 
es bequem, den Widerstand der Bevölkerung gegen 
seine Diktatur als terroristisch und möglichst noch 
als von Moskau gesteuert zu brandmarken. 

Wir müssen unterscheiden zwischen dem legiti-
men Kampf von Befreiungsbewegungen und Volks-
widerstand und terroristischen Aktionen. Bewaff-
nete und brutale Angriffe und Anschläge auf unbe-
teiligte und unschuldige Zivilpersonen, auf Frauen 
und Kinder, sind in der Regel ein guter Indikator 
dafür, daß eine Aktion nicht aus dem Volkswider-
stand heraus gewachsen ist, sondern einen terrori-
stischen Akt darstellt. 

Den internationalen Terrorismus durch eigenen 
staatlichen Terrorismus bekämpfen zu wollen ist 
absurd und verdient dieselbe Abscheu wie die Ter-
rorakte selbst. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wer den internationalen Terrorismus bekämpfen 
möchte, muß sich um seine Ursachen kümmern und 
sich bemühen, diese zu beeinflussen. Wenn wir über 
die Ursachen des Terrorismus im Nahen und Mitt-
leren Osten sprechen, dann gerät sofort die ungelö-
ste Palästinafrage ins Blickfeld. Solange Palästi-
nenser unter miserablen Bedingungen in Lagern 
leben, solange sie diskriminiert oder — wie in den 
Flüchtlingslagern im Libanon — massakriert wer-
den, solange den Palästinensern jede politische und 
friedliche Perspektive für ihre Zukunft verweigert 
wird, so lange wird das Problem des Terrorismus im 
Nahen Osten nicht wirklich gelöst werden können. 

Die Bereitschaft, an einer politischen Lösung mit-
zuarbeiten, ist ein Kriterium dafür, ob eine Regie-
rung tatsächlich an der Beseitigung der Ursachen 
des internationalen Terrorismus interessiert ist 
oder auf diesem ihr eigenes Süppchen kochen 
möchte. 

Eine Entwicklung, die uns zunehmend besorgt 
machen sollte, ist eine Spielart des internationalen 
Terrorismus, die in den letzten Jahren Hochkon-
junktur hatte: der Staatsterrorismus der NATO-
Staaten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich erinnere hier nur an den Bombenanschlag des 
französischen Geheimdienstes auf das Greenpeace

-

Schiff „Rainbow Warrior" in Neuseeland. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zur Bezeichnung des Anschlags als terroristisch 
konnte sich die Bundesregierung nicht durchrin-
gen. Offenbar mißt die Bundesregierung mit zwei-
erlei Maß. Und wie bewertet die Bundesregierung 
die gewaltsame Kampagne der sogenannten Con-
tratruppe, die diese von Honduras aus gegen Nica-
ragua führt? 

(Zuruf von den GRÜNEN) 
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Frau Borgmann 
Die Contras wurden von USA gegründet, sie werden 
von den USA ausgebildet, bewaffnet und finanziert. 
Diese Söldnertruppe fällt in Nicaragua ein, greift 
wirtschaftliche Ziele, die Infrastruktur, Schulen und 
Krankenhäuser an, verschleppt Zivilisten und be-
geht Massaker an Frauen und Kindern. Sind diese 
Aktionen, sehr geehrter Herr Möllemann, terroristi-
sche Aktionen im Sprachgebrauch der Bundesre-
gierung? Warum haben Sie dies bisher nicht öffent-
lich erklärt? Oder haben Morde, Folter und Entfüh-
rungen dann nichts mit dem internationalen Terro-
rismus zu tun, wenn sie aus USA-Steuergeldern 
finanziert werden? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Doch natürlich wäre es ungerecht, den Vorwurf 
des Staatsterrorismus auf NATO-Länder beschrän-
ken zu wollen. Israel braucht sich hier nicht zu ver-
stecken. Die Luftangriffe auf PLO-Lager in Tune-
sien, auf den irakischen Kernreaktor, die Entfüh-
rung eines libyschen Flugzeuges mit libyschen Pas-
sagieren nach Israel sind einige Beispiele. 

Auch hier bietet sich das gleiche Bild. Herr Mölle-
mann verurteilte — zu Recht — etwa die Flugzeug-
entführung als völkerrechtlich nicht zu rechtferti-
gen. Die an ihn gerichtete Frage, ob er diese Aktion 
Israels für terroristisch halte, die wir im Februar 
schriftlich gestellt haben, beantwortete er nicht. Wir 
wiederholen sie hiermit erneut. 

Der staatliche Terror der südafrikanischen Re-
gierung gegen die schwarze Zivilbevölkerung dürfte 
doch auch in der Union bemerkt worden sein. 

Insgesamt ergibt sich das Bild, daß das Verhält-
nis der Bundesregierung zum internationalen Ter-
rorismus ungeklärt ist. Die Bundesregierung ver-
wendet tatsächlich doppelte Maßstäbe, indem sie 
unbestätigten Behauptungen der US-Regierung 
folgt, ein Land habe Anschläge begangen, obwohl 
dies nicht nachgewiesen ist, während sie auf der 
anderen Seite terroristische Aktionen von befreun-
deten oder verbündeten Ländern zwar gelegentlich 
tadeln mag, diese aber nicht beim Namen nennt. 
Eine bessere Absprache, bessere Konsultationen 
mit den fraglichen Verbündeten würden hier nicht 
weiterhelfen. Die Kumpanei mit solchen Politikern 
würde nur wachsen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hier hilft kein neuer Koordinationsmechanismus, 
hier hilft nur, auf Distanz zu den Tätern zu gehen. 
Wenn die Bundesregierung wirklich an der Be-
kämpfung des Terrorismus interessiert wäre, dann 
sollte sie ihn auch dann beim Namen nennen, wenn 
ihr dies politisch unbequem ist. Kumpanei mit Ter-
roristen wird nicht dadurch besser, daß sie Nadel-
streifenanzüge tragen und in Weißen Häusern resi-
dieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hier muß die Bundesregierung Roß und Reiter 
nennen, und — um keine Mißverständnisse auf-
kommen zu lassen — Worte allein genügen hier 
nicht, Maßnahmen gegen den Staatsterrorismus 
sind nötig. Die Bundesregierung soll uns doch bitte 
einmal erklären, wie man mit Staaten in einem  

gemeinsamen Verteidigungsbündnis bleiben kann, 
die zu notorischen Terrorexporteuren gehören. Was 
bedeutet denn in diesem Zusammenhang das Ge-
rede von der Wertegemeinschaft? Ist das der Schritt 
von der Gemeinschaft der Demokraten zur Gemein-
schaft der Terroristen? 

(Lange [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Maßnahmen gegen den Staatsterrorismus zu er-
greifen, muß für die Bundesrepublik auch bedeuten, 
deren Opfern großzügige humanitäre Hilfe zukom-
men zu lassen: Hilfe für die Opfer der Contraterro-
risten, Hilfe für die Opfer des südafrikanischen Ter-
rors und Hilfe für die libyschen Zivilisten, die zu 
Opfern des Bombenterrors der USA geworden sind. 
Maßnahmen für den Staatsterrorismus zu ergreifen 
bedeutet auch, unsere Beziehungen zu diesen Län-
dern zu überprüfen, jede direkte und indirekte, jede 
politische, infrastrukturelle oder militärische Un-
terstützung terroristischer Maßnahmen vom Boden 
der Bundesrepublik zu unterbinden. 

Wir sind der Auffassung, daß die Angriffe der 
USA verabscheuungswürdig sind. Das möchte ich 
noch einmal betonen: Sie sind Ausdruck einer Poli-
tik, die sich anmaßt, über das Schicksal anderer 
Länder zu entscheiden. Dahinter steht ein nur dürf-
tig verhüllter Anspruch auf Weltherrschaft, der 
auch in den Beziehungen der Reagan-Administra-
tion zur Dritten Welt insgesamt zum Ausdruck 
kommt. 

Wir fordern die USA auf, sich an die Regeln des 
Völkerrechts zu halten, auf die Androhung und An-
wendung von Gewalt in den internationalen Bezie-
hungen zu verzichten, ihre Konflikte mit anderen 
Ländern friedlich und durch Verhandlungen beizu-
legen und sich insgesamt wie ein zivilisiertes Land 
zu verhalten. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Peinlich!) 

Wir begrüßen daher auch die Demonstrationen 
der Friedensbewegungen von gestern nachmittag 
und die, die am kommenden Samstag stattfinden 
werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Diese Aktionen machen deutlich, auf welch harten 
Widerstand die US-Angriffe in Libyen hier bei uns 
in der Bevölkerung stoßen, und sie machen deut-
lich, daß die Bevölkerung der Ansicht ist, daß Luft-
angriffe internationale Probleme nicht lösen kön-
nen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Friedensbewe

-

gung mit Steinwürfen auf Menschen und 
Sachen!) 

Wir rufen die Bürger in diesem Lande auf, sich 
zahlreich an diesen Demonstrationen zu beteili-
gen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Schäfer (Mainz). 
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Schäfer (Mainz) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Bundeskanzler Kohl hat in seiner 
Regierungserklärung weit über das hinaus, was er 
gestern unmittelbar nach Bekanntwerden des ame-
rikanischen Angriffes gesagt hat, die Haltung der 
Bundesregierung deutlich gemacht. Ich darf Ihnen 
sagen, daß ich über die unmißverständliche Spra-
che sehr froh bin, die Herr Kohl gebraucht hat, 
wenn er hier als Bundeskanzler natürlich anders 
sprechen muß, als das ein Abgeordneter unserer 
Fraktion tun kann. Ich bin ihm für diese Ausfüh-
rungen dankbar, weil sie unsere Haltung verdeut-
licht haben. 

(Beifall bei der FDP — Roth [SPD]: Vom 
Blackout zum Halbdunkel!) 

Herr Dr. Vogel, ich glaube, es ist auch nicht rich-
tig, wenn Sie festgestellt haben, Herr Kohl habe 
sich nicht eindeutig genug von der Anwendung von 
Gewalt distanziert. Wenn Sie genau zugehört ha-
ben, ist das sehr deutlich geworden. 

(Kuhlwein [SPD]: Zwischen den Zeilen!  — 
Lange  [GRÜNE]: Nein, das ist es nicht!) 

Meine Damen und Herren, der Bundeskanzler 
hat ausführlich auf die Rolle Libyens und seines 
Revolutionsführers Ghaddafi hingewiesen. Der Op-
positionsführer hat das ebenso getan. Die Verurtei-
lungen der Methoden dieses Staates und seines 
Führers sind sehr eindeutig gewesen, und ich habe 
dem nichts hinzuzufügen. Wir, alle Fraktionen die-
ses Hauses, verurteilen den Terrorismus. Es darf 
hier nie dazu kommen, daß gegenüber dem Terro-
rismus unterschiedliche Auffassungen vertreten 
werden. Meine Damen und Herren, ich glaube, dar-
über besteht auch völlige Einigkeit. 

Nun komme ich zu dem — wenn auch spät, am 
vergangenen Montag, unternommenen — Versuch 
der europäischen Außenminister, Maßnahmen vor-
zuschlagen, die zu einer Bekämpfung des Terroris-
mus beitragen können. Ich bin sehr froh darüber, 
daß wir uns gemeinsam mit den anderen europäi-
schen Staaten auf der Linie der europäischen Au-
ßenminister bewegen. Am Rande muß ich aller-
dings sagen, daß ich nicht sehr glücklich über die 
etwas mißverständliche Haltung Großbritanniens 
in diesem Zusammenhang bin — die Rolle dieses 
Landes wird j a noch zu klären sein —, 

(Paterna [SPD]: Das war eine unmißver

-

ständliche Haltung!) 

aber ich glaube, dazu werden wir sicher später noch 
Genaueres erfahren können. 

Meine Damen und Herren, wir haben auch — das 
ist an diesen beiden Tagen sehr häufig gesagt wor-
den — Verständnis für die berechtigte Empörung in 
den Vereinigten Staaten über die Zunahme des Ter-
rorismus und über die Tatsache, daß die Vereinig-
ten Staaten und die Bürger dieses Landes beson-
ders betroffen gewesen sind. Aber, meine Damen 
und Herren, ich fürchte, daß die Information in den 
Vereinigten Staaten etwas einseitig, sozusagen 
schwarz-weiß, gelaufen ist; sonst könnte man in der 
amerikanischen Bevölkerung nicht den Glauben 
haben, ein Schlag gegen Ghaddafi sei ein wirkungs-
voller Beitrag zur Bekämpfung des Terrorismus. 

Ich habe diesen Optimismus, den ich gestern abend 
im Deutschen Fernsehen aus dem Munde vieler 
amerikanischer Bürger gehört habe, ein bißchen er-
schrocken verfolgt, weil ich doch glaube, daß es sehr 
leichtfertig wäre, 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

zu meinen, man könne auf diese Weise einer Hydra 
den Kopf abschlagen. 

(Zustimmung bei der FDP, der SPD und 
den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich glaube auch, daß 
wir in der Bundesrepublik Deutschland, wir als Ab-
geordnete eines freien Landes, uns bei aller Solida-
rität, um die hier jetzt hoffentlich nicht ein Wettren-
nen einsetzen wird — es gab dazu ja unter dem 
Motto „Wer ist solidarischer als der andere?" schon 
Ansätze —, das Recht herausnehmen müssen, das, 
was uns besorgt macht, auch gegenüber unseren 
Bundesgenossen sehr deutlich zum Ausdruck zu 
bringen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, da muß man vielleicht 
— ich tue das deshalb, weil ich den Journalisten gut 
kenne; er war mit mir zusammen des öfteren in den 
Vereinigten Staaten und gilt als ausgesprochener 
Liebhaber dieses Landes — einmal Herrn Joffe aus 
der „Süddeutschen Zeitung" zitieren, wenn er heute 
zum Verhalten der Vereinigten Staaten sagt: 

Was nützt der hehrste Grundsatz, wenn er 
durch die falschen Mittel korrumpiert wird? 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich habe es bedauert, 
daß der Präsident gestern offensichtlich falsch un-
terrichtet war, als er erklärte, der Angriff habe sich 
ausschließlich auf militärische Ziele gerichtet. Die 
Bilder im Deutschen Fernsehen haben leider einen 
anderen Eindruck vermittelt, und ich nehme an, 
daß auch in den Vereinigten Staaten bei vielen, die 
zunächst diese Aktion begrüßt haben, ein gewisses 
Erschrecken zutage treten wird, wenn sie die Bilder 
von den Wirkungen dieses Angriffs sehen. 

Frau Kollegin Borgmann, wenn das vor mir noch 
keiner getan haben sollte, darf ich es nachholen: Ich 
bedaure es sehr, daß Zivilpersonen in Libyen auf 
Grund der Wirkungen dieser neuesten Waffen, die 
dort eingesetzt worden sind, zu Tode gekommen 
oder schwer verletzt worden sind. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Wir sind auch deshalb so besorgt, weil wir die Fol-
gen bedenken müssen, weil wir wissen, daß gerade 
im arabischen Raum Reaktionen irrationaler Art, 
Reaktionen des Hasses erfolgen werden, auch wenn 
wir hier jetzt zur Besonnenheit mahnen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau!) 

Es wird viel schwerer als vorher sein, unseren Ein-
fluß geltend zu machen. 

Ich möchte einmal ein sehr, sehr zurückhalten-
des, gemäßigtes Land etwas genauer betrachten, 
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Schäfer (Mainz) 

nämlich Ägypten, das ja nun selber immer wieder 
von Ghaddafi bedrängt war und keinen Grund hat, 
dem Oberst in irgendeiner Weise verbunden zu 
sein. In Ägypten gibt es wieder — und das sollte uns 
doch zu denken geben — Ansätze, das Verhältnis 
zur Sowjetunion neu herzustellen. Das macht mich 
keineswegs besorgt, aber ich glaube, man sollte 
feststellen, daß man auch in Ägypten vorsichtig auf 
Distanz zu den Vereinigten Staaten geht, und wenn 
das schon in Ägypten so ist, wie, meine Damen und 
Herren, wird es erst in anderen Staaten sein? Wenn 
das eine gute Nahostpolitik sein soll, so fehlt mir 
dafür jedwedes Verständnis. 

Meine Damen und Herren, ich fürchte, daß der 
Schulterschluß arabischer Staaten, die gar nicht für 
Ghaddafi sind, schon deshalb erfolgen muß, weil es 
eben in der arabischen Bevölkerung für Herrn 
Ghaddafi ein ganz anderes Verständnis gibt als bei 
arabischen Führern. Wenn Sie sich z. B. mit jungen 
Leuten in Marokko unterhalten, dann werden Sie 
überrascht sein, was die in diesem Mann, so wie er 
sich auch verkauft, sehen: den missionarischen 
Panarabisten, der versucht, im Interesse der arabi-
schen Staaten deren Probleme zu lösen. Das sollten 
wir hier bei der Kritik Ghaddafis immer im Auge 
behalten. Er ist deshalb sicher gefährlich, weil seine 
Argumente in vielen arabischen Staaten zumindest 
die Jugend bewegen. Das sollte man nicht verges-
sen. 

Man kann auch der sowjetischen Regierung bei 
ihrer weltpolitischen Verpflichtung nicht abspre-
chen, daß sie reagieren mußte, selbst wenn sie nicht 
reagieren wollte. Wir waren in der vorigen Woche in 
Moskau zu Gesprächen und wir haben auch das 
Thema Terrorismus gestreift. Ich meine, wir sollten 
die Sowjetunion nicht aus ihrer Verantwortung zur 
Bekämpfung des Terrorismus entlassen, indem wir 
sie mehr in internationale Konferenzen und Abma-
chungen einbeziehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Sowjetunion, das glaube ich mit Sicherheit be-
haupten zu können, ist ebenso wie andere Staaten 
besorgt über die Zunahme einer fundamentalisti-
schen und nicht mehr kontrollierbaren Bewegung 
in den arabischen Staaten. Das ist mir selbst gesagt 
worden. Und wer die sowjetische Führung kennt, 
weiß, daß ihr Unkontrollierbarkeit und Unbere-
chenbarkeit Begriffe sind, die sie immer verab-
scheut hat. 

Es gibt aber einen weiteren Grund, den ich die 
Vereinigten Staaten zu bedenken bitte. Das wird, 
glaube ich, in Washington oft übersehen. Wir stehen 
doch hier alle, insbesondere die die Regierung tra-
genden Parteien, Abend für Abend in einer Art Ab-
wehrschlacht gegen die Zweifel in unserer Bevölke-
rung, die nachhaltig vorhanden sind 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

und die wir hier auch aussprechen müssen, daß 
nämlich die Vereinigten Staaten im Ernstfall mögli-
cherweise handeln, ohne auf ihre Verbündeten 
Rücksicht zu nehmen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Das wird in unserer Bevölkerung dank Ihrer Agita-
tion — darf ich mal dazusagen — zum Teil geglaubt. 
Und ich muß Ihnen sagen, ich bemühe mich mit 
meinen Kollegen seit Jahr und Tag, diese Auffas-
sung nicht noch zu unterstützen, sondern zu wider-
legen. Aber ich sage Ihnen auch, durch solche Ak-
tionen wird unsere Möglichkeit, diese Argumente 
zu widerlegen, erschwert. Das muß man ganz klar 
sehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ein Wort vielleicht auch noch zur Bekämpfung 
des Terrorismus über das hinaus, was die europäi-
schen Außenminister beschlossen haben. Es ist hier 
mehrfach, auch von mir, in früheren Debatten ge-
sagt worden: man muß an die Wurzeln gehen. Hier, 
glaube ich, kommt nun etwas hoch — und ich bin 
versucht, hier auch Kolleginnen und Kollegen anzu-
sprechen, die in diesem Raum sitzen —, es kommt 
etwas zum Vorschein, was uns eigentlich im nach-
hinein besorgt machen muß, nämlich unsere eigene 
übergroße Zurückhaltung, im Rahmen der Europäi-
schen Gemeinschaft aktiver und intensiver zu wer-
den bei der Lösung des Nahostkonflikts. Ich glaube 
nicht, daß es richtig ist, wenn hier aus einer be-
stimmten Rücksichtnahme heraus den Vereinigten 
Staaten überlassen wird, als einzige Macht die Pro-
bleme des Nahen Ostens lösen zu sollen. Die Regie-
rung Reagan hatte sechs Jahre Zeit dazu, und ich 
verstehe, daß sechs Jahre nicht ausreichend sind, 
auch nur einen Schritt weiterzukommen. Ich glau-
be, wir sind gefragt, etwas mehr — als europäische 
Staaten gemeinsam — wir sind zwölf — zu tun, um 
zur Lösung dieses Konflikts beizutragen. Auch hier, 
meine ich, sollte man Möglichkeiten, die sich viel-
leicht jetzt in Moskau bieten, nicht ganz von der 
Hand weisen. Auch das sollte geprüft und sollte mit 
einbezogen werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich begrüße sehr, daß wir einen euroarabischen 
Dialog bekommen werden. Staatsminister Mölle-
mann und ich haben schon nach den Anschlägen in 
Wien und in Rom deutlich gemacht, daß wir einen 
solchen Dialog für wichtig halten. Es ist ein halbes 
Jahr vergangen. Jetzt ist es Beschluß geworden. 
Der Bundesaußenminister hat am 17. Januar be-
reits im Rahmen der EG-Außenministerkonferenz 
gefordert, diesen Dialog möglichst schnell zu füh-
ren. Der Bundeskanzler hat zu Recht darauf hinge-
wiesen, der Prozeß in Europa sei noch zu langsam. 
Wir überzeugen die Vereinigten Staaten natürlich 
nicht, wenn wir ein solches langsames Tempo vorle-
gen und wenn drüben der Eindruck entsteht: Die 
tun zwar nichts, aber uns kritisieren sie. Das kön-
nen wir auf die Dauer natürlich nicht durchhalten. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich hoffe, daß der schwere Zwischenfall, der uns 
alle außerordentlich erregt hat, nicht zu einer Eska-
lation führt. Das ist ja heute vielfach zum Ausdruck 
gekommen. Wir werden dazu alles tun, was in unse-
ren Kräften steht. Ich glaube alle Fraktionen wer-
den dazu beitragen, auch durch Gespräche, auch 
durch Kontakte mit Ländern, die wir als nichtgemä-
ßigte Länder bezeichnen. Ich halte es für Unsinn, 
die arabischen Staaten in gemäßigte und nichtge- 
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mäßigte zu teilen und nur mit den gemäßigten Ge-
spräche zu führen. Wir müssen auch mit Syrien 
reden und nicht nur mit den sogenannten gemäßig-
ten Staaten. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Tun wir 
doch!) 

— Wir tun es auch; ich rede jetzt auch von den 
Abgeordneten. 

Ich komme zum Schluß. Ich meine, für Liberale 
ist es immer ganz gut, Außenstehende zu zitieren. 
Dann fällt es uns leichter, überzeugend zu wirken. 
Herr Joffe wird mir verzeihen, wenn ich ihn noch 
einmal zitiere. Ich bin sehr froh über den Schluß-
satz in seinem heutigen Leitartikel. Dort heißt es: 

Wer im Namen der liberalen Demokratie gegen 
Terror und Nihilismus zu Felde zieht, darf nie 
vergessen, was den Kern dieser Ordnung aus-
macht: daß der Zweck niemals die Mittel hei-
ligt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile dem Herrn 
Bundesminister des Innern das Wort. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Re-
aktion der USA steht am Ende einer langen Kette 
schwerwiegender Anschläge des internationalen 
Terrorismus, die seit Jahren und mit zunehmender 
Tendenz das Leben und die Unversehrtheit vor al-
lem amerikanischer Bürger bedrohten. 

Ich erinnere: Entführung einer TWA-Maschine 
auf dem Flug nach Athen — Juni 1985 — mit 145 
Personen, hauptsächlich Amerikanern. Erst nach 
langwierigen Verhandlungen wurden die Geiseln 
freigelassen. Juli 1985: Kopenhagen; Sprengsätze in 
einer Synagoge und im Büro der North-West-
Orient-Airlines. Es gab 23 Verletzte, davon sechs 
Schwerverletzte. „Achille Lauro", Oktober 1985. Ein 
Passagier — ein Amerikaner jüdischer Abstam-
mung — wird ermordet. Rom und Wien, 27. Dezem-
ber 1985: 19 Tote, 100 Verletzte. 

Am 5. Februar 1986 drohte auf einer Pressekonfe-
renz in Tripolis der Führer einer Palästinenser-
gruppe massiv terroristische Angriffe an. Am 
2. April 1986 wurde beim Anflug einer TWA-Ma-
schine auf Athen ein Sprengsatz gezündet: Vier 
Tote, acht Verletzte. 

7. April 1986: Sprengstoffanschlag auf das Büro 
der North-West-Orient-Airlines in Stockholm. 

Das ist ein unvollständiger Auszug. 

Auch in der Bundesrepublik waren amerikani-
sche Staatsbürger und Einrichtungen ununterbro-
chen von terroristischen Aktionen betroffen: 

Ramstein, 31. August 1981: ein Dutzend Ver-
letzte. 

15. September 1983: Anschlag auf General 
Kroesen in Heidelberg. 

18. Dezember 1985: Sprengstoffanschlag durch die 
RAF mittels einer Autobombe auf die NATO-Trup-
penschule in Oberammergau. Wenn der Sprengsatz 
explodiert wäre, hätte es viele Tote und Verletzte 
gegeben. 

Am 8. August 1985 wird ein amerikanischer Sol-
dat durch Bandenmitglieder der RAF ermordet. Mit 
Hilfe des ihm abgenommenen Ausweises verübt die 
RAF kurz danach einen Sprengstoffanschlag auf 
die US-Air-Base in Frankfurt. 

24. November 1985: Sprengstoffanschlag auf das 
PX-Einkaufszentrum in Frankfurt; 30 Verletzte. 

Insgesamt wurden seit Januar 1985 bis heute 
15 Brand- und Sprengstoffanschläge auf Einrich-
tungen der USA in der Bundesrepublik Deutsch-
land verübt: in Frankfurt, Heidelberg, Erlensee, 
Karlsruhe, Böblingen, Schwetzingen, Hamburg, in 
Frankfurt, wieder in Frankfurt, in Mönchen-Glad-
bach, in Freisen-Reitscheid, in Stuttgart-Bad Cann-
stadt, in Sachsenheim und wieder in Frankfurt. 

Seit Jahren geht das libysche Regime gegen Dis-
sidenten auch mit terroristischen Mitteln vor. Mehr 
als ein Dutzend Regimegegner sind in den zurück-
liegenden Jahren durch Terrorkommandos getötet 
worden. 

So wurden am 10. Mai 1980 in der Bonner Innen-
stadt der Regimegegner Mehdawi und am 6. April 
1985 der libysche Dissident Denali trotz Warnungen 
unserer Regierung gegenüber Libyen ermordet. 

Wir wollen sicher nicht alle Aktionen des interna-
tionalen Terrorismus dem libyschen Regime anla-
sten. Aber es ist absolut zutreffend, daß zahlreiche 
terroristische Bewegungen unterstützt und von dort 
gefördert werden. 

Anfang Februar 1986 hat die Führung des Natio-
nalkommandos der arabischen Revolutionsstreit-
kräfte auf Einladung Ghaddafis in Libyen getagt. 
Da wurde beschlossen, Selbstmordkommandos zum 
Kampf gegen amerikanische und israelische Inter-
essen zu bilden. Ghaddafi hat dabei auch zum ver-
stärkten Kampf gegen den Imperialismus in Eu-
ropa aufgerufen. 

Auf dem Allgemeinen Volkskongreß im März 
1986 wurden die Aufgaben solcher Kommandos von 
Ghaddafi selbst präzisiert. Danach sollen sie an je-
dem Ort gegen die Interessen der USA und Israels 
losschlagen. 

Auch das, meine Damen und Herren, muß man 
berücksichtigen, wenn man die amerikanische Re-
aktion bewerten will. 

Wir werden mit allen uns zur Verfügung stehen-
den Mitteln und in enger Kooperation mit unseren 
Verbündeten gegen diese Bedrohung vorgehen. Wir 
haben bereits vor dem jüngsten Anschlag den Bun-
desgrenzschutz angewiesen, die Kontrollmaßnah-
men an der Grenze unter Berücksichtigung der ak-
tuellen Situationen zu intensivieren. 

Das Bundeskriminalamt hat einen zentralen Ar-
beitsstab eingerichtet. Unmittelbar nach diesem 
Anschlag haben wir eine Regionalkonferenz der für 
die operative Terrorismusbekämpfung verantwort- 
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lichen Experten aus verschiedenen westeuropäi-
schen Ländern einberufen. 

Wir haben den hohen Standard unserer Maßnah-
men im Bereich der Luftsicherheit noch einmal er-
höht, speziell auch zum Schutz amerikanischer Pas-
sagiermaschinen. 

Es versteht sich von selbst, daß wir bei allen die-
sen Schutzmaßnahmen in engem Kontakt zu unse-
ren amerikanischen Verbündeten stehen. 

Ich werde mit meinen Kollegen aus den EG-Staa-
ten in der nächsten Woche im Rahmen einer 
TREVI-Sitzung über die aktuelle Situation und die 
erforderlichen Bekämpfungsmaßnahmen beraten. 

Wir müssen uns auch weiterhin auf die Bedro-
hung sowohl durch den internationalen als auch 
durch den nationalen Terrorismus einstellen. Die 
Bundesregierung ist weiterhin bereit, in allen inter-
nationalen — sei es im Verhältnis zu unseren west-
europäischen Partnerländern, insbesondere in der 
EG, sei es darüber hinaus mit den führenden Wirt-
schaftsnationen der Welt im Rahmen des Weltwirt-
schaftsgipfels — oder in anderen Gremien multi-
oder bilateral, wo immer es notwendig ist, auf wei-
tere Verbesserungsmöglichkeiten in der Terroris-
musbekämpfung zu drängen. 

Es muß deutlich werden, daß Terrorismus sich 
nicht auszahlt. Über die Parteigrenzen hinaus muß 
es unsere Aufgabe sein, Ursachen und Auswirkun-
gen dieses menschenverachtenden Terrorismus mit 
allen verfügbaren Mitteln unseres demokratischen 
Rechtsstaates zu bekämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich werde mich daher auch zukünftig national 
und international einsetzen, damit die Sicherheits-
behörden meines Verantwortungsbereichs die not-
wendigen personellen und sachlichen Ressourcen 
erhalten, um die immer größer werdenden Aufga-
ben sachgemäß erfüllen zu können. Dabei bitte ich 
Sie alle um Ihre Unterstützung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die eindrucksvolle und bedrückende Liste, 
die der Bundesinnenminister soeben vorgelesen 
hat, war vor dem Treffen der EG-Außenminister 
bekannt. Trotzdem hat man in Den Haag zur Mäßi-
gung geraten. Ich hoffe, daß es dabei bleibt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ihre Rede, Herr Innenminister, soll nicht verges-
sen lassen, was der Kollege Schäfer vorhin wohl für 
den überwiegenden Teil der FDP gesagt hat. Ich 
möchte ihm dafür meinen Respekt sagen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ich sage meinen Dank für die Worte der Trauer, die 
er gefunden hat und mit denen ich auch beginnen 
möchte. Wir haben die Opfer terroristischer An-
schläge beklagt. Wir sollten heute auch den Tod von 

Zivilisten und Soldaten in Libyen bedauern, ebenso 
wie den Tod von amerikanischen Piloten über Li-
byen und von libyschen Seeleuten in der Großen 
Syrte. Dort allein soll es fast 200 Tote gegeben ha-
ben. 

Sie sind für eine Politik starker Worte und für die 
Politik des starken Mannes geopfert worden, für die 
sie wohl kaum persönliche Verantwortung getragen 
haben. Menschen haben durch Gewalt ihr Leben 
verloren; nein, nicht verloren, sie sind in den Tod 
geschickt worden, wie sich der amerikanische Prä-
sident in seiner gestrigen Fernsehansprache aus-
drückte — ich zitiere —, „durch eine Mission, ge-
walttätig, wie sie war". 

Solche Vergeltungsschläge, die die Zivilbevölke-
rung einbeziehen, sind — wie bei dem Angriff der 
israelischen Luftwaffe auf das PLO-Hauptquartier 
in Tunis — in jedem Fall völkerrechtswidrig. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Aber Recht und Unrecht sind nicht einseitig ver-
teilt. 

Johannes Rau hat in seinen warnenden Worten 
vor einer militärischen Eskalation an die Adresse 
der USA keinen Zweifel daran gelassen, daß wir 
Sozialdemokraten die Empörung des amerikani-
schen Volkes über die terroristischen Anschläge 
teilen, denen ihre Landsleute zum Opfer gefallen 
sind. 

Wir in der Bundesrepublik können mitempfinden. 
Wir sind schließlich in den 70er Jahren von dem 
palästinensischen und hausgemachten Terror 
schwer betroffen gewesen, der seine Opfer zum Teil 
wahllos suchte — wie in der Berliner Diskothek vor 
wenigen Tagen. Und es muß gerade Deutsche tief 
betroffen machen, daß bei den Flugzeugentführun-
gen und Geiselnahmen der vergangenen Jahre mit 
System erst israelische Bürger, dann amerikani-
sche Bürger mit jüdischem Namen und schließlich 
andere US-Bürger ermordet wurden. Wem fällt da-
bei nicht aus dem Wörterbuch des Unmenschen die 
Vokabel „Selektion" ein! Unsere Empfindungen 
sind dabei genau das Gegenteil zur „klammheimli-
chen Freude", die Ghaddafi wiederholt gezeigt hat. 

(Beifall des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Wo aber privater Zorn und die Wogen öffentlicher 
Empörung hochgehen, muß bei politischen Ent-
scheidungen ein kühler Kopf bewahrt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben bei uns in den 70er Jahren die Gefahr 
erkennen müssen, daß der liberale Rechtsstaat der 
Bekämpfung des Terrorismus zum Opfer fallen 
kann. Jetzt geht es darum, den Frieden und das Völ-
kerrecht nicht zum Opfer des Kampfes gegen den 
internationalen Terrorismus werden zu lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Angst von kriegerischer Eskalation und auch Ge-
rechtigkeitsgefühl in Anbetracht des Todes so vie-
ler unbeteiligter Zivilisten haben gestern Tausende 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 209. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 16. April 1986 	16035 

Gansel 
von Menschen in der Bundesrepublik zu spontanen 
Demonstrationen auf die Straße gebracht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Spontan organi

-

siert!) 

Wir Sozialdemokraten haben für diese Gefühle Ver-
ständnis, und viele von uns haben mitdemon-
striert. 

(Dr. Müller [CDU/CSU]: Wie immer!) 

Die Versuche von Herrn Geißler, die gestrigen 
Demonstrationen als antiamerikanisch zu diffamie-
ren, sind genauso fehl am Platz wie die Bemühun-
gen der GRÜNEN, sie für ihre Forderungen nach 
dem Austritt der Bundesrepublik aus der NATO zu 
vereinnahmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nach der bekannten Absicht von Herrn Geißler, je-
den Versuch einer eigenständigen Interessenvertre-
tung gegenüber dem amerikanischen Verbündeten 
als Antiamerikanismus zu brandmarken, können 
seine neuerlichen Äußerungen nicht verwundern. 

Es kann auch niemanden verwundern, daß die 
NATO durch die amerikanische Militäraktion ge-
gen Libyen „ins Getriebe" geraten ist. Zu dieser Ak-
tion sind amerikanische Schiffe benutzt worden, die 
auch der NATO unterstellt sind, und Flugzeuge, die 
von Flugplätzen der NATO in Großbritannien ge-
startet sind. Der Einsatz dieser Einheiten außer-
halb des NATO-Vertrages unter amerikanischem 
Befehl als solcher verstößt nicht gegen den NATO

-

Vertrag. Die Verwendung eines Flugplatzes auf bri-
tischem Territorium ist eine bilaterale Angelegen-
heit zwischen Großbritannien und den USA. Den-
noch wird das Bündnis von diesen souveränen Ent-
scheidungen betroffen. 

(Beifall des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Schlimm ist es, wenn ein offizieller Sprecher die 
Vorbereitungen auf dem britischen Flugplatz für 
die amerikanische Aktion als „NATO-Routine

-

Manöver" tarnt. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Ganz schlimm!) 

Aus solchen Umständen ergeben sich u. a. drei 
Konsequenzen. 

Erstens. Westeuropäische NATO-Einrichtungen 
im Aktionsbereich des Terrorismus werden zur 
Zielscheibe terroristischer Gegenanschläge. Der 
Angriff eines libyschen Kriegsschiffes auf einen 
NATO-Stützpunkt auf Lampedusa ist dafür ein Bei-
spiel, Alarmbereitschaft von NATO-Einheiten die 
Folge — im höchstgerüsteten Teil unserer Welt. 

Zweitens. In der NATO selbst wird wieder gefor-
dert werden, gemeinsame NATO-Aktionen außer-
halb des Bündnisgebietes — out of area, wie man 
sagt — personell und logistisch zu ermöglichen und 
durch besondere Konsultations- oder Entschei-
dungsmechanismen zu regeln. Wir würden dadurch 
weltweit in Konflikte hineingezogen werden. 

Und drittens. Die amerikanische Militäraktion 
und der Versuch, den Geltungsbereich des NATO

-

Vertrages auszudehnen, werden zu einer schweren 
Belastung für das Bündnis in der Öffentlichkeit 

Westeuropas führen. Die NATO wird als Werte- und 
Verteidigungsgemeinschaft zunehmend in Zweifel 
gezogen werden. Der Beitrag der GRÜNEN hat ei-
nen Vorgeschmack dafür gegeben. Nach Raketen-
stationierung, nach SDI, nach Atomtest eine neue 
schwere Belastungsprobe für das Bündnis. 

Die Amerikaner machen es ihren Verbündeten 
schwer. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich weiß, daß sich die Amerikaner ähnlich über ihre 
europäischen Verbündeten äußern. Die Meinungs-
unterschiede über militärische Rüstung und Gewalt 
in der amerikanischen und westeuropäischen politi-
schen Öffentlichkeit müssen uns besorgt machen. 
Sie werden uns über den Tag hinaus beschäftigen. 
Wir sind aber auch heute verpflichtet, unsere Über-
zeugungen und Interessen geltend zu machen. 

Aus der Sicht der Sozialdemokraten muß sich die 
NATO trotz der Vorgänge in der Türkei, in Grenada, 
in Nicaragua und Libyen auf gemeinsame Werte 
gründen, auf das gemeinsame Erbe von Freiheit der 
Person, Demokratie und Herrschaft des Rechts. Die 
NATO ist nicht nur eine Verteidigungsgemein -
schaft, sondern vor allem eine Gemeinschaft für die 
Erhaltung des Friedens und der Sicherheit, wie es 
in der Präambel des Vertrages heißt. Deshalb ha-
ben sich in Art. 1 des NATO-Vertrages die Verbün-
deten verpflichtet -- ich zitiere —, „in Übereinstim-
mung mit der Satzung der Vereinten Nationen je-
den internationalen Streitfall, an dem sie beteiligt 
sind, auf friedlichem Wege so zu regeln, daß der 
internationale Friede, die Sicherheit und die Ge-
rechtigkeit nicht gefährdet werden, und sich in ih-
ren internationalen Beziehungen jeder Gewaltan-
drohung oder Gewaltanwendung zu enthalten, die 
mit den Zielen der Vereinten Nationen nicht verein-
bar ist". 

Auf der Einhaltung dieser Verpflichtung müssen 
wir auch gegenüber den USA bestehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir verlassen die Wertegemeinschaft nicht, wir wol-
len sie erhalten. 

Art. 33 Abs. 1 der Satzung der Vereinten Nationen 
lautet — ich muß wieder zitieren —: 

Die Parteien einer Streitigkeit, deren Fort-
dauer geeignet ist, die Wahrung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit zu ge-
fährden, bemühen sich zunächst um eine Beile-
gung durch Verhandlung, Untersuchung, Ver-
mittlung, Vergleich, Schiedsspruch, gerichtliche 
Entscheidung, Inanspruchnahme regionaler 
Einrichtungen oder Abmachungen oder durch 
andere friedliche Mittel eigener Wahl. 

Die USA haben darauf verzichtet, diese Möglichkei-
ten gegenüber Libyen auszuschöpfen. Wir nehmen 
aber die UNO-Charta ernst und die besondere Ver-
pflichtung aus dem NATO-Vertrag. Herr Bundes-
kanzler, wir verlangen hier eine klare Stellung-
nahme der Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD) 
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Zusätzliche Unklarheit über die Anwendung des 

NATO-Vertrages ist nun dadurch geschaffen wor-
den, daß sich die USA gegenüber dem Sicherheits-
rat der UNO in einer formellen Note auf ihr „natur-
gegebenes Recht zur individuellen Selbstverteidi-
gung" gemäß Art. 51 der UN-Satzung berufen ha-
ben. Sie betrachten sich durch Terroranschläge im 
Mittelmeerraum und in West-Berlin angegriffen, 
d. h. im NATO-Vertragsgebiet. Wenn das zutreffend 
wäre, müßte nach Art. 5 des NATO-Vertrages die 
Beistandsverpflichtung ihrer Verbündeten und da-
mit auch der Bundesrepublik ausgelöst werden. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Hier vor allem, Herr Bundeskanzler, muß die Bun-
desregierung Klarheit schaffen. Es wäre unerträg-
lich, wenn der NATO-Vertrag, die Grundlage unse-
rer Sicherheit, von den Verbündeten unterschied-
lich und nach Belieben ausgelegt werden könnte. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich wiederhole dazu, was ich für die SPD-Frak-
tion am 30. Januar 1986 hier anläßlich einer Debatte 
über die amerikanischen Seemanöver in der Gro-
ßen Syrte gesagt habe — ich zitiere —: 

Es darf ... für alle Vertragsparteien kein Zwei-
fel daran bestehen, daß der NATO-Vertrag bei 
terroristischen Anschlägen im Vertragsgebiet, 
bei provozierten militärischen Zwischenfällen, 
etwa vor der libyschen Küste, ... keine Anwen-
dung (findet). Es darf kein Zweifel daran beste-
hen, daß sich die militärische Funktion der 
NATO ausschließlich auf die Verteidigung des 
Vertragsgebiets beschränkt. 

Die Bundesrepublik hat ein elementares Inter-
esse daran, daß Logistik, Bewaffnung und Per-
sonal der in der Bundesrepublik befindlichen 
NATO-Einheiten nur zur Verteidigung des Ver-
tragsgebiets eingesetzt werden können. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer solche Anträge stellt wie die GRÜNEN heute 
zum Wartime-Host-Nation-Support-Abkommen, der 
leistet einer anderen, für uns gefährlichen Interpre-
tation böswillig Vorschub. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ich füge hinzu: Die SPD lehnt jede ausdrückliche 
und stillschweigende Ausdehnung des NATO-Ver-
tragsgebietes ab. Die Bundesrepublik trägt im Zen-
trum Europas zwischen den hochgerüsteten Mili-
tärblöcken das Risiko des konventionellen Krieges, 
des Krieges mit taktischen Atomwaffen und Mittel-
streckenraketen, das Risiko des chemischen Krie-
ges ohne Unterschied für militärisches Personal 
und zivile Bevölkerung. Wir können nicht zulassen, 
daß diese Risiken noch durch die Beteiligung an 
Konflikten steigen, in die unsere Bündnispartner 
durch globale Interessen verwickelt sind. Wir ver-
kennen nicht, daß die Sicherheit der NATO durch 
Vorgänge außerhalb des Vertragsgebiets gefährdet 
werden kann. Die NATO muß darauf mit Mitteln 
der Diplomatie, der Wirtschaftspolitik und der Ent-

wicklungshilfe gemeinsam reagieren. Sie darf nicht 
zum Sheriff der Weltpolitik werden. 

Die Bekämpfung des internationalen Terrorismus 
ist Aufgabe von Polizei und Justiz in internationaler 
Zusammenarbeit. Sie muß verbessert werden. Die 
SPD unterstützt den Vorschlag des Auswärtigen 
Amtes, mit den arabischen Staaten in eine ver-
stärkte Zusammenarbeit einzutreten. Dabei muß 
auch die Verantwortung einzelner Regierungen im 
Nahen Osten für terroristische Anschläge geklärt 
und angemessen reagiert werden. Wir schließen da-
bei wirtschaftliche Sanktionen bei klarer Beweis-
lage nicht aus. Wir werden aber auch bei uns zu 
Hause im Bereich der passiven Sicherheit das Er-
forderliche tun müssen, um die Gefahr terroristi-
scher Anschläge zu mindern. 

Wir teilen die Rechtsauffassung der Bundesregie-
rung, daß die amerikanische Militäraktion in sou-
veräner Entscheidung der amerikanischen Regie-
rung vorbereitet und durchgeführt worden ist. Die 
Souveränität, mit der sich die USA über die Beden-
ken der europäischen befreundeten Staaten hin-
weggesetzt haben, ist dafür auch ein faktisches In-
diz. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ja, so ist es!) 

Die NATO-Verbündeten mußten demnach nicht 
konsultiert, nicht gefragt werden. Aber die Art, wie 
die Verbündeten und die NATO-Gremien informiert 
oder nicht informiert worden sind, geben noch zu 
schwerwiegenden Fragen und Bedenken Anlaß, die 
bei anderer Gelegenheit geklärt werden müssen. 
Mein Kollege Wischnewski wird diese notwendige 
Klärung hier noch beginnen. 

Ich finde es jedenfalls bemerkenswert, daß aus 
dem Brüsseler Hauptquartier der NATO zu verneh-
men ist, die Sowjetunion sei von dem bevorstehen-
den Bombardement in Libyen informiert worden, 
bevor die NATO-Gremien überhaupt in Kenntnis 
gesetzt wurden. Offenbar funktioniert die Sicher-
heitspartnerschaft bei souveränen Entscheidungen 
einer Supermacht für militärische Aktionen besser 
als bei gemeinsamen Bemühungen der Bündnissy-
steme für Rüstungskontrolle und Abrüstung. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist für uns Sozialdemokraten kein Grund zur 
Resignation. Wir werden nicht aufhören, für eine 
friedliche Konfliktregelung und für Entspannung 
zu arbeiten. 

Nirgendwo ist diese Aufgabe dringlicher als im 
Nahen Osten. Diese Region darf für das Ende unse-
res Jahrhunderts nicht die verhängnisvolle Rolle 
spielen, die zu seinem Beginn der Balkan am Vor-
abend des Ersten Weltkriegs hatte. Hier sind wir 
auch in nationaler Verantwortung gefordert. Es 
liegt im elementaren Interesse der Bundesrepublik, 
weder Waffen noch Rüstungsgüter in diese Region 
zu liefern, 

(Beifall bei der SPD) 

übrigens Waffen und Rüstungsgüter, deren sich 
auch der internationale Terrorismus bei seinen An- 
schlägen bedient; eines der traurigsten Kapitel des 
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grauen, noch nicht einmal des schwarzen Waffen-
handels. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundesrepublik muß jede Chance nutzen, 
ohne daß wir unsere Kräfte überschätzen, den Dia-
log zwischen den Konfliktparteien und Kriegsgeg-
nern zu fördern. Das gilt für den iranisch-iraki-
schen Krieg, im libanesischen Chaos der Gewalt, 
und das gilt für den arabisch-israelischen Konflikt. 
Das Ende militärischer Spannungen wäre ein Ge-
winn für den Weltfrieden und für unsere eigene 
Sicherheit. Aber wir machen uns keine Illusion, daß 
solche Lösung ein sofortiges Ende des internationa-
len Terrorismus bedeuten würde. Der islamisch-
arabische Raum befindet sich in Gärung. Religio-
nen und Ideologien, Völker und Personen kämpfen 
um die Vorherrschaft. Der Prozeß der Identitätsfin-
dung, der sich in dieser weltpolitischen Zone ab-
spielt, ist noch nicht zu Ende. Für uns ist er fremd, 
für die Menschen dort schmerzhaft. Er kann sich 
auch auf Europa gewalttätig auswirken. Deshalb 
bleiben internationale Zusammenarbeit und Vor-
kehrungen im nationalen Bereich zur Bekämpfung 
des Terrorismus eine Aufgabe von einiger Dauer. 
Es bleibt auch eine Herausforderung an das politi-
sche System der Bundesrepublik, diese Aufgabe un-
ter gleichzeitiger Wahrung unserer grundsätzlichen 
Freiheiten für Deutsche und Ausländer zu bewälti-
gen. Wir haben voraussichtlich schwierige Zeiten 
vor uns, die wir nach Möglichkeit gemeinsam beste-
hen sollten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Vizepräsident Stücken: Meine Damen und Herren, 
für die Bezeichnung „Terrorist", bezogen auf einen 
ausländischen Staatsmann, erteile ich dem Abge-
ordneten Ströbele einen Ordnungsruf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich weise ebenso den Zwischenruf zurück, der 
nicht namentlich festgehalten ist: „Sprach der Ter-
rorist Ströbele!". Auch das weise ich mit Nachdruck 
zurück. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich erteile dem Herrn Staatsminister im Auswär-
tigen Amt das Wort. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Die Erklärung der Außenminister 
der Europäischen Gemeinschaft ist von Besonnen-
heit und Festigkeit gekennzeichnet. Dies haben die 
Sprecher der Union, der FDP und der Sozialdemo-
kratischen Partei festgestellt. Ich fand, daß die De-
batte zwischen Regierungskoalition und Opposition 
bisher vom gleichen Ton bestimmt war. Das ist bei 
einem solchen Anlaß sicher gut. 

Der Bundeskanzler hat in seiner Erklärung, die 
gleichermaßen von diesen beiden Faktoren, Beson-
nenheit und Festigkeit, gekennzeichnet war, gesagt 
— ich zitiere, weil ich in diesem Zusammenhang zu 

einigen außenpolitischen Überlegungen kommen 
will —: 

Wenn wir Europäer den Amerikanern aus un-
seren Gründen nicht folgen wollen, müssen wir 
selbst mehr politische Initiativen entfalten, von 
denen auch mehr Wirkung ausgeht. Mit bloßen 
Klageliedern werden wir dem internationalen 
Terrorismus nicht beikommen können. Not-
wendig ist jetzt die gemeinsame politische Ak-
tion. 

Und weiter: 

Um den Terrorismus einzudämmen, gilt es vor 
allem, seinen Ursprung und seine Ursachen 
auszutrocknen. Viele Terroranschläge der letz-
ten Monate — das ist jedermann bekannt — 
haben ihren Ursprung im Nahost-Konflikt. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
deshalb hat die Bundesregierung bei den Begeg-
nungen in der Europäischen Gemeinschaft in den 
letzten Wochen ein zweistufiges Vorgehen vorge-
schlagen. Wir haben angeregt, zunächst ein Koope-
rationsabkommen zwischen der Europäischen Ge-
meinschaft und den sechs Staaten des Golf-Koope-
rationsrates anzustreben, das die Zusammenarbeit 
zwischen diesen beiden Staatengruppen in den Be-
reichen der Politik, der Wirtschaft, der Technologie, 
aber auch der inneren Sicherheit, regeln soll. Bei 
unseren Begegnungen in den letzten Wochen — ich 
selbst war in Katar, Bahrain, in den Vereinigten 
Arabischen Emiraten und in Saudi-Arabien, Bun-
desaußenminister Genscher hat Gespräche mit dem 
Generalsekretär der Arabischen Liga, Klibi, sowie 
in Tunesien, Marokko, Kuwait und Oman geführt — 
ist diesem Vorschlag der Bundesregierung viel 
Sympathie entgegengebracht worden. Es besteht 
die Chance, daß wir zu einem solchen Kooperations-
abkommen noch in diesem Jahr kommen werden. 
Das wäre ein Abkommen zwischen zwei Staaten-
gruppen wo man sich über die Prinzipien, um die es 
hier geht, leichter verständigen kann, als wenn man 
an den großen Rahmen denkt, der im zweiten 
Schritt angestrebt werden soll. 

Der zweite Schritt zielt darauf ab, etwas wieder 
stärker zu beleben, was bereits besteht, nämlich 
den europäisch-arabischen Dialog, eine Institution, 
die aus den Mitgliedern der Europäischen Gemein-
schaft einerseits und denen der Arabischen Liga 
andererseits besteht. Es ist kein Geheimnis, wenn 
man darauf hinweist, daß wir Ägypten natürlich 
einbezogen sehen wollen, wiewohl es im Moment 
nicht in der Arabischen Liga ist. Ägypten gehört zur 
arabischen Welt. Ohne Ägypten ist sie ein Torso. 
Das große Problem der Friedenssicherung läßt sich 
ohne Ägypten nicht bewältigen. 

Wir glauben, daß sich eine gemeinsame Konfe-
renz der Mitglieder der Arabischen Liga und der 
Europäischen Gemeinschaft zwei Themenkreise 
widmen sollte. Zum einen ist das, wie es der Bun-
deskanzler gesagt hat, das ursächliche Problem für 
manche terroristischen Erscheinungen, nämlich 
der Nahostkonflikt. Europäer und diejenigen arabi-
schen Staaten, die guten Willens und kompromißbe-
reit sind, sind aufgerufen, zur Überwindung dieses 
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Konflikts einen Beitrag zu leisten. Wir wollen in 
einem solchen Dialog mutige Ansätze wie die Ägyp-
tens, aber auch Jordaniens unterstützen, damit es 
zum Ausgleich zwischen Israel und seinen arabi-
schen Nachbarn kommt, zu einem Frieden in dieser 
Region, der auch das Recht der Palästinenser auf 
Selbstbestimmung verwirklicht, und damit einen 
der Anläße für manche Radikalität, für manchen 
terroristischen Ansatz beseitigen hilft. Auch hierfür 
dürfte nach den Entwicklungen der letzten Wochen 
die Bereitschaft gestiegen sein. 

Natürlich ist es wahr: Die Kritik an Libyen, die 
vorgebracht worden ist, ist begründet. Aber wir 
müssen auch einige andere Länder in dieser Region 
dringend auffordern, ihre Unterstützung für gewalt-
same Aktionen aufzugeben. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Ich appelliere dringend an unsere Gesprächspart-
ner in Syrien und im Jemen, ihre Unterstützung für 
die verbrecherische Terroristengruppe Abu Nidal 
aufzugeben und sie ins Gefängnis zu bringen. Das 
ist dringend geboten. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der SPD) 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
dieser Ansatz ist ein bewußt nicht konfrontativer 
Ansatz. Wir wollen dieses Problem gemeinsam mit 
den arabischen Staaten lösen. Der Terrorismus be-
droht sie und uns. Arabische wie europäische Politi-
ker und Diplomaten sind in großer Zahl getötet 
worden. Es ist nicht richtig, wenn der Eindruck ent-
steht, der Terrorismus sei ein Phänomen, das sei-
nen Ursprung in Arabien hätte und von da aus nach 
Europa gekommen wäre. Wir haben deutsche, fran-
zösische, italienische Terroristen und solche aus 
arabischen Ländern. Die Bedrohung geht gegen alle 
zivilisierten Staaten, ihre Völker und ihre Regierun-
gen. Deswegen müssen wir bei der Überwindung 
dieses Problems zusammenarbeiten. Wir haben das 
Instrumentarium dafür. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Entschließung der Zwölf vom vergangenen Montag 
beinhaltet eine breite Palette von Maßnahmen. Der 
Bundesinnenminister hat dargestellt, was er in sei-
nem Zuständigkeitsbereich zu tun gedenkt, um sie 
umzusetzen. Das ist gut so. Wir werden von seiten 
der Bundesregierung auch in den anderen Ressort-
bereichen eine schnelle Umsetzung der Maßnah-
men anstreben. Das Auswärtige Amt hat einige der 
Maßnahmen bereits umgesetzt. 

Ich möchte auch deutlich dem Eindruck wider-
sprechen, der gelegentlich von intressierter Seite 
geschürt wird, als hätten wir uns bislang nicht hin-
reichend angestrengt, den Terrorismus in dem Be-
reich zu bekämpfen, wo wir es können. Die Innen-
minister der vergangenen Jahre, von Genscher 
über Maihofer und Baum bis zu Zimmermann, und 
die Länderinnenminister — hier könnte ich nicht 
alle nennen; aber ich sehe den Kollegen Hirsch, und 
Willi Weyer habe ich in Erinnerung — haben sich  

bemüht, mit den Mitteln, die uns zu Gebote stehen 
— z. B. durch den Aufbau der GSG 9 —, alles in 
unseren Kräften Stehende zu tun, damit der Terro-
rismus wirkungsvoll bekämpft werden kann. Wir 
haben dabei Erfolge vorzuzeigen gehabt. Wir haben 
uns aber auch immer bemüht, einer Solidarisierung 
zwischen Terroristen und Sympathisanten entge-
genzuwirken. Das muß auch unser internationales 
Handeln bestimmen; das ist sehr bedeutsam. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Eine letzte Bemerkung: Natürlich macht es uns 
nicht froh — es beunruhigt uns —, wenn der Ein-
druck entsteht, als könnten die Ereignisse der letz-
ten Tage, die hier gewürdigt worden sind, auch ei-
nen Schatten auf den weiteren Fortgang der Ost -
West-Beziehungen werfen. Es gibt den Hinweis 
durch die Verschiebung des Treffens zwischen Au-
ßenminister Shultz und Außenminister Scheward-
nadse. Wir hatten gestern eine Unterredung mit 
dem scheidenden sowjetischen Botschafter hin in 
Bonn, Semjonow, und wir haben heute — ähnlich 
wie bei dieser Unterredung — eine offizielle Stel-
lungnahme aus Moskau gehört, was uns in diesem 
Punkt Grund gibt, zuversichtlicher zu sein, als man-
che vorhin das haben anklingen lassen. 

Die Sowjetunion hat auch in ihren kritischen 
Würdigungen der Vorgänge der letzten Tage nicht 
einen Hauch von Sympathie für terroristische Ak-
tionen erkennen lassen und hat auch Aktionen wie 
die jetzt hier gewürdigten nicht unterstützt. Sie hat 
dies auch bei den Debatten im UNO-Sicherheitsrat 
nicht getan. Sie hat zu erkennen gegeben, daß sie 
an einer Weiterentwicklung des Ost-West-Verhält-
nisses interessiert ist. 

Wir glauben, neben dem tatsächlich dringenden 
Problem des Terrorismus gibt es in Wahrheit für 
das Verhältnis zwischen Ost und West so viele drin-
gende Fragen, die geregelt werden müssen, daß es 
auch unvertretbar wäre, wegen der Ereignisse der 
letzten Tage den Ost-West-Dialog einzuschränken. 
Wir rufen deshalb die Sowjetunion auf, den Dialog 
fortzusetzen und ein Gipfeltreffen zwischem dem 
Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika 
und Generalsekretär Gorbatschow noch in diesem 
Jahr zu ermöglichen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Wischnewski. 

Wischnewski (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und liebe Kollegen! Nicht um recht zu behalten, son-
dern einfach um auf die historische Entwicklung 
hinzuweisen, möchte ich an eine Erklärung erin-
nern, die ich am 24. Januar dieses Jahres für meine 
Partei abgeben durfte, als klar war, daß sich die 
Situation zwischen den Vereinigten Staaten und Li-
byen von Stunde zu Stunde mehr zuspitzte. Wir 
sind j a durch diese Entwicklung nicht überrascht 
worden. Ich habe damals erklärt: 
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Gemeinsam das Notwendige tun. Der Stellver-
tretende Außenminister der USA hat die Bun-
desrepublik wieder verlassen. Die Bundesrepu-
blik wird sich dem Boykottbeschluß der Verei-
nigten Staaten gegen Libyen wie die übrigen 
europäischen Partner nicht anschließen. 

Wir haben das damals ausdrücklich unterstützt. 
Aber dann kommt der entscheidende Satz: 

Aber nur eine Ablehnung der amerikanischen 
Vorschläge ist natürlich völlig unzureichend. 
Zur Bekämpfung des Terrorismus sind kon-
krete Maßnahmen unverzichtbar. Der Mini-
sterrat der Europäischen Gemeinschaft muß 
am 27. Januar Beschlüsse fassen. Reden alleine 
hilft nichts. 

Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft 
hat an diesem 27. Januar die Beschlüsse nicht ge-
faßt, sondern erst jetzt am Montag, praktisch zu 
einer Zeit, als die Bombenflugzeuge bereits in der 
Luft waren. Die Zeit von damals bis heute ist verlo-
rengegangen. Ich sage das deshalb — ich will die 
einzelnen Punkte jetzt gar nicht aufführen —, um 
daran zu erinnern, daß nur nein sagen in dieser 
Auseinandersetzung keine Position für uns sein 
kann, daß wir eigene Beiträge hätten leisten müs-
sen und daß dies schon am 27. Januar hätte gesche-
hen müssen. Vielleicht wäre uns dann das Schicksal 
der Ereignisse von Montag zu Dienstag erspart ge-
blieben. 

Seit der Nacht vom Montag zum Dienstag hat 
sich in der Welt sehr viel verändert, meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen. Es gibt neuen Haß und 
neue Drohungen, mehr als zu jeder anderen Zeit 
vorher. Wir haben seit diesem Tage mehr Sorgen 
vor neuem Terrorismus, der auf Grund der Vor-
kommnisse verkündet wird; denn Gewalt erzeugt in 
den weitaus meisten Fällen immer wieder Gewalt. 

(Beifall bei der SPD) 

Seit jener Nacht von Montag zu Dienstag erleben 
wir in der Welt, daß nach einer langen Zeit der 
internationalen Isolierung von Ghaddafi eine 
starke Solidarisierung mit ihm erfolgt, auch von 
solchen Staaten, die das eigentlich gar nicht wollen; 
aber die sagen, in dieser Situation kommen sie gar 
nicht daran vorbei. Das gilt für die arabischen Staa-
ten einschließlich Ägyptens, das gilt für die islami-
schen Staaten, und wir werden in einigen wenigen 
Tagen erleben, was die Außenministerkonferenz 
der Blockfreien zu dieser Angelegenheit sagt. Wir 
werden ein sehr eindeutiges Urteil von dieser Seite 
bekommen. Wir erleben seit dieser Nacht, daß die 
Rückkehr Ägyptens in die arabische Familie, in die 
Arabische Liga, die auch für den Friedensprozeß 
unbedingt notwendig ist, ganz wesentlich erschwert 
wird; nach dem schwierigen Camp-David-Prozeß 
sind die Ägypter ausgeschlossen worden. Sie verlie-
ren auf Monate hinaus Zeit. 

Seit jener Nacht wissen wir aber auch, daß die 
Vereinigten Staaten auch sehr ernst vorgetragene 
Bedenken der europäischen Partner nicht so ernst  

nehmen, wie wir meinen, daß ernst genommen wer-
den muß. 

(Beifall bei der SPD — Ströbele [GRÜNE]: 
Das interessiert die überhaupt nicht!) 

Ich sage hier, lieber Herr Staatsminister Mölle-
mann: Ihr Wort in Gottes Ohr. Wir freuen uns, wenn 
die Verschiebung des Zusammentreffens der Au-
ßenminister der Sowjetunion und der Vereinigten 
Staaten nicht übermäßig lange dauert, sondern daß 
in überschaubarer Zeit dieses nachgeholt werden 
kann; wir können uns dem nur anschließen. 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Renger) 

Jede Entscheidung, die ein Staatsmann trifft, wird 
auch nach ihren Ergebnissen beurteilt. So müssen 
wir auch die Entscheidung des Präsidenten der Ver-
einigten Staaten auch nach ihren Ergebnissen be-
urteilen. Da bleibt mir nichts anderes übrig, als in 
aller Deutlichkeit zu sagen: Die Bombardierung 
von Tripolis und Bengasi in Libyen kann auch nach 
dem, was durch Ghaddafi geschehen ist, nicht ver-
antwortet werden und muß — von mir jedenfalls — 
klar und eindeutig verurteilt werden, weil sie mit 
dem Völkerrecht nicht in Einklang zu bringen ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE] — 
Feilcke [CDU/CSU]: Den Beifall von Herrn 

Ströbele würde ich mir verbitten!) 

Diese Entscheidung hat kein einziges Problem ge-
löst. 

Nun lassen Sie mich ein ganz deutliches Wort in 
bezug auf die Solidarität mit den Vereinigten Staa-
ten sagen. Ich bekenne mich zu dieser Solidarität. 
Dies ist auch der Grund gewesen, warum ich im 
Januar gesagt habe: Es muß bei der Europäischen 
Gemeinschaft etwas geschehen. Aber, meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen, Solidarität 
kann doch nicht bedeuten, daß ich etwas für gut 
halte, was nicht dem Völkerrecht entspricht, was 
den Vereinigten Staaten schadet und was uns allen 
schadet. Dies kann nicht Solidarität sein. 

(Beifall bei der SPD) 

In dieser Stunde besteht die Hauptaufgabe aller 
besonnenen Kräfte darin, weitere Eskalationen zu 
verhindern und den schon entstandenen großen 
Schaden zu begrenzen. Ich darf dazu einige Bemer-
kungen machen. 

Erstens. Wir verlangen die sofortige Rückkehr 
zur Politik. Wir wollen einen aktiven Beitrag lei-
sten, den Terrorismus zu bekämpfen, aber wir wis-
sen, liebe Kolleginnen und Kollegen, daß Flugzeug-
träger und Bomben keine geeigneten Mittel zur Be-
kämpfung des Terrorismus sind. Dafür gibt es in-
ternationale Erfahrungen genug. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP — Ströbele [GRÜNE]: Das sind 
Terrorakte! — Feilcke [CDU/CSU]: Weg

-

ducken auch nicht!) 

Zweitens. Die Ursachen für den Terrorismus der 
Region sind sehr unterschiedlich, aber unbestritten 
ist eine der Ursachen auch der Konflikt im Nahen 
Osten, der jetzt schon Jahrzehnte andauert. Viele 
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Menschen leben in absoluter Hoffnungslosigkeit. 
Ohne eine neue, wirkungsvolle und breit angelegte 
Friedensinitiative, an der beide Weltmächte betei-
ligt sein müssen, wird es keine neue Hoffnung in 
der Region geben. Dabei wissen wir, daß wir es mit 
drei sehr unterschiedlichen Krisen und Konflikten 
in der Region zu tun haben, unterschiedlich, aber 
direkt oder indirekt miteinander verbunden: dem 
eigentlichen Nahostkonflikt, dem grausamen Bür-
gerkrieg im Libanon und dem Krieg zwischen dem 
Iran und dem Irak. Zwischen allen drei Krisen und 
Konflikten bestehen Verbindungen. Uns erfüllen — 
das möchte ich auch in aller Deutlichkeit sagen — 
gewisse Entwicklungen im religiösen Bereich die-
ser Region mit ganz, ganz großer Sorge. Ich sage 
das auch deshalb, weil der Bundeskanzler auf hun-
derte Tote im Libanon hingewiesen hatte, die mit 
den Problemen in Tripolis nichts zu tun hatten, son-
dern die in ganz anderen Ländern ihre Ursache und 
ihren Grund haben. 

Drittens. Wir halten weiter an einem Ausbau der 
internationalen Zusammenarbeit bei der Bekämp-
fung des Terrorismus fest, insbesondere mit den 
arabischen Staaten. In diesem Zusammenhang bit-
ten wir die Bundesregierung, die Idee einer inter-
nationalen Polizeieinheit zur Bekämpfung des Ter-
rorismus sehr genau zu prüfen. Wir haben mit der 
GSG 9 eine hervorragend ausgebildete und ausge-
rüstete Truppe; aber aus den Erfahrungen, die wir 
im Jahre 1977 — ich kann mich sehr bitter daran 
erinnern — gemacht haben, wissen wir, daß es in 
vielen Ländern überhaupt gar keine Chance gibt, 
eine nationale Polizeitruppe zum Einsatz zu brin-
gen. Sehr viel günstiger wären die Voraussetzungen 
mit einer internationalen Truppe, wenn man sich 
von vornherein darum bemüht, mit vielen Ländern 
entsprechende Verträge abzuschließen. 

Viertens. Wir sollten dies sehr ernst nehmen, jetzt 
nicht nur auf ein Land zu schauen. Ich stimme mit 
der Beurteilung dessen, was hier über Libyen ge-
sagt worden ist, überein und will das nicht wieder-
holen. Aber es gibt andere Plätze, und ich habe 
Anlaß, die Bundesregierung auf diese Situation aus-
drücklich aufmerksam zu machen. Wir kommen in-
nerhalb kürzester Zeit wieder auf dieses Thema zu-
rück. 
Fünftens. Wir haben unseren Sicherheitsmaß-

nahmen im eigenen Lande gegenüber dem Bünd-
nis, gegenüber den Vereinigten Staaten, aber auch 
gegenüber Israel, gegenüber jüdischen Einrichtun-
gen in der nächsten Zeit ganz besondere Aufmerk-
samkeit zu widmen. 

Sechstens. Unter den Verbündeten muß der Kon-
sultationsmechanismus verbessert werden. Ich 
sage dies ausdrücklich für Maßnahmen außerhalb 
des Bündnisses — ich spreche nicht von dem Bünd-
nismechanismus —, aber für Maßnahmen, die die 
Interessen der Europäer in ganz besonderem Maße 
berühren. 

Wenn ich es richtig sehe, hat es das letztemal vier 
unterschiedliche Informationsstadien gegeben. Er-
stens: Die Engländer sind ganz offiziell um die Zu-
stimmung zum Start gebeten worden und haben 
diese Zustimmung auch gewährt; sie haben natür-

lich vor der Ministerkonferenz weitgehend Be-
scheid gewußt. 

Zweitens. Dann sind die informiert worden, die 
um Erlaubnis für den Überflug gebeten worden 
sind und die — wie die Französische Republik und 
Spanien — mit ihrer Entscheidung diesen Überflug 
abgelehnt haben. 

Drittens ist die Sowjetunion informiert worden, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Und der Rest ist 
den Presseagenturen überlassen worden!) 

und wir gehören — das ist der vierte Punkt — zu 
denjenigen, die eigentlich überhaupt nicht richtig 
informiert worden sind. 

(Ströbele [GRÜNE]: Nachträglich!) 

Ich denke, es besteht Anlaß, über diese vier Grup-
pen sehr unterschiedlicher Behandlung durch unse-
ren Vormann im Bündnis einmal in aller Deutlich-
keit zu beraten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Um so unterwürfiger 
sind wir! — Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das 
gleicht die Bundesregierung ja durch 
stramme Haltung aus! — Ströbele [GRÜ

-

NE]: Ja, durch Unterwürfigkeit und durch 
Mangel an eigener Politik!) 

Es kommt noch etwas hinzu, und das möchte ich 
sagen, weil vorhin von den Kilometern zwischen 
den Vereinigten Staaten und dem Mittelmeer die 
Rede war: Meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, wir müssen die Vereinigten Staaten drin-
gend um Verständnis dafür bitten, daß die Men-
schen in Rom, in Marseille und in Athen mehr 
Angst haben, wenn im Mittelmeergebiet bombar-
diert wird, als die Menschen in San Francisco und 
in New York. Das ist ein normaler Vorgang, und 
dafür bitte ich um Verständnis. 

(Beifall bei der SPD — Senfft [GRÜNE]: 
Das interessiert die doch überhaupt 

nicht!) 

Siebentens — dies hat mein Fraktionsvorsitzen-
der schon in aller Deutlichkeit gesagt —: Die Art 
und Weise, wie die sehr ernsten Sorgen der Euro-
päer aufgenommen worden sind, führt dazu, daß es 
nur eine Alternative gibt, nämlich die europäische 
Alternative. Das heißt, Sicherheitspolitik und Au-
ßenpolitik müssen in weit stärkerem Maße, als es 
jetzt der Fall gewesen ist, europäisiert werden. Eine 
andere Möglichkeit ist in dieser Frage nicht gege-
ben. Wahrscheinlich kann man nur auf diese Art 
und Weise dafür Sorge tragen, daß man im Bündnis 
ernst genommen wird. 

Uns wird dieses Problem in den nächsten Wochen 
noch in sehr ernstem Maße beschäftigen. Auch die 
letzten Informationen aus Libyen geben mir keinen 
Anlaß zur Beruhigung; die Situation scheint mir 
unübersichtlich zu sein. Es bleibt für uns von ent-
scheidender Bedeutung, alle Anstrengungen zu un-
ternehmen, um dabei mitzuhelfen, Eskalation zu 
verhindern, Schaden zu begrenzen und zur Politik 
zurückzukehren. Für Gemeinsamkeit in diesem 
Hause scheint mir dabei in vieler Hinsicht Platz zu 
sein. 
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Vielen Dank. 
(Beifall bei der SPD, bei der FDP und bei 

Abgeordneten der GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Stercken. 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte zunächst dem — 
sicherlich nicht zutreffenden — Eindruck entgegen-
treten, als bestünde zwischen den Fraktionen ir-
gendein Dissens in der Frage der Pietät, der Ehr-
furcht vor dem Tode aller Betroffenen. Ich schließe 
darin sogar die Attentäter mit ein, weil ich Zeuge 
war, wie sie in ihrer Jugend zum Haß und zum Ter-
ror erzogen worden sind. Auch das, glaube ich, ha-
ben Demokraten, die auf das Menschliche verpflich-
tet sind, in Betracht zu ziehen. Ich hatte gerade 
Gelegenheit, auch im Namen unserer deutschen De-
legation auf der Frühjahrstagung der Interparla-
mentarischen Union der 246 Opfer einer Flugka-
tastrophe zu gedenken, die auch Opfer zweier arabi-
scher Terroristen geworden sind, wie sich am Ende 
in der vergangenen Woche herausgestellt hat. Ich 
komme auf die Frage, warum so etwas in Mexiko 
geschieht, gleich noch zurück. 

Ich will einige Gedanken vortragen, die sich an 
das anschließen, was hier schon vorgetragen wor-
den ist. Ich habe mich selber gefragt, soll ich mich 
nun zunächst der Angemessenheit von Gegenmaß-
nahmen zuwenden, sie verteidigen, sie kritisieren? 
Ich glaube, die Regierungserklärung, die wir gehört 
haben, hat da eine gute Grundlage geschaffen. Ich 
meine, wir sollten eher nach den politischen Ursa-
chen fragen. Ich sage dies auch deshalb ausdrück-
lich, weil wir in anderen politischen Bereichen, 
etwa in den gemeinsamen Bemühungen um Ent-
spannung in der Welt, uns j a darauf verständigen 
konnten, daß die Herbeiführung von Entspannung 
etwas damit zu tun hat, daß Spannungsursachen 
beseitigt werden. Ich denke, wenn wir heute über 
die Angemessenheit von Gegenmaßnahmen spre-
chen, dann müssen wir etwas präziser danach fra-
gen, was denn eigentlich die ideologischen und poli-
tischen Hintergründe sind, die Menschen veranlas-
sen können, solche Mittel einzusetzen, gegen die 
wir uns zugegebenermaßen heute verzweifelt zur 
Wehr setzen. 
Ich habe in den letzten Jahren sehr aufmerksam 

die Politik der Libyer in Afrika verfolgt und ich 
habe mit Dutzenden von afrikanischen Politikern 
darüber sprechen können, die sich besorgt zeigten, 
in welchem Umfang hier Mittel — über die man 
natürlich in einem Ölstaat unbegrenzt verfügt — 
zur Subversion eingesetzt wurden. Es gibt bis zur 
Elfenbeinküste herunter nicht einen Staat, in dem 
dies nicht eine Rolle spielt. Ich rate uns dazu, daß 
wir den euro-arabischen Dialog auch auf die afrika-
nischen Staaten ausdehnen, die sich alle von dieser 
Form der Subversion Ghaddafis bedroht fühlen. Ich 
erinnere an den Tschad, ich erinnere daran, daß 
zweimal — sicherlich nicht mit besonderem Ver-
gnügen — der französische Staatspräsident sich ge-
zwungen sah, seine Truppen dort einzusetzen ange-
sichts einer Bedrohung, die, wie Sie alle wissen,  

auch vom Lande Ghaddafis ausging. Ich selbst bin 
Zeuge von Bombenangriffen auf sudanesische Dör-
fer gewesen. Ich bin in Äthiopien Zeuge geworden, 
daß in zwei Lagern mit libyschem Geld Terroristen 
für den Südsudan ausgebildet wurden. Ich habe 
mich von Tunesiern darüber unterrichten lassen, 
wie sich im einzelnen die seinerzeitigen Konflikte 
zwischen Libyen und Tunesien abgespielt haben. 
Ich finde, das gehört in die Betrachtung des heuti-
gen Tages mit hinein. Denn wenn wir schon, wie ich 
finde, zu Recht, nicht nur in der europäischen Ge-
meinsamkeit nach Konsens und nach mehr Koope-
ration, nach mehr Politik und auch vielleicht nach 
mehr Haftung suchen und wenn wir dies auch mit 
verständigen arabischen Staaten gemeinsam lei-
sten wollen, dann, meine ich, müsen wir alle diese 
Staaten, die in einer unterschwelligen Solidarge-
meinschaft mit uns stehen, in diesem Prozeß einbe-
ziehen. Ich habe gestern noch von einem Politiker 
aus Malta über die subversiven Einsätze der Libyer 
auf Malta gehört. Sie alle wissen, was sich in Grie-
chenland, in der Türkei und in anderen Länder ge-
tan hat, wo man versucht hat, extremistische Posi-
tionen ebenfalls mit reichlichem libyschem Geld 
auszustatten. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Genauso ist 
es!) 

Ich meine, dieser politische Kontext gehört mit in 
unsere Überlegungen hinein, denn alle diese Län-
der sehnen sich nach einer Politik, die sie von sol-
cher Art Subversion befreit. 

(Beifall 'bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte mich ausdrücklich dafür bedanken, 
daß sich Ziffer 5 der Erklärung von Den Haag nicht 
nur auf Libyen bezieht. Dies ist in Ihrem Beitrag, 
Herr Staatsminister Möllemann, soeben auch schon 
angeklungen. In ihm wird vielmehr auch daran er-
innert, daß ein Teil derjenigen, die uns — insbeson-
dere in Deutschland — mit ihrem Terror überzogen 
haben, aus Syrien, aus der Bekaa-Ebene und aus 
dem Südjemen kam. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, in dieser 
Stunde kann man ein Thema nur ansprechen, aber 
sicherlich nicht erschöpfend erörtern. Das ist die 
Frage, die die Europäer jetzt zu beantworten haben, 
wenn sie sich aktiver als bisher in diese Politik 
über das Mittelmeer hinweg einlassen, wie Sie, 
Herr Kollege Wischnewski, das soeben gefordert 
haben. Sie müssen damit natürlich auch Verpflich-
tungen übernehmen, denn wir können es sicherlich 
nicht mit einer Politik auf der Grundlage von Kom-
muniqués bewenden lassen, wie dies seinerzeit zur 
Sicherung von Interessen Israels auf dem Gipfel in 
Venedig geschehen sollte. Sie wissen, daß man am 
Ende nachgefragt hat: Was bedeuten denn eigent-
lich die Garantien, die wir da aussprechen wollen? 
Ich meine, bei der Interpretation des Kommuniqués 
von Venedig waren plötzlich wieder die Amerikaner 
gefordert, die dann dafür Sorge tragen sollten, daß 
sich solche Garantien der Europäer dann tatsäch-
lich realisieren lassen. Das kann doch nicht unsere 
Politik sein. 
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Das ist ja fast genauso wie im Libanon. Ich kann 

mir überhaupt nicht vorstellen, daß ein Amerikaner 
im Libanon, wo so viele Opfer zu beklagen sind, 
irgendwelche imperialistischen Interessen vertritt. 
Ich erinnere mich — wie Sie sich sicherlich auch — 
an  Dutzende von Gesprächen mit Amerikanern, die 
sich gewunden haben, erneut in dieses Abenteuer 
verstrickt zu werden. 

Jetzt haben die Europäer schon wieder zehn 
Kommuniqués verabschiedet. Aber wenn es darum 
geht, auf diese Weise zur Befriedigung eines Lan-
des beizutragen, dann sind es am Ende nur wieder 
die Amerikaner, die zuständig sind. 

(Ströbele [GRÜNE]: Mit ihren Kanonen

-

booten!) 

— Sie fahren Ihr Auto auf der Grundlage von Kano-
nenbooten. Beispielsweise am Persischen Golf mar-
kiert ja nicht etwa die Bundesrepublik Deutschland 
die Unversehrtheit des Zugangs zu den fossilen 
Rohstoffen, sondern da verlassen wir uns ja auch. 
wieder einmal mehr auf die Amerikaner, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Senfft 
[GRÜNE]: Genau das ist Imperialismus!) 

obwohl von dort aus fast kein Rohöl in die Vereinig-
ten Staaten transportiert wird. Ich meine, man muß 
das einmal in Betracht ziehen. Als letztes Argument 
kommt schließlich noch hinzu, daß die ganze Süd-
flanke der NATO — wenn man die tatsächlichen 
Kräfte dort einmal mißt — voll den Amerikanern 
überantwortet ist. Dies ist ja nicht wider unseren 
Willen geschehen; dies geschieht ja ausdrücklich 
deshalb, weil auf eine andere Weise die erforderli-
che Feuerkraft zu unserem Schutz in dieser Region 
des NATO-Verteidigungsgebietes überhaupt nicht 
gewährleistet werden könnte. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wasch mir 
den Pelz und mach mich nicht naß!) 

Meine Damen und Herren, ich habe mir eine wei-
tere Frage gestellt, als ich nach einer Interpretation 
der Ereignisse von Wien-Schwechat, Rom und jetzt 
auch von Mexiko nachdachte; denn diese drei Län-
der — Österreich, Italien, aber auch Mexiko — ha-
ben sich immer große Mühe gegeben, in besonderer 
Weise der arabischen Sache ihre Dienste anzubie-
ten und Verständnis zu zeigen. Daß ausgerechnet 
diese Länder durch drei so gravierende Attentate 
betroffen wurden, hat sicherlich seinen Grund dar-
in, daß sich die Opposition, die militante terroristi-
sche Opposition, gerade in diesen Ländern dagegen 
zur Wehr setzen wollte, daß es zur Verständigung 
im Nahen Osten kam. Herr Wischnewski, Sie wer-
den nicht der Auffassung widersprechen, daß wir, 
bevor es zu dieser Eskalation kam, in der Frage 
einer Regulierung des Nahen Ostens sehr erhebli-
che Fortschritte gemacht hatten. Ich darf Sie an die 
Einlassungen von König Hussein erinnern. 

Ich meine, daß zum Nahostkrieg auch folgendes 
gehört, wenn man schon dabei ist, Opfer zu bekla-
gen und sich zu fragen, wie man die Stabilität wie-
derherstellen könnte, was aber aus unseren demon-
strativen Überlegungen völlig herausfällt, nämlich 
daß in dieser Stunde wahrscheinlich wieder einige 
hundert Gefallene im iranisch-irakischen Krieg  

nicht darauf zählen können, daß sich ein Parlament 
in dieser Welt darüber sonderlich aufregt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn man schon Tote beklagt und Spannungs-
herde in dieser Welt bedenkt, dann finde ich es 
bedenklich, wenn man einen solchen Spannungs-
herd einfach notorisch übersieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich halte es für richtig, 
mich in der Frage des Verständnisses, das wir hier 
miteinander erörtern, auf etwas zu beziehen, was 
die Fraktionen dieses Hauses gemeinsam in die 
letzte Frühjahrskonferenz der Interparlamentari-
schen Union eingeführt haben. Auf eine andere 
Weise wird es hier wahrscheinlich kaum zur Kennt-
nis gelangen können. Dieser Vorschlag, den ich Ih-
nen vorlesen möchte, enthält eine Passage, die 
nicht angenommen worden ist. Dies weist uns viel-
leicht einen Weg, wo wir anzusetzen haben, wenn 
wir über die Dinge hinausgehen wollen, in denen 
eine vordergründige Verständigung möglich wird. 

Es heißt in dem deutschen Vorschlag: 

Die 75. Interparlamentarische Konferenz ist 
überzeugt, daß die Parlamente der Mitglied-
staaten einen entscheidenden Beitrag zur Be-
kämpfung des internationalen Terrorismus lei-
sten. 

Diese Konferenz verurteilt entschieden die At-
tentate, Geiselnahmen und Bombenanschläge 
in jüngster Zeit als Akte des Hasses und men-
schenverachtender Gewalt; 

brandmarkt solche Akte des internationalen 
Terrorismus und insbesondere die Fälle, in de-
nen einzelne Regierungen den Terrorismus di-
rekt oder indirekt unterstützen und ermutigen, 
als eine Mißachtung der durch die Völkerge-
meinschaft anerkannten Grundrechte der Men-
schen und als Angriffe auf die Rechtsordnung 
der Staaten; 

betont die außerordentliche Gefahr, die Akte 
des internationalen Terrorismus für das Zu-
sammenleben der Staaten und für Freiheit und 
Frieden bedeuten können; 

fordert nachdrücklich, daß Regierungen und 
Parlamente alle notwendigen Maßnahmen be-
schließen, um Akte des Terrorismus zu verhin-
dern und terroristische Gewalttäter zu bestra-
fen, 

— dann kommt der Satz — 

wobei auch ein Boykott entsprechender Flug-
häfen nicht ausgeschlossen werden sollte. 

Dies ist der Punkt, bei dem wir in Mexiko den 
Widerspruch einer Mehrheit von Staaten erfahren 
haben. Wenn es ans Eingemachte geht, so sagt man, 
glaube ich, in Berlin, dann fühlen sich eine ganze 
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Reihe von Staaten in konkreten Fragen betroffen. 
Dann wird das Ganze eliminiert. 

Ich knüpfe daran meine Anregung und meinen 
Wunsch, daß wir in dieser Frage konkreter werden. 
Ich sehe allerdings, daß diese Konkretisierung, die 
ich noch beabsichtigte, hier zeitlich nicht mehr 
möglich wird. 

Da hier soeben von Demonstration die Rede ge-
wesen ist, möchte ich hoffen, daß so spontane Erup-
tionen, wie sie gestern stattgefunden haben, viel-
leicht morgen und übermorgen auch denkbar wer-
den angesichts der Menschen, die in Afghanistan, 
in Kambodscha, im iranisch-irakischen Krieg, in 
den Bürgerkriegen der mittelamerikanischen Staa-
ten zugrunde gehen — und dies  oft  in einem viel 
größeren Umfang, als dies, wenn auch bedauerli-
cherweise, in der vorletzten Nacht geschehen ist. 
Ich hoffe, daß dann auch so spontan gehandelt wird. 
Ich hoffe, daß Ihre Solidarität mit den Betroffenen 
dann auch so deutlich wird, wie dies gestern durch 
die Rücksprache seitens der Fraktion DIE GRÜ-
NEN mit dem Geschäftsträger Libyens der Fall ge-
wesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Lange. 

Lange (GRÜNE): Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Dr. Stercken, im An-
schluß an Ihre letzte Bemerkung darf ich Ihnen fol-
gendes sagen: Wenn wir auf die Straße gehen, dann 
demonstrieren wir aus der Sicht von Betroffenen. 
Ob das getötete Afghanen oder Menschen in einer 
anderen Region dieser Welt sind, beispielsweise in 
Libyen, ist für uns ein und dieselbe Sache. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wann war 
die letzte Afghanistan-Demonstration? Die 

hat es doch nie gegeben!) 

Für uns wird das erst im Moment ein Problem, in 
dem unsere Regierenden in der Bundesrepublik 
diejenigen, die einen Bombenangriff auf unschul-
dige Zivilisten starten, als Freunde bezeichnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Da allerdings ist unsere Emotionalität in einem be-
sonderen Maße gefordert; das müssen Sie uns zuge-
stehen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wann ha

-

ben Sie je gegen Afghanistan protestiert?) 

Wir machen es uns nicht so einfach wie der Bundes-
kanzler, der hier heute zwar sicherlich eine bünd-
nistreue Rede, aber im Grunde eine sehr mitleid-
lose Rede gehalten hat. Wer — eine uralte, üble 
deutsche Tradition — Leid, Verwundete, Tote ge-
genseitig aufrechnet und daraus die Legitimation 
des eigenen Handelns und der eigenen Einstellung 
ableitet, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Genau das 
tun doch Sie!) 

handelt damit genau so unmoralisch wie damit, daß 
er die Leidenden, die Toten, die Verletzten in seiner 
Rede mit keinem Wort erwähnt hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dieser Kanzler, der hier vor ein paar Jahren als ein 
Kanzler auch der moralischen Wende angetreten 
ist, hat damit dokumentiert, daß er bestenfalls ein 
Kanzler des moralischen Endes in dieser Republik 
ist. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch!) 

Diese Rede hat das, glaube ich, mehr oder weniger 
klar verdeutlicht. 

(Ströbele [GRÜNE]: So ist es! — Weitere 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Dabei hat das gestern hoffnungsvoll angefangen. 
Wir haben seine Erklärung vor der Pressekonfe-
renz mit Interesse verfolgt. Er sagte dort: 

Jede Art von Terrorismus stößt auf die ent

-

schiedene Ablehnung der Staatengemein

-

schaft .. . 

Ich habe mir zuerst gedacht: Ja, gut, da muß doch 
offensichtlich der staatlich organisierte Terroris-
mus gemeint sein. Mit der Rede heute, allerdings 
hat er diese Hoffnung sehr enttäuscht. „Bündnis-
treue vor Moral", das ist auch hier seine Stellung-
nahme zu diesem abscheulichen Verbrechen, das 
die Vereinigten Staaten gegenüber der Bevölke-
rung von Tripolis ausgeführt haben. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Es ist schlimm, daß 
man sich einen solchen Quatsch hier anhö- 

ren muß!) 

Wenn es stimmt, daß Terrorismus — und das Wort 
wird hier viel gebraucht — ein Krieg ohne Kriegs-
erklärung ist, dann müssen wir den internationalen 
Terrorismus, aber auch den staatlich organisierten 
Terrorismus angreifen, egal, von welcher Seite er 
kommt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich denke, daß wir hier keine Debatte an der 
Oberfläche führen sollten. Es geht ja nicht nur um 
Terrorismus, es geht auch nicht nur um die Tat-
sache, daß hier offenbar ein Verrückter oder zwei 
Verrückte agieren: Oberst Ghaddafi auf der einen 
und der amerikanische Präsident auf der anderen 
Seite. 

(Feilcke [CDU/CSU]: So etwas ist unerhört! 
Der einzige Verrückte steht am Podium! 

Das ist unglaublich!) 

Es geht auch nicht nur um eine Politik der Stärke. 
Es geht im Prinzip darum, daß hier strategische 
Hegemonialansprüche der USA im Mittelmeer-
raum vorliegen, daß die USA der Sowjetunion dies 
nicht zugestehen und daß Oberst Ghaddafi in diesem 
Kalkül eine unberechenbare Größe bleibt. Dieser 
Zustand soll mit dem Instrument der Terrorismus

-

Diskussion beseitigt werden. Eine Bundesrepubik, 
die in der NATO bleibt, die selbst ein Instrument in 
der amerikanischen Global- und Hegemonialpolitik 
ist, kann sich nicht erhoffen, dahin gehend gestalte- 
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risch einzuwirken, daß ein Dialog zwischen Europa 
und den arabischen Staaten zustande kommt. Ich 
glaube, daß man den Nah-Ost-Konflikt vom Ost-
West-Konflikt befreien muß. Die europäischen 
Staaten, jedenfalls die westeuropäischen Staaten, 
vor allen die Bundesrepublik, Herr Kollege Dr. 
Stercken, müssen zunächst einmal ohne Eigennutz 
in dieser Region friedenspolitisch wirksam werden. 
Solange die USA militärische Aktionen, wie es so 
schön heißt, oder militärische Akte starten und da-
mit Leiden unter der Zivilbevölkerung anrichten 
und die Bundesrepublik sich dahinterstellt, mora-
lisch dahinterstellt, kann man nicht hoffen, daß von 
seiten der arabischen Staaten in irgendeiner Form 
eine Anerkennung der Politik der Bundesrepublik 
erfolgt. Ich denke, daß wir eine klare Sprache spre-
chen müssen. Der Bundeskanzler hat das nicht ge-
tan. Wir haben versucht, es zu tun. Wir hoffen, daß 
das die letzte Rede ist, die in diesem Sinne zu hal-
ten gewesen ist. Wir hoffen, daß sich die Amerika-
ner mäßigen und daß auch in dieser Region endlich 
friedenspolitische Prozesse beginnen können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Broll. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Darf man hier den 
amerikanischen Präsidenten einen Ver

-

rückten nennen?) 

Broil (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es war keine klare 
Sprache, die der Vertreter der GRÜNEN eben gebo-
ten hat. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie haben nicht zuge

-

hört!) 

Was aber klargeworden ist, ist die moralisch ab

-

grundtiefe und verwerfliche Haltung, mit der man

-

che Ihrer Vertreter — möglicherweise Sie selbst — 

(Ströbele [GRÜNE]: Reden sie von Reagan 
oder von wem?) 

durch Verwirrung jeden Begriffes Ursache und Wir-
kung, Unrecht und Gegenmaßnahmen vermischen 
und dabei versuchen, etwas mit von dem zu besor-
gen, was ja auch ein Ziel dieses Terrorismus ist. 

Der Terrorismus, über den wir heute sprechen 
und unter dem wir und viele andere Völker leiden, 
richtet sich j a nicht nur gegen die USA, 

(Ströbele [GRÜNE]: Vor allen Dingen ge

-

gen das libysche Volk!) 

obwohl er vorzüglich deren Bürger getroffen hat. Er 
richtet sich ebenso gegen uns. Wir beklagen j a auch 
tote und verletzte Bundesbürger und Berliner Mit-
bürger. Der Terrorismus richtet sich aber vorwie-
gend auch deswegen gegen uns, weil er Angst und 
Schrecken unter uns, den Verbündeten der Ameri-
kaner, verbreiten soll. 
Die schlimmste unter allen Reaktionen, die nach 

dem schlimmen Anschlag in Berlin zu beklagen 
war, war wohl die eines Berliner Gastwirts, der 
nach dem Anschlag auf die Diskothek an seiner 

Kneipe ein Schild mit etwa dem Inhalt angebracht 
hat: Amerikanische Soldaten dürfen hier nicht 
mehr herein. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das haben die Ameri

-

kaner von ihm verlangt!) 

Angst ist die schlimmste aller Reaktionen auf 
Terror, egal ob er von privaten Gruppen oder von 
Staaten organisiert und verursacht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Recht ohne Macht, aber auch Unrecht ohne Sank-
tionen — das bedeutet die Kapitulation vor dem 
Unrecht, das bedeutet die Aufgabe des Rechtsstaa-
tes. Deswegen bin ich nicht so sicher — ohne mir 
heute ein endgültiges Urteil anmaßen zu wollen —, 
ob das, was die Amerikaner für nötig gehalten ha-
ben — eine Maßnahme, die offenbar selbst in liby-
schen Kreisen für maßvoll erklärt worden ist; 
selbstverständlich nicht von Ghaddafi —, wirklich 
völkerrechtswidrig gewesen ist. 

Es ist ja ein Unterschied, ob die Libyer in den 
USA agieren, also unter dem möglichen Zugriff von 
amerikanischen Polizeibeamten, oder ob sie sich 
Drittstaaten, auswärtige Gebiete für ihre Aktionen 
aussuchen, für die wir verantwortlich sind — mit 
jener gewissen Schwäche, von der ja alle in bezug 
auf die europäischen Staaten gesprochen haben — 
und in denen die Amerikaner nicht zugreifen kön-
nen. 

(Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Lassen Sie mich das bitte ausführen. Sie haben 
ja selbst genug Gelegenheit gehabt, Ausführungen 
zu machen. Ich bin im übrigen gleich fertig. 

Wir sollten also sehr vorsichtig sein und nicht mit 
der Begriffsverwirrung fortfahren. Ich bedaure, daß 
sich aus manchen Äußerungen von SPD-Kollegen 
jede Richtung etwas heraussuchen konnte: die, die 
für die Amerikaner, die für die Bewahrung der 
NATO und des Bündnisses, für unsere Freund-
schaft mit den USA sind, und auch diejenigen, die 
Kritikpunkte suchen, um dieses Bündnis zu lockern 
und uns aus der Freundschaft mit den USA heraus-
zuführen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Schöne Freunde ha

-

ben wir da!) 

In der Bundesrepublik sind wir Betroffene dieses 
Terrorismus. Die innenpolitischen Maßnahmen, die 
der Herr Bundesinnenminister dargestellt hat, wer-
den die volle Unterstützung des Parlamentes brau-
chen. Unsere Sicherheitskräfte sind im Augenblick 
aufs äußerste angespannt. Aber auch die Furcht, die 
Angst vor weiteren Aktionen — ich hoffe, daß das, 
was dazu heute ausgeführt worden ist, nicht gesagt 
worden ist, um Angst in der deutschen Bevölkerung 
zu verbreiten — darf nicht dazu führen, daß wir uns 
das, was uns von Ghaddafi und seinen Schergen in 
seinem Staat angetan wird, bieten lassen oder daß 
wir die notwendigen Maßnahmen unterlassen, d. h. 
nur in einem moralischen Urteil verharren. 

Ich bitte, auch einmal daran zu denken, daß die 
Zusammenarbeit unserer Nachrichtendienste mit 
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anderen Nachrichtendiensten häufig verurteilt wor-
den ist. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das gilt vor allen Din

-

gen für den türkischen!) 

Das ist zuletzt erst wieder im Zusammenhang mit 
der Diskussion um die Begleitgesetze für den Si-
cherheitsbereich geschehen, die j a Datenschutzge-
setze sind. Sehen Sie bitte diese Kritik heute auch 
einmal unter dem Blickwinkel der jüngsten Ereig-
nisse. Was wäre in Zukunft, wenn es nicht immer 
auch noch Zusammenarbeit dieser Art mit verschie-
denen arabischen Staaten gäbe? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Ströbele 
[GRÜNE]: Jawohl, z. B. mit Libyen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
komme zum Schluß. Das, was wir heute an Terroris-
mus beklagen, geschah in der Regel im Namen von 
oder auch durch Araber und auch mehr oder weni-
ger im Namen des Islam. Wir wissen aber, die De-
batte heute und unsere Argumentation sind nicht 
antiarabisch und auch nicht. antimohammedanisch. 
Das Arabertum und der Islam haben außerordent-
lich starke, bewundernswerte Traditionen der Tole-
ranz und der Humanität. Gerade wir christliche 
Europäer sind im Laufe der Geschichte manchmal 
beschämt worden — angesichts dessen, was wir 
selbst dort im Mittelalter und später angerichtet 
haben. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Unterstützen wir diese Kräfte in den Ländern, die 
ja wie wir unter diesen terroristischen Aktionen, 
unter der Diktatur bestimmter Herren leiden! Wenn 
wir diesen Leuten allerdings nicht begegnen, dann 
stärken wir die Terroristen und schwächen die 
Kräfte, die auch unter ihnen leiden und die Wider-
stand leisten wollen. Auch aus diesem Grunde soll-
ten wir das, was wir zu der amerikanischen Aktion 
und zu unseren eigenen Maßnahmen sagen, sehr 
wohl bedenken und abwägen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Holtz. 

Dr. Holtz (SPD): Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Im Geiste der guten Zusammenarbeit, die 
wir in der Interparlamentarischen Union zwischen 
den Fraktionen pflegen, und auch zur Ehrenrettung 
der IPU möchte ich ergänzend zu dem, was Herr 
Dr. Stercken, der Präsident des Interparlamentari-
schen Rates, gerade gesagt hat, anfügen, daß die 
IPU doch dem Vorschlag der Bundesrepublik 

Deutschland gefolgt ist und in ihrer Resolution be-
schlossen hat: Regierungen und Parlamente sind 
aufgefordert, alle notwendigen Maßnahmen, ein-
schließlich eines Boykotts betreffender Flughäfen, 
zu ergreifen, um Terrorakte zu verhüten und Terro-
risten zu bestrafen. In dieser wichtigen Resolution 
werden dann noch drei maßgebliche Forderungen 
aufgestellt. 

Erstens. Die Regierungen sollen einzeln und in 
Zusammenarbeit mit anderen Regierungen wie 
auch mit den relevanten UN-Organen zur Beseiti-
gung jener Ursachen beitragen, die dem internatio-
nalen Terrorismus zugrunde liegen. 

Zweitens. Auch wir als Parlamente sollen unsere 
Zusammenarbeit untereinander verstärken. 

Drittens. Alle Staaten sollen viel enger als bisher 
miteinander zusammenarbeiten, insbesondere 
durch den Austausch von relevanten Informatio-
nen, die Verhaftung, Verfolgung oder Auslieferung 
von Terroristen sowie den Abschluß besonderer 
Verträge. Ich meine, daß die Verwirklichung dieser 
Forderungen mit dazu beitragen könnte, uns von 
der Geißel des modernen Flugzeugzeitalters zu be-
freien. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-ten der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Ent-
schließungsanträge. Zuerst stimmen wir über den 
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/5320 ab. Wer diesem Entschlie-
ßungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe? — Enthaltun-
gen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über den Entschließungs-
antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
10/5328 ab. Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe? 
— Enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Ta-
gesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 17. April 
1986, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 17.09 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens * 18. 4. 
Bamberg 18.4. 
Brandt 18.4. 
Büchner (Speyer) * 17. 4. 
Egert 16. 4. 
Ertl 18. 4. 
Frau Fuchs (Verl) 16. 4. 
Dr. von Geldern 16. 4. 
Hauser (Krefeld) 18.4. 
Heistermann 16. 4. 
Heyenn 16. 4. 
Höffkes 16.4. 
Frau Kelly 18.4. 
Frau Krone-Appuhn 18. 4. 
Schröer (Mülheim) 16.4. 
Tischer 18. 4. 
Verheugen 18.4. 
Dr. Voigt (Northeim) 16. 4. 
Voigt (Sonthofen) 16.4. 
Frau Wagner 18. 4. 
Werner (Dierstnrf) 18. 4_ 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage der Abgeordneten Frau Blunck (SPD) 
(Drucksache 10/5309 Frage 1): 

Welche Maßnahmen wurden seitens der Bundesregierung 
ergriffen, um bereits in die Bundesrepublik Deutschland 
importierten italienischen Wein auf die Beimischung von 
Methanol zu überprüfen? 

Die Bundesregierung hat schon beim ersten Ver-
dacht, daß italienische Weine mit Methanolzusatz 
aus Italien in andere Länder exportiert worden sein 
könnten, eine Reihe von Maßnahmen getroffen, die 
eine Überprüfung von italienischen Weinen in Gang 
setzten. 

Am 21. März 1986, als das Bundesgesundheitsamt 
dem Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit

amtiicher

trauliche Informationen zum 
Auffinden verfälschter italienischer Weine in 
Frankreich berichtete, veranlaßte das Ministerium 
noch am selben Tag folgendes: 

- Die für die Weinüberwachung zuständigen Län-
derbehörden wurden über den Sachverhalt un-
terrichtet und ersucht, verdächtige Weine aus 
Apulien und Piemont zu untersuchen; 

- das Bundesministerium der Finanzen wurde ge-
beten, die Zolldienststellen anzuweisen, derar-
tige Erzeugnisse nur nach amtlicher Prüfung 
zollamtlich abzufertigen; 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

- den italienischen Behörden wurde der Wunsch 
mitgeteilt, die Bundesregierung unverzüglich 
über die dort vorliegenden Informationen zu un-
terrichten; 

- die Öffentlichkeit wurde über den Verdacht in-
formiert und vor dem Verzehr von Weinen aus 
den genannten italienischen Regionen gewarnt. 

Als weitere Informationen über verfälschte italie-
nische Weine auch aus anderen Regionen Italiens 
bekannt wurden, hat die Bundesregierung die Ein-
fuhrkontrolle verschärft und die Warnung vor ita-
lienischen Weinen erweitert. 

Die für die Weinüberwachung zuständigen Län-
derbehörden haben unmittelbar nach dem Be-
kanntwerden der Verfälschungen von italienischen 
Weinen mit Methanol veranlaßt, daß verdächtige 
Weine sichergestellt wurden, bis die Ergebnisse von 
Untersuchungen vorlagen. Darüber hinaus werden 
auch weiterhin italienische Weine auf allen Han-
delsstufen auf unzulässige Methanolgehalte ge-
prüft. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Druck-
sache 10/5309 Frage 2): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Feststellung des 
Deutschen Caritasverbandes, daß für 1,3 Millionen Bundes-
bürger die Leistungen der Sozialhilfe nicht mehr die Auf-
wendungen für ein menschenwürdiges Leben decken, und 
welche Konsequenzen wird sie aus den Erfahrungen der Ca-
ritas ziehen? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Deutschen Caritasverbandes nicht. „Aufgabe der 
Sozialhilfe ist es, dem Empfänger der Hilfe die Füh-
rung eines Lebens zu ermöglichen, das der Würde 
des Menschen entspricht" (§ 1 Abs. 2 Satz 1 BSHG). 
Diesem gesetzlichen Auftrag entspricht grundsätz-
lich das Leistungsniveau in der Sozialhilfe, wobei 
der Realwert der Sozialhilfe-Regelsätze über einen 
längeren Zeitraum Schwankungen unterworfen 
sein kann - bedingt durch unterschiedliche Regel-
satzerhöhungen und unterschiedliche Preissteige-
rungsraten. So sind z. B. die Regelsätze in der Zeit 
von Ende 1979 bis Ende 1982 im Bundesdurch-
schnitt um real, d. h. nach Abzug der Preissteige-
rungen, 3 v. H. gesunken und in der Zeit von Anfang 
1983 bis heute um 5 v. H. real gestiegen. Das jetzt 
erreichte Kaufkraftniveau der Regelsätze, die zum 
1. Juli 1985 im Bundesdurchschnitt um rund 8 v. H. 
erhöht worden sind, liegt jedenfalls noch über dem 
früher erreichten Höchststand von 1973. 
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Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Enders (SPD) (Drucksache 
10/5309 Frage 9): 

Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung mit den so-
genannten „Haifischzähnen" gemacht, die Geisterfahrer vor 
falschem Auffahren auf die Gegenfahrbahn der Bundesauto-
bahnen warnen sollen, und gedenkt sie, die inzwischen meist 
abgenutzten Zeichen zu erneuern? 

In Übereinstimmung mit der Bundesanstalt für 
Straßenwesen ist die Bundesregierung der Ansicht, 
daß die Verhinderung von Falschfahrten am wirk-
samsten mit den StVO-Verkehrszeichen und Mar-
kierungen erfolgt. „Haifischzahn"-Markierungen 
zählen nicht dazu. Sie sollten daher weder ange-
bracht noch erneuert werden. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Eylmann (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/5309 Frage 10): 

Wann sind der Bundesregierung die für die niedersächsi-
sche Landesregierung zur A 26/B 73 erstellten Gutachten zu-
geleitet worden, lagen sie insbesondere rechtzeitig zu den 
Ausschußberatungen vor? 

Der Bundesregierung lag das Gutachten „Varian-
tenuntersuchung zur geplanten A 26 Stade—Ham-
burg" seit Ende November 1985 vollständig vor. Da-
mit war gewährleistet, daß der Verkehrsausschuß 
des Deutschen Bundestages die Ergebnisse des 
Gutachtens mit würdigen konnte. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Pfuhl (SPD) (Drucksache 10/5309 
Frage 11): 

Welche Ergebnisse zeigt der vom Bundesministerium für 
Verkehr durchgeführte Modellversuch „Weniger Verkehrs-
zeichen" im Hinblick auf ländliche Gebiete? 

Der Schwerpunkt der Untersuchung liegt im 
kommunalen Bereich. 

Falls sich Erkenntnisse ergeben, die auch für 
ländliche Bereiche von Bedeutung sind, wird die 
Projektgruppe dies hervorheben. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Bindig (SPD) (Drucksache 
10/5309 Fragen 12 und 13): 

Welche Auswirkungen auf die Haltung der Bundesregie-
rung zum Eisenbahn-Splügen-Projekt haben die neueren 
Entwicklungen in Italien, wo der Bau der Splügen-Transver-
sale in den Generalverkehrsplan Italien aufgenommen wor-
den ist, im Staatshaushalt für das Jahr 1986 für Durchfüh-
rungsstudien 10 Milliarden Lire (ca. 17 Millionen DM) einge-
stellt worden sind und die italienischen Bahnen angewiesen 
worden sind, mit den Planungsarbeiten für die Splügen-Linie 
zu beginnen, und in der Schweiz, wo der Beschluß des Bun-
desrates, das Thema neue Alpentransversalen erst in den 
90er Jahren zu behandeln, durch eine Abstimmung im Natio-
nalrat am 17. Dezember 1985 aufgehoben worden ist mit dem 
Ziel, eine frühere Entscheidung über das Splügen-Projekt zu 
erreichen? 

Ist die Bundesregierung angesichts der Bedeutung des 
Baus einer weiteren Eisenbahn-Alpentransversale, insbeson-
dere für den Güterverkehr zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Italien, bereit, sich innerhalb der EG und 
bilateral gegenüber der Schweiz und Italien aktiv für das 
Splügen-Projekt einzusetzen, oder ist ihre Haltung in der 
Splügen-Frage mehr durch passives Reagieren auf Entschei-
dungen in Italien und der Schweiz gekennzeichnet? 

Zu Frage 12: 

Die Bundesregierung begrüßt und unterstützt 
jede Verbesserung des Schienenverkehrs über die 
Alpen. Dafür hat sich auch Bundesminister Dr. 
Werner Dollinger anläßlich des Treffens der Ver-
kehrsminister der Bundesrepublik Deutschland, 
Österreichs, der Schweiz und Italiens am 1. Februar 
1986 in Zürich ausgesprochen. Natürlich liegt die 
Entscheidung darüber, welche Lösung zum Zuge 
kommt und wie sie im Detail aussehen wird, in 
erster Linie bei den territorial unmittelbar betroffe-
nen Staaten. 

Zu Frage 13: 

Die Bundesregierung setzt sich sowohl innerhalb 
der EG als auch bilateral bzw. trilateral für eine 
Verbesserung der alpenquerenden Verkehre im Ei-
senbahnbereich ein. 

Die Auswahl einer bestimmten Trasse oder eines 
Projektes ist vor allem davon abhängig, welche Lö-
sung von den unmittelbar betroffenen Staaten als 
durchführbar erachtet wird. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Frage des 
Abgeordneten Zierer (CDU/CSU) (Drucksache 
10/5309 Frage 18): 

Angesichts des für viele bereits angebrochenen Kabelzeit-
alters stellt sich im Interesse gleicher Informationsmöglich-
keiten aller Bundesbürger die Frage, wie viele Gebiete und 
damit welche Anzahl von Bürgern derzeit noch über einen 
unzureichenden Fernsehempfang der ersten bis dritten Pro-
gramme verfügen? 

Nach der Erschließungsübersicht der Deutschen 
Bundespost gibt es ca. 2 000 unversorgte Gebiete, in 
denen ein, zwei oder drei Programme fehlen. Dies 
bedeutet, daß im 1. Programm ca. 316 000 Einwohner, 
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im 2. Programm ca. 352 000 Einwohner und in den 3. 
Programmen ca. 540 000 Einwohner unversorgt 
sind. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Frage des 
Abgeordneten Lowack (CDU/CSU) (Drucksache 10/ 
5309 Frage 19): 

Aus welchen Gründen kann bislang über das Btx-System 
der Deutschen Bundespost noch keine Information aus fran-
zösischen Rechnern bezogen werden, und trifft es zu, daß bis-
lang vor allem die äußerst unflexible Haltung bei der Poste 
Telephone Telegraphe (PTT) verantwortlich ist? 

Aufgrund der Vereinbarung des Ministers für das 
Post- und Fernmeldewesen und des zuständigen 
Ministers Frankreichs vom 30. Oktober 1984 wur-
den die technischen Einrichtungen für den Verbund 
zwischen Bildschirmtext und Teletel, dem französi-
schen Videotextsystem, in Deutschland und Frank-
reich zum 30. September 1985 betriebsfähig bereit-
gestellt. Eine Inbetriebnahme des Verbundes schei-
terte bisher, da Frankreich die Eröffnung des Vi-
deotextverbundes von einer Zulassung französi-
scher Teletelgeräte in der Bundesrepublik Deutsch-
land abhängig macht. 

Von dem von Frankreich seit Mai 1985 zur Zulas-
sung vorgestellten Geräten konnte bereits ein Ge-
rät im August 1985 zugelassen werden. Die übrigen 
Zulassungsversuche scheiterten, da die elektri-
schen Zulassungsbedingungen, denen deutsche Ge-
räte auch unterworfen werden, von den französi-
schen Geräten bislang nicht eingehalten wurden. 
Eine erfolgreiche Zulassung hängt von der Nach-
besserung der Geräte durch die französische Indu-
strie ab. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) (Drucksache 
10/5309 Fragen 50 und 51): 

Erwägt die Bundesregierung noch in dieser Wahlperiode 
die Vorlage eines Gesetzentwurfs über weitere Strukturver-
besserungen für den einfachen Dienst, welche Maßnahmen 
kommen dabei nach ihrer Auffassung gegebenenfalls in Be-
tracht? 

Wie steht die Bundesregierung heute zu dem Vorschlag 
der Fraktion der SPD (Drucksache 10/4238), die allgemeine 
Stellenzulage bis einschließlich Besoldungsgruppe A 7 als er-
sten Schritt in die Grundgehaltstabelle einzubauen? 

Zu Frage 50: 

Die Bundesregierung sieht es in Übereinstim-
mung mit der Entschließung des Deutschen Bun-
destages vom 14. November 1985 für notwendig an, 
die Aufgaben der strukturellen Weiterentwicklung 
des öffentlichen Dienstrechts Schritt für Schritt zu 
lösen. Die Verbesserungen im Vierten Gesetz zur 

Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften stel-
len bereits einen wichtigen Fortschritt, besonders 
für die Besoldung des einfachen Dienstes, dar. Die 
Bundesregierung wird der Entschließung entspre-
chend berichten, welche weiteren dienstrechtlichen 
Maßnahmen zu erwägen und welche vordringlich 
sind. 

Zu Frage 51: 

Zur Frage des Einbaus der sogenannten Harmo-
nisierungszulagen in die Grundgehälter verweist 
die Bundesregierung auf ihre Gegenäußerung zur 
Stellungnahme des Bundesrates zu dem Entwurf 
eines Vierten Gesetzes zur Änderung besoldungs-
rechtlicher Vorschriften in Anlage 3 der Bundes-
tagsdrucksache 10/3789. Die Bundesregierung hält 
im Hinblick auf die vielschichtigen Probleme des 
Zulageneinbaus eine isolierte Lösung nur für die 
genannten Besoldungsgruppen nicht für zweck-
mäßig. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Weng (Gerlingen) (FDP) (Druck-
sache 10/5309 Frage 61): 

Ist die Bundesregierung bereit, die Einführung einer be-
sonderen Prüfung bzw. einer besonderen Genehmigung für 
Halter oder Führer auf Menschen abgerichteter Hunde vor-
zusehen? 

Wie mein Kollege Dr. Waffenschmidt in der Fra-
gestunde vom 15. Januar 1985 auf die Fragen 38 und 
39 der Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) aus-
geführt hat, erscheinen der Bundesregierung die 
bestehenden Vorschriften für Haltung, Züchtung 
und Abrichtung von Hunden ausreichend. Der von 
Ihnen angesprochene Gesichtspunkt, wegen mögli-
cher Gefährdung die Einführung einer besonderen 
Prüfung bzw. einer besonderen Genehmigung für 
Halter oder Führer auf Menschen abgerichteter 
Hunde vorzusehen, gehört wesensmäßig dem Be-
reich „Polizei- und Ordnungsrecht" an, von dem im 
Kompetenzkatalog der Art. 73, 74 Grundgesetz deut-
lich wird, daß er grundsätzlich der Länderkompe-
tenz zugehört. Daher können allenfalls die Bundes-
länder in dem von Ihnen genannten Sinne gesetzge-
berisch tätig werden. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Enders (SPD) (Drucksache 
10/5309 Frage 54): 

Hat die Bundesregierung die Absicht, die RASRO-Organi-
sation (Rescue at Sea Resettlement Officers) zu unterstützen, 
um mehr Aufnahmeplätze für die Wiederansiedlung von 
Flüchtlingen aus Indochina, die auf hoher See von Handels-
schiffen gerettet wurden, in Drittländern bereitzustellen? 
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Die Bundesregierung prüft einen Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zum RASRO-Pro-
gramm des UNHCR. Sie verweist darauf, daß schiff-
brüchig gewordene Flüchtlinge, die von Schiffen ge-
rettet werden, die die Bundesflagge führen, ohnehin 
zahlenmäßig unbegrenzt in der Bundesrepublik 
Deutschland Aufnahme finden. 

Probleme bereitet in erster Linie die Unterbrin-
gung der Flüchtlinge, die von Billigflaggenschiffen  

aus Seenot gerettet, von den Flaggenstaaten aber 
nicht aufgenommen werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist daher mit 
Beginn des Jahres 1985 dem DISERO-Programm 
des UNHCR beigetreten. Sie hat für dieses Pro-
gramm, das die Aufnahme solcher Flüchtlinge in 
Drittländern garantiert und den Flüchtlingen ein 
längeres Lagerleben in der Region erspart, zu-
nächst 200 Aufnahmeplätze bereitgestellt, von de-
nen noch etwa 80 Plätze nicht in Anspruch genom-
men worden sind. 
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